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Vorwort

Drei Jahrzehnte nach der Friedlichen Revolution 
und ein dreiviertel Jahrhundert nach dem Ende der 
nationalsozialistischen Diktatur werden mit sechs 
eng aufeinander abgestimmten Bausteinheften ins-
gesamt 308 Quellen veröffentlicht.

Diese Quellen stammen mit einzelnen Ergänzun-
gen überwiegend aus den Beständen des Landes-
archivs Sachsen-Anhalt und vermitteln einen be-
eindruckenden Einblick in die dichte archivische 
Überlieferung zu den beiden deutschen Diktaturen 
des 20. Jahrhunderts.

Archive bieten mit ihren originalen Quellen einen 
einzigartigen Zugang zur Geschichte, wobei die 
Nutzung am Original in den Lesesälen und für eine 
mittlerweile digitalisierte Auswahl auch über Online-
Angebote erfolgen kann – das Archivportal-D weist 
hier den Weg zu den unterschiedlichsten Überliefe-
rungen (https://www.archivportal-d.de/).

Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt stellt seine Quel-
len allen Nutzungsinteressierten für ergebnisoffene, 
individuelle Auseinandersetzungen mit historischen 
Themen zur Verfügung. In einer demokratischen 
und pluralistischen Gesellschaft ist der Zugang zu 
öffentlichem Archivgut grundsätzlich frei. Damit die 
Bürgerinnen und Bürger von diesem Recht umfas-
send Gebrauch machen können, müssen sie die 
Möglichkeiten des Archivzugangs kennen und sich 
kritisch mit historischen Themen auseinanderset-
zen können. Die Kooperation von Schulen, Einrich-
tungen der politischen Bildungsarbeit und Archiven 
kann hierfür die Voraussetzungen schaffen und ver-
langt zugleich ein besonderes Engagement aller Be-
teiligten.

Mit dem Projekt „Außerschulischer Lernort Lan-
desarchiv Sachsen-Anhalt“, in dem dieses Heft 
entstand, sollen Hemmschwellen bei Lehrer*innen 
und Archivar*innen abgebaut werden. Das Projekt 
fördert die Auseinandersetzung mit regionaler Ge-
schichte im Schulunterricht. Es soll Lehrer*innen 
den Einsatz von historischen Text- und Bildquellen 
im Unterricht erleichtern und zur Entwicklung von 
Projekten zur regionalen oder lokalen Geschichte 
anregen.

Archive als außerschulische Lernorte bieten einen 
einzigartigen Zugang zu Geschichte und machen 
Vergangenheit auf vielfältige Weise erfahrbar. Durch 
die Befähigung zum selbständigen Arbeiten mit 
Archivalien leistet die Archivpädagogik einen wich-
tigen Beitrag zum kritischen Umgang mit Quellen 
und Informationen. Die souveräne, eigenständige 
Auseinandersetzung mit historischen Themen er-

möglicht eine kritische Teilnahme am gesellschaft-
lichen Diskurs und ist demokratiefördernd.

Die Bausteinhefte der Reihe  bereiten 
sorgfältig ausgewählte historische Dokumente mit 
zahlreichen Hintergrundinformationen didaktisch 
auf. Sie ermöglichen es Lehrkräften, lokale und re-
gionale Geschichte zu vermitteln, die nicht im Schul-
buch vorkommt. Und sie erleichtern Schüler*innen, 
aber auch allen historisch Interessierten, den Weg in 
die Archive und den Zugriff auf die dort verwahrten 
Quellen.

Diese neue Publikationsreihe ist aus Sicht des Lan-
desinstituts für Schulqualität und Lehrerbildung 
mehr als eine Quellensammlung und mehr als eine 
archivpädagogische Handreichung. Die in insge-
samt sechs Bausteinheften didaktisch aufbereiteten 
und thematisch arrangierten Quellen fungieren als 
„Brücke“ in mehrfacher Hinsicht, denn sie ermög-
lichen:

•  �unkomplizierten und zugleich professionellen 
Zugang zu authentischen Originalquellen,

•  �schulformübergreifenden Einsatz in der 
Sekundarstufe I und/oder II,

•  �Weiterentwicklung der historisch-politischen 
Bildung und 

•  �Weiterarbeit in außerschulischen Lernorten.

Die didaktische und unterrichtspraktische Relevanz 
der Materialien resultiert auch aus einem expliziten 
Bezug zu den Fachlehrplänen der Sekundarschule 
und des Gymnasiums. Das Landesinstitut für Schul-
qualität und Lehrerbildung hofft, dass die in diesem 
Vorhaben angelegten „Brücken“ mit Leben und un-
terrichtspraktischen Erfahrungen sowie Einsichten 
gefüllt werden. Dafür steht die Publikation als klas-
sisches Printmedium und als navigierbares digitales 
Dokument mit Verlinkungen zu den Beständen des 
Landesarchivs zur Verfügung.

Aufgabe der Landeszentrale für politische Bildung 
ist, mittels vielfältiger Bildungsarbeit die Entwick-
lung eines freiheitlich-demokratischen Bewusst-
seins zu fördern und die Bereitschaft zur politischen 
Mitarbeit zu fördern. Daran anknüpfend soll die 
politische und kulturelle Bildungsarbeit in unserem 
Land, in allen öffentlichen und freien Bereichen so-
wie Institutionen angeregt und gefördert werden. 
Dafür erarbeitet und publiziert die Landeszentrale, 
auch zusammen mit vielen Kooperationspartnerin-
nen und -partnern, umfangreiche Materialien für die 
Bildungsarbeit im Land.
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Die Auseinandersetzung mit beiden deutschen Dik-
taturen des 20. Jahrhunderts ist ein Kernbestandteil 
der Arbeit der Landeszentrale für politische Bildung, 
die sich in vielfältigen Projekten, Veranstaltungen, 
didaktischen Handreichungen und Publikationen 
widerspiegelt. Ein besonderes Augenmerk wird 
dabei auch auf die landes- und regionalgeschicht-
lichen Ereignisse in Sachsen-Anhalt gelegt. Umso 
mehr ist es wichtig, mit Quellen auch aus unserem 
Bundesland eine breitgefächerte Bildungsarbeit zu 
ermöglichen.

Das Projekt „Außerschulischer Lernort Landesarchiv 
Sachsen-Anhalt“ wurde realisiert mit Fördermitteln 
des Bundesministeriums für Wirtschaft/ des Beauf-
tragten der Bundesregierung für die neuen Bundes-
länder. Die Veröffentlichung der Bausteinhefte erfolgt 
in Kooperation des Landesarchivs Sachsen-Anhalt 
mit dem Landesinstitut für Schulqualität und Lehrer-
bildung und der Landeszentrale für politische Bil-
dung. Diese Zusammenarbeit wollen wir auch bei der 
Vermittlung der Projektergebnisse und bei künftigen 
Projekten fortsetzen.

Dr. Detlev Heiden

Leiter des Landesarchivs 
Sachsen-Anhalt

Maik Reichel

Direktor der Landeszentrale  
für politische Bildung  
Sachsen-Anhalt

Thomas Schödel

Direktor des Landesinstituts  
für Schulqualität und  
Lehrerbildung Sachsen-Anhalt

Thomas Schödel, Maik Reichel und Dr. Detlev Heiden (Foto: Viktoria Kühne)
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Einleitung

Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt begreift sich als 
Kulturgut sicherndes und zugänglich machendes 
historisches Gedächtnis des Landes sowie als bür-
gerorientierter Informationsdienstleister. Seine viel-
fältigen Angebote werden mit den Bausteinheften der 
Reihe  um den Bereich der historischen 
Bildungsarbeit erweitert. Mit dem Aufzeigen quellen-
gestützter Wege zur Auseinandersetzung mit der 
doppelten deutschen Diktaturgeschichte des 20. Jahr-
hunderts möchte das Landesarchiv einen Beitrag zur 
Erinnerungskultur und Demokratieförderung leisten.   

 bietet exemplarische und didaktisch auf-
bereitete Materialien an, die zur weiteren Befassung 
sowie zur Arbeit mit den Quellen motivieren und zum 
Archivbesuch einladen sollen.

Zum Einstieg behandeln jeweils drei Bausteinhefte 
der neuen Reihe den Nationalsozialismus und die Ge-
schichte der DDR. Sie sind Ergebnisse des Projektes 
„Außerschulischer Lernort Landesarchiv Sachsen-An-
halt“, das an seinen Standorten Magdeburg (Verena 
Meier; Nationalsozialismus) und Merseburg (Till Goß-
mann; DDR) realisiert wurde. Die Bausteinhefte sollen 
Lehrer*innen, Schüler*innen und allen Interessierten 
einen multiperspektivischen Zugang zur Geschichte 
und ihren Deutungsmöglichkeiten bieten. 

Die eng begrenzte regionale Quellenauswahl mit kon-
sequenter Orientierung an ausgewählten Themen-
schwerpunkten ermöglicht die intensive, direkte und 
quellenkritische Auseinanderansetzung mit der histo-
rischen Überlieferung. Die übergeordneten Leitfragen 
nach Repression und Handlungsspielräumen, Jugend 
und Erziehung sowie Wirtschaft und Arbeit lagen bei-
den Teilprojekten zugrunde und ermöglichen sowohl 
Vergleichsperspektiven als auch die Wahrnehmung der 
Spezifika beider deutscher Diktaturen.

Eine konzeptionelle Klammer auch für künftige Bau-
steine der Reihe  bildet der Begriff der 
Gesellschaft. Dieser wird als Ausprägung des sozialen 
Zusammenlebens definiert, das seit der Frühen Neuzeit 
einen Handlungsrahmen ausbildete, welcher die indivi-
duelle Erfahrungswelt übersteigt – beispielsweise durch 
Recht, Ökonomie, Kommunikation, Globalisierung oder 
auch Digitalisierung. Die Pluralität der Gesellschaft wird 
durch eine Quellenauswahl zum Ausdruck gebracht, die 
einer holzschnittartigen Darstellung von historischen 
Ereignissen und Entwicklungen entgegenwirken soll. 
Lehrkräften und Schüler*innen, Bildungsarbeitenden 
und historisch Interessierten wird mit den Bausteinhef-
ten ein erleichterter Zugang zur Geschichte angeboten.

Die Materialien sind schulformübergreifend für Schü-
ler*innen ab der 9. Klasse ausgewählt und umfassen 
historische Quellen unterschiedlicher Niveaustu-

fen. Im Mittelpunkt des didaktischen Konzepts von 
 stehen regionales Lernen, das Arbeiten 

mit in der Regel ungekürzten Originalquellen, Sprach-
sensibilität durch Anmerkungen zu ideologischen, stig-
matisierenden oder herabwürdigenden Begriffen sowie 
die multiperspektivische Einordnung der Quellen. Die 
historischen Dokumente sind so aufbereitet, dass die 
jeweiligen Archivalien in den Entstehungskontext ein-
geordnet sowie die Komplexität und Ambivalenz histori-
scher Entwicklungen nachvollzogen werden.

Jedes Bausteinheft beginnt mit einem kurzen didak-
tischen Kommentar, der zugleich die inhaltlichen 
Schwerpunkte der Quellenauswahl skizziert. Eine de-
taillierte Quellenübersicht verschafft insbesondere den 
Lehrkräften einen Überblick über die im Baustein ent-
haltenen Quellen und informiert ausführlich über histo-
rische Hintergründe, Überlieferungsgeschichte und be-
sondere Merkmale der ausgewählten Archivalien.

Die thematischen Schwerpunkte dieses Bausteinheftes 
reichen in sechs Kapiteln von Schule und Universität 
bis zu Müttern, Schwangerschaft und NS-„Rassenideo-
logie“. Die Kapiteleinführungen führen in das jeweilige 
Thema ein und nehmen regionalgeschichtliche Bezüge 
auf. Zudem ordnen sie die dazugehörigen Quellen in 
den Gesamtkontext ein und zeigen Zielsetzung wie Mo-
tivation der jeweiligen Quellenauswahl auf. Eingefügte 
Erklärkästen liefern Hintergrundinformationen und er-
läutern Fachbegriffe. Rot hervorgehobene Sprachkäs-
ten geben Hinweise zu problematischen Begriffen und 
fördern so die Sprachsensibilität.

Jede Quelle ist mit einer kurzgehaltenen Einführung 
versehen, welche die für die Quellenarbeit notwendi-
gen Informationen bereithält. Die Quellen sind in der 
Regel ungekürzt abgedruckt. Für handschriftliche Do-
kumente werden zusätzlich Transkriptionen angeboten.

Die in der Quellensammlung dargestellten Archivalien 
beinhalten teilweise personenbezogene Angaben, die 
noch archivgesetzlichen Schutzfristen unterliegen. In 
solchen Fällen wurde in den Abbildungen geschwärzt 
und ein Pseudonym eingefügt.

Verena Meier und Till Goßmann als den Projektbearbei-
tenden sowie Dr. Riccarda Henkel, Dr. Björn Schmalz 
und Dr. Felix Schumacher, die das Projekt im Landes-
archiv Sachsen-Anhalt fachlich steuerten, gebührt mein 
besonderer Dank. Mit außergewöhnlichem Engage-
ment konnte ein ambitioniertes Projekt innerhalb eines 
knappen Zeitraumes mit umfänglichen und hoffentlich 
anregenden Ergebnissen abgeschlossen werden.

Detlev Heiden
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Dieser Baustein soll vermitteln, wie Kinder und Ju-
gendliche in der NS-Diktatur für übergeordnete poli-
tische Zwecke vereinnahmt wurden. Durch eine ras-
senideologisch ausgerichtete Bevölkerungs- und 
Geburtenpolitik begann dieser Zugriff bereits bei 
Zeugung und Geburt. Das Kapitel Mütter, Schwan-
gerschaft und die NS-„Rassenideologie“ zeigt auf, 
wie durch eine rassistische Gesetzgebung und eine 
mit umfassenden Machtmitteln ausgestattete Polizei 
verhindert werden sollte, dass sogenannte „arische“ 
bzw. „nordische“ Menschen mit Menschen, denen 
eine andere „Rasse“ zugeschrieben wurde, ein Kind 
zeugten. Wo dies nicht gelang, setzten frühzeitig Maß-
nahmen der Separierung und Verfolgung ein. Neben 
der NS-„Rassenideologie“ war die „Erbgesundheits-
lehre“ eine weitere ideelle Grundlage für Maßnahmen 
im Umgang mit Kindern im NS-Staat. Das Unterkapitel 
zum „Lebensborn“-Heim in Wernigerode verdeutlicht, 
dass Mütter bei unehelichen Geburten unterstützt 
wurden, wenn ihre Kinder dem nationalsozialistischen 
Idealbild entsprachen. 

Die ersten drei Kapitel greifen die unmittelbare Er-
fahrungswelt der meisten Schülerinnen und Schüler 
auf und widmen sich der schulischen und außerschu-
lischen Bildung und Erziehung. Sie sind daher the-
matisch besonders eingängig und die Quellentexte 
sind nicht zu komplex. Das Kapitel Schule und Uni-
versität geht auf die Verweigerung des Hitler-Grußes 
durch Schülerinnen und Schüler ein, die zu den Zeu-
gen Jehovas gehörten, sowie auf die Errichtung einer 
„Judenschule“ in Magdeburg. Darüber hinaus werden 
Erinnerungsberichte von ehemaligen Schülerinnen 
und Schülern in der NS-Zeit präsentiert. Diese wur-
den jedoch erst in den 1980er Jahren angefertigt und 
sind mit dem erinnernden Blick der Person zugleich 
Zeugnisse der individuellen und gesellschaftlichen 
Aufarbeitung in der DDR. Das Kapitel Nationalpoli-
tische Erziehungsanstalten (NPEA) und National-
politische Bildungsanstalten (NAPOBI) behandelt 
einen besonderen Schultypus der NS-Zeit. Solche 
Schulen befanden sich u. a. in Ballenstedt, Naumburg 
und Schulpforta. Mit dem Kapitel Außerschulische 

Bildung und Freizeitangebote der Hitler-Jugend 
(HJ) und des Bundes Deutscher Mädel (BDM) wird 
ein Einblick in die größten Massenorganisationen für 
Jugendliche im Nationalsozialismus gegeben. Dabei 
wird nicht nur verdeutlicht, dass die Mitgliedschaft 
durch die Freizeitangebote durchaus interessant für 
die Jugendlichen sein konnte. Es wird auch aufge-
zeigt, dass sie durch gesetzliche Zwangsmaßnahmen 
und einen hohen sozialen Druck erwirkt wurde.

Das Kapitel zum Reichsarbeitsdienst (RAD) zeigt, 
wie Jugendliche im Nationalsozialismus für wirtschaft-
liche und militärische Zwecke in Anspruch genommen 
und dies propagandistisch als „Erziehung“ kommuni-
ziert wurde. Der verstärkte staatliche Zugriff auf Heran-
wachsende im Zuge des Krieges ist ein Querschnitts-
thema, das sich in fast allen Kapiteln wiederfindet. 
Vormilitärische Ausbildung und Indienstnahme für 
die Wehrmacht nahmen in verschiedenen Bereichen 
einen immer höheren Stellenwert ein. Das Kapitel Un-
angepasste sowie „rassisch“ verfolgte Kinder und 
Jugendliche rückt neben der Verfolgung aus „rassi-
schen“ Gründen das „Unangepasstsein“ bzw. die zu-
geschriebene „Schwererziehbarkeit“ in den Fokus. So 
wurden mit den „Jugendschutzlagern“ spezielle Lager-
formen für diese Kinder und Jugendlichen errichtet. 

In allen Kapiteln werden die Zwangsmaßnahmen des 
Staates zur Inklusion sowie zur Exklusion deutlich. Die 
angestrebte Formung der „Volksgemeinschaft“ zeigt 
sich in all diesen Themen, auch wenn der Begriff 
selbst nicht immer in den Quellen verwendet wird. 
Aufgrund der Überlieferungslage in den staatlichen 
Archiven sind die meisten Quellen behördliche Ver-
waltungsdokumente. Sie geben einen Einblick in die 
normativen Grundlagen wie auch die praktische Um-
setzung von (Verfolgungs-)Maßnahmen. Widerständi-
ges oder abweichendes Verhalten wird dagegen oft 
nur dann sichtbar, wenn betroffene Personen mittels 
Beschwerden oder Gesuchen bei den staatlichen Be-
hörden versuchten, auf die gegen sie oder ihre Fami-
lienangehörigen gerichteten Maßnahmen Einfluss zu 
nehmen, oder wenn eine Repression und Bestrafung 
von Seiten staatlicher Behörden erfolgte.

Wie wirkten sich die Ideologie und der staatliche 
Zugriff auf das Aufwachsen junger Menschen im 
Nationalsozialismus aus?

Leitfrage

Didaktischer Kommentar
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Magdeburg

Ballenstedt
Dessau

Calbe

Olvenstedt

Merseburg

Halle

Burg

Jerichow

Köthen

Radegast Jeßnitz

Hecklingen

Großlübars

Schulpforta

Weißenfels

Wernigerode
Wörlitz

Schönebeck

Ortsübersicht
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Jugend und Erziehung im Nationalsozialismus

Quellenübersicht

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die in diesem Baustein enthaltenen Quellen mitsamt einer Angabe der jeweiligen Niveaustufe und der Archivsignatur. 
Die einzelnen Quellen sind mit orangefarbenen Punkten markiert, die mit ansteigender Zahl das Anforderungsniveau der Materialien hinweisen. Ein niedrigschwelliger 
Zugang (●) liegt bei kurzen und einfach geschriebenen Quellen vor, die wenig Fachbegriffe und zu dekonstruierende Ideologien enthalten. Bei Quellen, die aufgrund 
der Komplexität des Inhalts, des sprachlichen Duktus sowie des notwendigen Hintergrundwissens schwerer zu erschließen sind, besteht ein mittelschwelliger Zugang 
(● ●). Quellen wurden mit dem höchsten Niveau als hochschwelliger Zugang (● ● ●) bewertet, wenn sie besonders umfangreich sind und ein erhöhtes Dekonst-
ruktionsvermögen erfordern, z. B. durch die Dichte an Fachbegriffen, die zu dekonstruierenden Ideologien oder die zeitliche Distanz zum dargestellten Geschehen.
Letzteres ist beispielsweise bei Zeitzeugenaussagen der Fall.

Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur Quelle

Schule und Universität

Lehrplan Sekundarstufe (9/10):

Lehrplan Gymnasium (9): „Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus (→ Q 1g bis → Q 1i), Verfolgung von Jüdinnen und Juden  
(→ Q 1g bis → Q 1i), Opposition und Widerstand (→ Q 1b bis → Q 1f und → Q 1h)

Lehrplan Gymnasium (11/12): „Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus (→ Q 1g bis → Q 1i), Opposition und Widerstand (→ Q 1b 
bis → Q 1f und → Q 1h), Merkmale und ideologische Grundlagen, Führerkult (→ Q 1a bis → Q 1d), Täter und 
Opfer der NS-Herrschaft, Formierung und Konsolidierung der NS-Diktatur 

Q 1a
● 

Schreiben des Preußischen 
Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung an die Ober-
präsidenten und Regierungspräsi-
denten vom 26. August 1933 über 
die „Pflege der Beziehungen der 
Schule zur Hitlerjugend“

Zentralblatt für die gesamte Unter-
richts-Verwaltung in Preußen, hrsg. 
vom Ministerium für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung, 75. Jahrgang 
1933, S. 233-234.

Mit diesem Schreiben vom 26. August 1933 informierte der Preußische Mi-
nister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung die Oberpräsidenten und 
Regierungspräsidenten über die „Pflege der Beziehungen der Schule zur 
Hitlerjugend“. Daraus geht konkret hervor, wie schulische und außerschulische 
Bildung im NS-Staat voneinander abzugrenzen seien und welche Ziele beide 
verfolgten.

Q 1b
● ●

Bericht des Regierungspräsi-
denten von Magdeburg an den 
Reichs- und Preußischen Minister 
für Wissenschaft, Kunst und Volks-
bildung in Berlin vom 11. Dezem-
ber 1934 über die Verweigerung 
des Hitler-Grußes durch Kinder 
von Zeugen Jehovas

Signatur: LASA, C 20 I Oberpräsident 
Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib 
Nr. 1161, Bl. 250-251 (RS).

Q 1b bis Q 1d stellen einen innerbehördlichen Schriftverkehr zwischen dem 
Regierungspräsidenten des Regierungsbezirks Magdeburg, dem übergeordne-
ten Oberpräsidenten der preußischen Provinz Sachsen und dem Reichs- und 
Preußischen Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung in Berlin aus 
den Jahren 1935/36 dar. Darin wurde diskutiert, welche Maßnahmen gegen 
schulpflichtige Kinder eingeleitet werden könnten, die den sogenannten „Deut-
schen Gruß“ in der Schule verweigerten. Dabei handelte es sich vor allem um 
Kinder der Glaubensgemeinschaft Zeugen Jehovas. Die nationalsozialistische 

„Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus (→ Q 1g bis → Q 1i), Holocaust (→ Q 1g bis → Q 1i),  
Terror und Widerstand (→ Q 1b bis → Q 1f und → Q 1h)
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Q 1c
● ● 

Begleitschreiben des Oberpräsi-
denten der Provinz Preußen zum 
Bericht des Regierungspräsiden-
ten von Magdeburg an den Reichs- 
und Preußischen Minister für Wis-
senschaft, Kunst und Volksbildung 
in Berlin vom 15. Januar 1935

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
1161, Bl. 252-252 (RS).

Verfolgung dieser Opfergruppe, die in der Erinnerungskultur lange Zeit keine 
Beachtung fand, sollte in diesem Zusammenhang zur Kontextualisierung der 
Quellen thematisiert werden. Aus den dargelegten Überlegungen über Maß-
nahmen gegen Schülerinnen und Schüler oder ihre Eltern geht das behördliche 
Vorgehen gegen die Verfolgten hervor. Darauf verweist bereits die Äußerung 
des Regierungspräsidenten von Magdeburg (Q 1b), dass es sich um eine 
Anwendung „gesetzlicher Zwangsmittel“ handle, die „über die der Schule zur 
Verfügung stehenden Einwirkungsmöglichkeiten hinausgehen“. Für das Ver-
ständnis der Quellen ist eine Kenntnis der Verwaltungsstruktur und der unter-
schiedlichen behördlichen Zuständigkeiten für Schulangelegenheiten innerhalb 
dieser Hierarchie Voraussetzung, um die erwogenen Maßnahmen einordnen zu 
können. 

Q 1d
● ●

Antwortschreiben des Reichs- und 
Preußischen Ministers für Wissen-
schaft, Erziehung und Volksbil-
dung vom 11. April 1935 über die 
Verweigerung des Hitler-Grußes 
von Kindern der Zeugen Jehovas

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
1161, Bl. 254- 245 (RS).

Q 1e
● 

Auszug aus einem Erinnerungs-
bericht von Eberhard Flaschel 
vom 10. Februar 1988 über seine 
Schulzeit an der Deutschen Ober-
schule (später: Pädagogische 
Hochschule) in Köthen

LASA, P 24 Sammlung Erinnerungs-
berichte des SED-Bezirksparteiarchivs 
Magdeburg, Nr. V/5/706, nicht 
paginiert.

Erinnerungsberichte wurden vom SED-Bezirksparteienarchiv gezielt gesammelt. 
In den Hinweisen für die Sammlung und archivwissenschaftliche Erschließung 
von Erinnerungen vom Januar 1987 wird der Zweck und die Umsetzung des 
Sammelns von Erinnerungsberichten zum Ausdruck gebracht: „Erinnerungen 
als Quelle haben für Perioden und Ereignisse besondere Bedeutung, die durch 
andere Quellen nur ungenügend oder auch gar nicht belegt werden können. Das 
gilt besonders für jene Perioden des Kampfes der deutschen Arbeiterklasse […]. 
Erinnerungen aus der Feder von Funktionären und aktiven Mitgliedern der revo-
lutionären Partei der Arbeiterklasse stellen Quellen dar, die die Geschichte offen 
parteilich, wissenschaftlich, von der Position der Arbeiterklasse aus interpretieren 
und damit sowohl für die ideologische Arbeit als auch für die marxistisch-leni-
nistische Geschichtsschreibung unentbehrlich sind. […] In den seltensten Fällen 
werden den Geschichtskommissionen oder Archiven Erinnerungen übergeben, 
die spontan entstanden sind. Die Sammlung von Erinnerungen, das heißt der ge-
zielten systematischen Arbeit mit solchen Genossen, die potentielle Autoren von 
wertvollen Erinnerungen sind, kommt deshalb größte Bedeutung zu. Bei der Aus-
wahl der Genossen, die mit der Sammlung von Erinnerungen beauftragt werden, 
sollte sowohl auf ihre Qualifikation als auch auf ihre absolute Vertrauenswürdig-
keit geachtet werden. […] Die inhaltlichen Schwerpunkte ergeben sich aus den 
Aufgaben der Kommissionen zur Erforschung und Darstellung der Geschichte 
der örtlichen Arbeiterbewegung. […] Die Erinnerungen werden wie dokumentari-
sches Archivmaterial behandelt. An ihnen werden keine Veränderungen, Anmer-
kungen oder Berichtigungen vorgenommen, selbst dann nicht, wenn ersichtlich
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ist, daß sich der Autor in seinen Aussagen irrt bzw. eine Auffassung vertritt, der 
wir nicht zustimmen können. Während der Arbeit mit dem Autor wird versucht, 
eventuell vorhandene falsche Auffassungen oder Angaben zu beseitigen (durch 
Diskussionen, Befragungen anderer Autoren, Nachschlagewerke u. a.). Das ist 
aber bei Erinnerungen aus verschiedenen objektiven und subjektiven Gründen 
nicht in jedem Fall möglich.“ Diese Ausführungen wurden in folgender Publikation 
veröffentlicht: Büro des Politbüros (Hrsg.): Arbeitsrichtlinien für die Parteiarchive 
der SED, Nr. 0543 von Januar 1987, S. 85-90. Bei der quellenkritischen Ausein-
andersetzung mit dieser spezifischen Form von Zeitzeugenberichten sollte der 
Entstehungskontext kritisch mit einbezogen werden. Q 1e zeigt auf, wie Eberhard 
Flaschel sich 1988 an seine Schulzeit an der Deutschen Oberschule in Köthen 
erinnerte. Darin geht er darauf ein, wie sich mit der NS-Diktatur der Schulalltag 
änderte, jüdische Mitschülerinnen und Mitschüler verfolgt und oppositionelle 
Lehrkräfte in „Schutzhaft“ genommen wurden.

Q 1f
●

Schreiben des Oberbürgermeis-
ters der Stadt Magdeburg an 
den Regierungspräsidenten von 
Magdeburg vom 12. März 1938 
über die Einrichtung einer „Juden-
schule“

LASA, C 28 II Regierung Magdeburg. 
Abteilung für Kirchen und Schulen, 
Nr. 3996, Bl. 3-3 (RS).

Q 1g bis Q 1i dokumentieren die Einrichtung einer „Judenschule“ durch die 
kommunalen Behörden in Magdeburg zu Beginn des Jahres 1938 sowie die 
Unterrichtsausfälle in Folge des Novemberpogroms, nachdem die beiden Lehrer 
ausgewandert waren. Q 1h veranschaulicht, wie Verfolgte ihre Handlungsspiel-
räume zu nutzen suchten: Walter Heinemann reichte ein Gesuch bei der Stadt ein, 
dass seine Kinder weiter unterrichtet werden können. Er argumentierte mit seiner 
Position als Auswanderungsberater für die jüdische Auswanderung und Devisen-
berater für Jüdinnen und Juden sowie damit, dass seine Frau nicht jüdisch sei.  
Q 1i verdeutlicht die ablehnende Haltung der Behörden gegenüber diesem Ge-
such. Die Schriftstücke sind in einer Sammelakte mit dem Titel „Die Judenschule 
in Magdeburg“ überliefert, die für den Zeitraum 1938 bis 1941 angelegt wurde. Im 
Zuge der Deportationen in die Ghettos und Vernichtungslager im Osten wurden 
auch die meisten der bis 1941 in Magdeburg verbliebenen Familien deportiert.

Q 1g
●

Schreiben von Walter Heinemann 
an den Oberbürgermeister der 
Stadt Magdeburg vom 12. Dezem-
ber 1938 über den Schulbesuch 
seiner Kinder

LASA, C 28 II Regierung Magdeburg. 
Abteilung für Kirchen und Schulen, 
Nr. 3996, Bl. 24-24 (RS).

Q 1h
●

Weiterleitung des Gesuchs des 
Vaters durch das Amt des Ober-
bürgermeisters an den Regie-
rungspräsidenten von Magdeburg 
vom 21. Dezember 1938

LASA, C 28 II Regierung Magdeburg. 
Abteilung für Kirchen und Schulen, 
Nr. 3996, Bl. 25.
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Q 1i
●

Rundschreiben der Staatspolizei-
stelle Magdeburg vom 20. No-
vember 1935 über die Erfassung 
kommunistischer Studierender

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Calbe (Saale) 
A, Nr. 225, Bl. 214.

Das Rundschreiben der Staatspolizeistelle Magdeburg vom 20. November 1935 
verweist auf die Erfassung kommunistischer Studierender, die vor 1933 einem 
kommunistischen Studierendenverband angehörten. Der Begriff „nationalsozia-
listische Revolution“ entstammt der NS-Propaganda und verweist auf die radikale 
Umgestaltung von Justiz, Politik, Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft in der NS-
Diktatur. Mit dem Begriff wird suggeriert, dass dieser Umbruch aus einer Aufleh-
nung großer Bevölkerungsmassen gegen die Weimarer Regierung erfolgte.  
Die Akten der Überlieferung des Landratsamtes Gardelegen beinhalten u. a. den 
Schriftverkehr zwischen der Staatspolizeistelle (Gestapo) Magdeburg und den 
nachgeordneten Polizeidienststellen im Bereich des Landratsamtes.

Q 1j
●

Schnellbrief des Reichsministers 
des Inneren über den Einsatz von 
Schülern als Luftwaffenhelfer vom 
25. Januar 1943

LASA, C 28 II Regierung Magdeburg. 
Abteilung für Kirchen und Schulen, 
Nr. 2350, Bl. 133.

Am 28. Januar 1943 leitete der Regierungspräsident des Regierungsbezirks 
Magdeburg diesen Schnellbrief des Reichministers des Inneren (datiert auf den 
25. Januar 1943) an die ihm untergeordneten Schulräte weiter. Darin wird ange-
ordnet, dass Schüler der Jahrgänge 1926 und 1927 zum Dienst als Luftwaffen-
helfer verpflichtet werden konnten. Die 16- und 17-Jährigen wurden dadurch für 
den „totalen Krieg“ herangezogen.

Nationalpolitische Erziehungsanstalten (NPEA) und Nationalpolitische Bildungsanstalten (NAPOBI) 

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): „Volksgemeinschaft“, Zweiter Weltkrieg (→ Q 2c)

Lehrplan Gymnasium (9): „Volksgemeinschaft“

Lehrplan Gymnasium (11/12): „Volksgemeinschaft“, Merkmale und ideologische Grundlagen, Führerprinzip, Formierung und Konsolidierung der 
NS-Diktatur 

Q 2a
●

Schreiben der Abteilung Volks-
bildung der Anhaltischen Lan-
desregierung in Dessau über 
die Meldung von Jungen für die 
Nationalpoltische Bildungsanstalt 
Ballenstedt II in Köthen vom 27. 
Dezember 1939

LASA, C 28 II Regierung Magdeburg. 
Abteilung für Kirchen und Schulen, 
Nr. 2361, Bl. 51.

Mit dem Anschreiben in Q 2a wandte sich die Abteilung Volksbildung der anhal-
tischen Landesregierung in Dessau an die Schulaufsichtsbehörde bei den Land-
räten, den braunschweigischen Minister für Volksbildung sowie die Regierungs-
präsidenten der drei Bezirke in der preußischen Provinz Sachsen. Die Rektoren 
der Volkschulen sollten angewiesen werden, geeignete Schüler für die Nationalpo-
litische Bildungsanstalt Ballenstedt II in Köthen zu melden. Dem Aufruf wurde ein 
Merkblatt beigelegt (Q 2b), aus dem die Grundlagen der Nationalpolitischen Bil-
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Q 2b
● 

Merkblatt der Nationalpolitischen 
Bildungsanstalt in Ballenstedt II 
mit Aufbauzug in Köthen für die 
„Auslese“ neuer Schüler

LASA, C 28 II Regierung Magdeburg. 
Abteilung für Kirchen und Schulen, 
Nr. 2361, Bl. 52.

dungsanstalt sowie die Auslesekriterien hervorgehen. Der Elitecharakter dieser 
Schulen wird durch die Auslesekriterien deutlich. Diese sollten in die übergeord-
nete Ideologie des Nationalsozialismus eingeordnet werden („Rassen- und Erbge-
sundheitslehre“, NS-„Volksgemeinschaft“). Da das Einzugsgebiet der Schule über 
das Land Anhalt hinausging, sind entsprechende Dokumente in den Akten des Re-
gierungspräsidenten von Magdeburg, Abteilung Kirchen und Schulen, überliefert. 

Q 2c
● 

Auszug aus einem Erinnerungsbe-
richt eines Schülers aus der Natio-
nalpolitischen Erziehungsanstalt in 
Schulpforta aus dem Jahr 2000

Hartmut Vahl: Napola Schulpforta 
1943-1945. Erinnerungen eines Schü-
lers, Libri Books on Demand 2000,  
S. 1-4 und S. 8.

Im Jahr 2000 veröffentlichte der ehemalige Schüler der NPEA in Schulpforta 
seine Erinnerungen an die Schulzeit in den Jahren 1943 bis 1945. Wie auch an-
dere Zeitzeugenberichte ist dieser als subjektive Wiedergabe des Erlebten mit 
zeitlicher Distanz zu analysieren und entsprechend quellenkritisch zu bewerten.

Q 2d
● ●

Erste Seite der Schriftenfolge der 
Nationalpolitischen Erziehungs-
anstalt in Ballenstedt am Harz von 
1940

LASA, C 28 II Regierung Magdeburg. 
Abteilung für Kirchen und Schulen, 
Nr. 2361, Bl. 58/1.

Die Nationalpolitische Bildungsanstalt Ballenstedt am Harz gab mehrmals 
jährlich ein Heft mit Berichten des Anstaltsleiters sowie von Jungmännern, 
Zugführern und Altkameraden heraus. Diese geben Einblicke in das Bildungs-
programm, z. B. zum Landdienst in den Sommerferien, oder eine Chronik der 
sportlichen Ereignisse. Im Fokus dieses Hefts (Heft 6, Herbst 1940) stand der 
Neuaufbau der Nationalpolitischen Bildungsanstalt in Ballenstedt mit dem neuen 
Gebäude auf dem Großen Ziegenberg. Adressaten dieser Hefte waren neben 
den Schülern und ihren Eltern ehemalige Schüler (Altkameraden genannt) und 
politische Verantwortungsträger. Q 2d zeigt die erste Seite dieses Heftes mit 
einer Zeichnung von der Fassade des Neubaus sowie einem propagandisti-
schen Gedicht. Es soll die Bedeutung von „Kameradschaft“ und „Gemeinschaft“ 
in diesen Schulen hervorheben. Q 2e ist der Bericht des Anstaltsleiters Schulze 
über den Neubau in Ballenstedt sowie die erziehungspolitischen Ziele. Da das 
Einzugsgebiet der Schule über das Land Anhalt hinausging, sind entsprechende 
Dokumente in den Akten des Regierungspräsidenten von Magdeburg, Abteilung 
Kirchen und Schulen, überliefert.

Q 2e
● ●

Bericht des Anstaltsleiters in der 
Schriftenfolge der Nationalpoliti-
schen Erziehungsanstalt in Ballen-
stedt am Harz von 1940 

LASA, C 28 II Regierung Magdeburg. 
Abteilung für Kirchen und Schulen, 
Nr. 2361, Bl. 58/3-58/4.
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Quelle/
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Titel Signatur Hinweise zur QuelleAußerschulische Bildung und Freizeitangebote der Hitler-Jugend (HJ) und des Bundes Deutscher Mädel (BDM)

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): „Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus (→ Q 3o), Holocaust, Terror und Widerstand, Zweiter Welt-
krieg (→ Q 3p)

Lehrplan Gymnasium (9): „Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus (→ Q 3o), Opposition und Widerstand (→ Q 3i) 

Lehrplan Gymnasium (11/12): „Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus (→ Q 3o), Merkmale und ideologische Grundlagen, Führer-
prinzip, Täter und Opfer der NS-Herrschaft, Formierung und Konsolidierung der NS-Diktatur 

Q 3a
● ● ●

Richtlinien für die staatliche Förde-
rung der Jugenderziehung außer-
halb der Schule in den Gemein-
den bzw. Ortsgruppenbezirken 
der NSDAP im Regierungsbezirk 
Merseburg von 1934 

LASA, C 92 Provinzialverband, Nr. 
4513, nicht paginiert.

Q 3a nennt die Richtlinien für die staatliche Förderung der Jugenderziehung 
außerhalb der Schule in den Gemeinden bzw. Ortsgruppenbezirken der 
NSDAP im Regierungsbezirk Merseburg von 1934. Dieser Schriftwechsel 
stammt von der Hauptabteilung Fürsorgeerziehung im Provinzialverband. Der 
Provinzialverband war ein Verband zur Selbstverwaltung der Angelegenheiten 
der Kreisverbände der preußischen Provinz Sachsen. Nach der Errichtung der 
NS-Diktatur und der Aufhebung der Selbstverwaltung im Jahr 1933 gingen die 
Zuständigkeiten auf den Oberpräsidenten über, der den Landeshauptmann mit 
der Geschäftsführung beauftragte. Der Provinzialverband war u. a. verantwort-
lich für Sozialaufgaben und Gesundheitspflege.

Q 3b
●

Schreiben des Anhaltischen 
Staatsministeriums an alle Landrä-
te und Oberbürgermeister vom  
6. Dezember 1933 über die Unter-
stützung der Hitler-Jugend

LASA, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 
124, Bl. 12-12 (RS).

Q 3b verdeutlicht, dass die HJ auf kommunale Unterstützung, z. B. bei der 
Finanzierung ihrer Heime angewiesen war. Mit diesem Schreiben wandte sich 
das Anhaltische Staatsministerium an die Landräte der Kreise und Oberbürger-
meister der vier Hauptstädte im Land Anhalt und bat um Unterstützung der Hit-
ler-Jugend. Aus dem Schreiben gehen die nationalsozialistischen Erziehungs-
ziele hervor, z. B. die besondere Betonung der „Leibeserziehung“.

Q 3c
● 

Gesetz über die Hitler-Jugend vom 
1. Dezember 1936

LASA, P 501 NSDAP und ihre Gliede-
rungen im Gau Halle-Merseburg, Nr. 
18, nicht paginiert.

Mit dem Gesetz über die Hitler-Jugend, das vom Reichskanzler und „Führer“ 
Adolf Hitler am 1. Dezember 1936 erlassen wurde, erklärte die NS-Regierung 
die Hitler-Jugend zur einzigen staatlichen Jugendorganisation (Q 3c). Q 3d 
bis Q 3f stellen zwei Reaktionen auf lokaler Ebene auf dieses Gesetz dar, die 
gleichzeitig mit einem Aufruf und einer Werbung für die Mitgliedschaft in der 
Hitler-Jugend verbunden sind. Q 3d stammt vom Gauleiter der NSDAP im Gau 
Halle-Merseburg und Q 3e vom Oberbannführer und Führer des Jungvolks im 
Gebiet Mittelelbe. Q 3f ist ein Aufruf des Oberbannführers der HJ und vorläufi-
gen Führers des Gebietes Mittelelbe von 1937 über den Sommerdienst und die 
Zeltburgen der HJ. Er schildert nicht nur das Freizeitangebot der Hitler-Jugend, 
sondern ordnet dieses in die im Gesetz über die Hitler-Jugend von Dezember

Q 3d
●

Aufruf des Gauleiters des Gaues 
Halle-Merseburg Joachim Albrecht 
Eggeling zum HJ-Gesetz von 1936

LASA, P 501 NSDAP und ihre Gliede-
rungen im Gau Halle-Merseburg, Nr. 
18, nicht paginiert.

Q 3e
●

Aufruf des Oberbannführers der 
HJ und Führers des Jungvolks 
Gerhard Mögling im Gebiet Mittel-
elbe für 1936

LASA, Z 141 Kreisdirektion Dessau-
Köthen, Nr. 943, Bl. 8.
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Q 3f
●

Aufruf des Oberbannführers der 
HJ und vorläufigen Führers des 
Gebietes Mittelelbe über den Som-
merdienst und die Zeltburgen der 
HJ im Jahr 1937

LASA, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 
124, Bl. 73.

1936 formulierten Erziehungsansprüche ein. 

Der staatliche Zugriff auf die Jugend wird in diesen Schreiben deutlich und 
zielte nicht nur den Körper („Leibeserziehung“), sondern auch den Geist (In-
doktrinierung) der Jugendlichen.

Q 3g
●

Halbjahresbericht des Kreisju-
gendwarts und Bannführers der 
HJ in Burg an den Regierungsprä-
sidenten in Magdeburg und den 
Landrat des Kreises Jerichow I 
vom 18. Oktober 1936

C 30 Landratsamt und Kreiskommu-
nalverwaltung Jerichow I A, Nr. 393, 
nicht paginiert.

Q 3g und Q 3h sind Berichte des Kreisjugendwarts der HJ und der Kreis-
jugendwartin der Jungmädel und des BDM über die Lage der beiden Ju-
gendorganisationen im zweiten Halbjahr 1936, die an die Landräte gesandt 
wurden. Aus ihnen geht hervor, wie viele Mitglieder sie für die Jugendorga-
nisationen gewinnen konnten und wie die Zusammenarbeit mit anderen Or-
ganisationen verlief, beispielsweise mit dem Reichsnährbund bei der Gewin-
nung von Mädchen als „Bauernmädel“ oder mit kirchlichen Einrichtungen bei 
der konfliktreichen Organisation von Angeboten für Jugendliche. Die Lagebe-
richte aus dem Kreis Jerichow I geben einen Eindruck von den Einwirkungen 
auf die Jugend in ländlichen Regionen. 

Q 3h
●

Halbjahresbericht der Jugendwartin 
und Mädelgruppenführerin aus Groß-
lübars an den Landrat des Kreises 
Jerichow I vom 23. Oktober 1936

C 30 Landratsamt und Kreiskommu-
nalverwaltung Jerichow I A, Nr. 393, 
nicht paginiert.

Q 3i
● ●

Beschwerde eines Pastors über 
das Verhalten des Kreisjugendwar-
tes bei einer kirchlichen Jugend-
versammlung in Anhalt im Februar 
1936 

LASA, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 
125, Bl. 1-2.

Diese Aktenvermerke sind Teil eines Schriftwechsels zwischen zwei anhalti-
schen Behörden und dem Pastor Natho. Auslöser war eine Beschwerde des 
Pastors über das Verhalten des Kreisjugendwartes bei einer kirchlichen Jugend-
versammlung im Februar 1936. Die hierarchische Behördenstruktur ist bei der 
Analyse dieser Aktenvermerke zu beachten: Die kommunale Schulverwaltung 
der Kreisdirektion Zerbst unterstand der Abteilung Volksbildung im Anhalti-
schen Staatsministerium in Dessau.

Q 3j
●

Schreiben des Oberscharführers 
und Kreisführers des Bannes An-
halt-Dessau (93) vom 26. Oktober 
1940 an den Landrat über die 
polizeiliche Bestrafung von Ju-
gendlichen

LASA, Z 141 Kreisdirektion Dessau-
Köthen, Nr. 943, Bl. 1.

Am 25. März 1939 wurde die Mitgliedschaft in der Hitler-Jugend durch die Ver-
ordnung der „Jugenddienstpflicht“ verpflichtend. Dieser Schriftverkehr verdeut-
licht, welche Strafmaßnahmen gegen Jugendliche und ihre Eltern bzw. gesetz-
lichen Vertreter erwogen wurden, wenn sie sich dieser „Jugenddienstpflicht“ 
widersetzten.

Q 3j ist die Meldung von Dienstversäumnissen von Wörlitzer Jugendlichen 
durch den Kreisbannführer des Bannes Anhalt-Dessau an den Landrat von 
Köthen. Er bittet um die Einleitung polizeilicher Maßnahmen. Q 3k mit der 
Meldung von Dienstversäumnissen eines Jugendlichen aus Wörlitz war diesem 
Schreiben beigefügt. 

Q 3l dokumentiert den Schriftverkehr des Landrats von Köthen mit dem Kreis

Q 3k
●

Meldung eines Jugendlichen vom 
26. Oktober 1940 an die Ortspoli-
zeibehörde in Wörlitz zur Bestra-
fung aufgrund des Versäumens 
des HJ-Dienstes

LASA, Z 141 Kreisdirektion Dessau-
Köthen, Nr. 943, Bl. 2.
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Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur QuelleQ 3l
●

Schriftverkehr des Landrats von 
Köthen mit dem Kreisbannführer 
des Bannes Anhalt-Dessau (93) 
und der Ortspolizeibehörde von 
Wörlitz im November 1940 über 
die polizeiliche Bestrafung von An-
gehörigen der HJ

LASA, Z 141 Kreisdirektion Dessau-
Köthen, Nr. 943, Bl. 4.

bannführer des Bannes Anhalt-Dessau und der Ortspolizeibehörde von Wörlitz 
im November 1940 in Bezug auf die polizeiliche Bestrafung von Angehörigen 
der HJ. 

Für die Interpretation dieses Schriftverkehrs ist ein Verständnis der praktischen 
Zusammenarbeit zwischen Hitler-Jugend, kommunaler Verwaltung (Landrats-
amt Köthen) und der Polizei (Ortspolizeibehörde in Wörlitz) bei der Bestrafung 
von Angehörigen der HJ erforderlich. Q 3i und Q 3j stellen Abschriften und 
Aktenvermerke mit Dienstanweisungen in den Verwaltungsakten dar. Für die 
Arbeit mit den Reproduktionen von Originalquellen ist es wichtig, dass Schü-
lerinnen und Schüler wissen, dass Behörden Abschriften oder Duplikate von 
ihren Schreiben für ihre eigene Aktenführung anfertigten.

Am 7. November 1940 vernahm die Ortspolizeibehörde in Wörlitz den Jugend-
lichen Walter S. zu seinen Dienstversäumnissen in der HJ (Q 3m). Bei dieser 
Vernehmungsniederschrift ist quellenkritisch zu bedenken, dass die Aussagen 
des Jugendlichen durch den vernehmenden Polizeibeamten gefiltert wurden. 
Die Berichte stellen damit keine wortgetreue Niederschrift der Aussagen des 
Vernommenen dar.

Q 3m
●

Protokoll der Vernehmung eines 
Hitler-Jungen vom 7. November 
1940, der seinen Dienst versäumte

LASA, Z 141 Kreisdirektion Dessau-
Köthen, Nr. 943, Bl. 5.

Q 3n
●

Meldung von Verfehlungen von 
HJ-Mitgliedern durch den Bann-
streifenführer in Jeßnitz an die 
Polizeiwache von Jeßnitz  vom 10. 
April 1940

LASA, Z 141 Kreisdirektion Dessau-
Köthen, Nr. 943, Bl. 108.

Der „Bannstreifenführer“ des Bannes Anhalt-Dessau meldete der Polizeiwache 
von Jeßnitz am 10. April 1940, dass er auf Verfehlungen von führenden HJ-Mit-
gliedern (Oberscharführern) im Lokal des Bootshauses von Jeßnitz aufmerksam 
wurde. Der Streifendienst der HJ war eine Sonderformation der Hitler-Jugend 
und verantwortlich für die innere Kontrolle der HJ sowie für die Bekämpfung 
anderer Gruppierungen von Jugendlichen. Sie wurde von der Polizei ausgebil-
det, war aber keine „Hilfspolizei“, weswegen der „Bannstreifenführer“ sich an die 
dortige Polizei für die Einleitung weiterer Maßnahmen wandte.

Q 3o
● ●

Schreiben des Reichssicherheits-
hauptamtes an alle Kriminalpoli-
zei(leit)stellen und Kriminalabtei-
lungen vom 1. Juli 1942 über die 
Jugenddienstpflicht von Kindern, 
die als „Zigeuner“ bezeichnet 
wurden

LASA, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 
124, Bl. 337-337 (RS).

Mit diesem Schreiben informierte die oberste Behörde der Kriminalpolizei im 
Reichssicherheitshauptamt ihre nachgeordneten Dienststellen im Juli 1942, 
dass die Jugenddienstpflicht nicht für jene Jugendlichen gelte, die als „Zigeu-
ner“ bezeichnet wurden. Der Begriff „Zigeuner“ ist eine diskriminierende Fremd-
bezeichnung und wird von Gruppen, die damit bezeichnet wurden und werden, 
aufgrund seiner verletzenden Wirkung abgelehnt. Im Nationalsozialismus wurde 
dies zu einer rassistischen Verfolgungskategorie, und Sinti, Roma und Jenische 
wurden unter dieser Kategorie verfolgt, „rassenbiologisch“ untersucht und er-
mordet.
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Reichsarbeitsdienst (RAD)

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): „Volksgemeinschaft“, Terror und Widerstand (→ Q 4f)

Lehrplan Gymnasium (9): „Volksgemeinschaft“, Wirtschafts- und Sozialpolitik, Opposition und Widerstand (→ Q 4f)

Lehrplan Gymnasium (11/12): „Volksgemeinschaft“, Merkmale und ideologische Grundlagen, Formierung und Konsolidierung der NS-Diktatur

Q 4a
● 

Propagandistische Fotomontage 
aus der NS-Zeitschrift „Deutsch-
land dankt ihm“ von 1936 

Hugo Fischer (Hg.), 'Deutschland 
dankt ihm ...' : [Illustrierte Propagan-
daschrift zur Reichstagswahl 1936] 
Berlin [1936].

Diese Fotomontagen stammen aus einer Propaganda-Zeitschrift aus dem Jahr 
1936. Die Zeitschrift wurde anlässlich der Reichstagswahl und Volksabstim-
mung am 29. März 1936 gedruckt. Auf dem Umschlag ist eine großformatige 
Aufnahme von Adolf Hitler mit der Beischrift „Deutschland dankt ihm“ zu sehen. 
Auf jeder der insgesamt 24 Seiten wird ein anderer Dank ausgesprochen. Diese 
Seite unterstreicht die ideologische Untermauerung des RAD. Die gesamte Zeit-
schrift ist als Propagandamittel für den „Führerkult“ zu werten. 

Q 4b
●

Schreiben der Organisation 
„Arbeitsdank“ in Merseburg an 
den Oberpräsidenten der Provinz 
Sachsen vom 8. Januar 1935 über 
finanzielle Unterstützung für fürsor-
gerische Zwecke

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
2172, Bl. 292-292 (RS).

Die Organisation „Arbeitsdank“ kümmerte sich um Jugendliche, die den Reichs-
arbeitsdienst beendet hatten. Mit einem Schreiben vom 8. Januar 1935 wandte 
sich die Gaustelle 14 dieser Organisation in Merseburg an den Oberpräsidenten 
und bat um Berücksichtigung ihrer Einrichtung im kommenden Haushaltsplan. 
Aus dem Schreiben geht die ideologische Untermauerung des RAD als „Ehren-
dienst“ hervor. Nach Errichtung der NS-Diktatur und Aufhebung der Selbstver-
waltung im Jahr 1933 gingen die Zuständigkeiten des Provinzialverbandes auf 
den Oberpräsidenten über. Darunter fiel auch das Fürsorgewesen.

Q 3p
● ● ●

Schreiben des Nationalsozialis-
tischen Fliegerkorps (NSFK) an 
den Oberpräsidenten der Provinz 
Sachsen vom 16. November 1937

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
732, nicht paginiert.

Mit diesem Schreiben vom 16. November 1937 wandte sich das NSFK an den 
Oberpräsidenten der preußischen Provinz Sachsen in Bezug auf die Flugausbil-
dung durch das NSFK neben der HJ. Für eine sichere Einordnung dieser Quelle 
ist ein Verständnis des Verwaltungsaufbaus in der preußischen Provinz Sach-
sen sowie der Struktur und Organisation von SS, SA, Wehrmacht und paramili-
tärischem NSFK sowie des Aufbaus der Hitler-Jugend nötig.



Jugend und Erziehung im Nationalsozialismus

Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur QuelleQ 4c
● ●

Ministerialdirektor Dr. Kurt Müller 
über die Anfänge des staatlichen 
Arbeitsdienstes in Anhalt 

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
2172, Bl. 321-321 (RS).

Das Anhaltische Staatsministerium gab 1935 eine Broschüre mit dem Titel 
„Der Anhaltische staatliche Arbeitsdienst 1932/33“ heraus, in der auf die be-
ginnende staatliche Verpflichtung von Jugendlichen zum Arbeitsdienst im Frei-
staat Anhalt und den Ausbau zum Reichsarbeitsdienst in Anhalt eingegangen 
wird. Q 4c legt die Ansichten des Ministerialdirektors Dr. Kurt Müller über die 
Anfänge des staatlichen Arbeitsdienstes in Anhalt dar. Q 4d offenbart die Per-
spektive des „Arbeitsführers“ Heß auf die Anfänge. Aus diesen Darstellungen 
können multiperspektivisch die lokalen Dynamiken zu Beginn des staatlichen 
Arbeitsdienstes in Anhalt herausgearbeitet werden. Die Berichte verdeutlichen 
außerdem, dass der Reichsarbeitsdienst im Nationalsozialismus auf ältere 
Traditionen zur Förderung der Wirtschaft und Minderung der Arbeitslosigkeit in 
Folge der Weltwirtschaftskrise von 1929 aufbaute. 

Die Quellen 4c und 4d wurden gekürzt abgedruckt. Die Fotografien in Q 4e 
veranschaulichen den paramilitärischen Charakter des RAD. Auch wenn diese 
Fotografien Aufnahmen eines Ereignisses zeigen und dadurch anders zu be-
werten sind als die propagandistischen Fotomontagen, gilt für alle Fotografien, 
dass der Fotograf oder die Fotografin diese durch Auswahl des Bildausschnitts 
und der Perspektive konstruiert hat. 

Q 4d
● ●

Auszug aus den Erinnerungen 
des „Arbeitsführers“ Heß in einer 
Propagandaschrift für den Anhal-
tischen staatlichen Arbeitsdienst 
von 1932/33

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
2172, Bl. 331 (RS)-332 (RS).

Q 4e
● 

Fotografien vom Anhaltischen 
staatlichen Arbeitsdienst 
1932/1933 

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
2172, Bl. 330.

Q 4f
● 

Auszug aus einer Beschwerde 
eines Abiturienten vom 17. Sep-
tember 1935 über seinen Aus-
schluss aus dem RAD und dem 
studentischen Ausgleichsdienst

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
2172, Bl. 347.

Mit diesem Schreiben wandte sich ein Abiturient am 17. September 1935 an 
den Oberpräsidenten der Provinz Sachsen. Darin erläuterte er die Schwierig-
keiten bei der Zulassung zum Studium infolge seiner Nichtzulassung zum RAD 
und seiner Entlassung aus dem studentischen Ausgleichsdienst. Diese Quelle 
verdeutlicht die Handlungsspielräume eines Jugendlichen in der NS-Diktatur, 
der versuchte, seinen Studienwunsch zu erfüllen. 
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Unangepasste sowie „rassisch“ verfolgte Kinder und Jugendliche

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): „Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus (→ Q 5b bis → Q 5g), Terror und Widerstand (→ Q 5c)

Lehrplan Gymnasium (9): „Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus (→ Q 5b bis → Q 5g), Opposition und Widerstand (→ Q 5c)

Lehrplan Gymnasium (11/12): „Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus (→ Q 5b bis → Q 5g), Merkmale und ideologische 
Grundlagen, Täter und Opfer der NS-Herrschaft, Formierung und Konsolidierung der NS-Diktatur 

Q 5a
● ●

Schnellbrief des Reichssicher-
heitshauptamtes, Amt V (Kriminal-
polizei), an den Leiter der Kriminal-
polizeistelle in Magdeburg vom 
26. Juni 1940 über die Einweisung
von Jugendlichen in „Jugend-
schutzlager“

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Quedlinburg I, 
Nr. 326, nicht paginiert.

Die weibliche Kriminalpolizei war Teil der „Reichszentrale zur Bekämpfung der 
Jugendkriminalität“ im Amt V (Reichskriminalpolizeiamt) des Reichssicherheits-
hauptamtes (RSHA). Die Quellensammlung in diesem Kapitel verdeutlicht, dass 
auch Frauen zu den Täterinnen im NS gehörten, denn die Beamtinnen der weib-
lichen Kriminalpolizei waren verantwortlich für die Umsetzung der in diesem Kapi-
tel geschilderten Maßnahmen. Gemäß diesem Schnellbrief des Leiters des Amtes 
V A (Kriminalpolitik und Vorbeugung) im RSHA, SS-Standartenführer Paul Werner, 
konnten sie Jugendliche zur „polizeilichen Vorbeugungshaft“ in „Jugendschutzla-
ger“ einweisen. Die „polizeiliche Vorbeugungshaft“ war seit 1937 eine gesetzliche 
Grundlage für die Polizei, Einweisungen in Lager auf unbestimmte Dauer vorzu-
nehmen, ohne dass dies richterlich verfügt wurde. Das Dokument ist in einer Akte 
des Landratsamtes Quedlinburg überliefert. Dieses war Aufsichtsbehörde dieser 
der Kriminalpolizeistelle Magdeburg nachgeordneten Dienststellen.

Q 5b
● ● ●

Antrag der Kriminalpolizeistelle 
Magdeburg vom 7. November 
1942 auf Unterbringung einer 
20-jährigen Sinteza in einem
„Jugendschutzlager“

LASA, C 29 Anhang II Polizeidirektion 
Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeuner-
personalakten‘, Nr. 485/1, Bl. 21.

Q 5b ist die Abschrift eines Antrags auf Einweisung einer als „kriminell“ und 
„asozial“ bezeichneten jugendlichen Sinteza in ein „Jugendschutzlager“. Der 
Antrag wurde vom Leiter der Kriminalpolizeistelle in Magdeburg am 7. Novem-
ber 1942 an die „Reichszentrale zur Bekämpfung der Jugendkriminalität“ im 
Reichskriminalpolizeiamt in Berlin geschickt, welche den Antrag genehmigen 
musste. Diese Behördenhierarchie ist bei der Analyse der Quelle zu beachten. 
Die hierarchische Strukturierung der behördlichen Verantwortlichkeiten bei der 
Einweisung in „Jugendschutzlager“ ergab sich aus dem Grunderlass über die 
„polizeiliche Vorbeugungshaft“ vom 14. Dezember 1937 des Reichministers des 
Inneren Wilhelm Frick sowie durch den Schnellbrief des Amtes V (Reichskrimi-
nalpolizei) im Reichssicherheitshauptamt vom 26. Juni 1940 (Q 5a). Der Antrag

Q 5c
●

Brief der Mutter an die Kriminal-
polizeistelle Magdeburg vom  
8. Dezember 1942

LASA, C 29 Anhang II Polizeidirektion 
Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeunerper-
sonalakten‘, Nr. 485/1, Bl. 23-23 (RS).



Jugend und Erziehung im Nationalsozialismus

Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur QuelleQ 5d
● 

Anordnung der „polizeilichen Vor-
beugungshaft“ durch das Reichs-
kriminalpolizeiamt und Einweisung 
der Sinteza in das Frauenkon-
zentrationslager Ravensbrück im 
Dezember 1942

LASA, C 29 Anhang II Polizeidirektion 
Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeuner-
personalakten‘, Nr. 485/1, Bl. 25-25 
(RS).

der Kriminalpolizeistelle Magdeburg veranschaulicht die lokalen Dynamiken bei 
der NS-Verfolgung und die Zusammenarbeit zwischen der Polizei und anderen 
Behörden, wie etwa den Jugendämtern. So war es die Kriminalpolizeistelle 
Magdeburg, die weitere und härtere Maßnahmen ergriff, nachdem die jugend-
liche Sinteza bereits sieben Wochen Haft verbüßt hatte. Die junge Frau war zuvor 
im September 1942 vom Amtsgericht Salzwedel wegen Diebstahls, Beleidigung 
und versuchten Bettelns zu sechs Wochen Gefängnis und einer Woche Haft 
verurteilt worden. Der Leiter argumentierte im Antrag, dass „kaum anzunehmen 
[sei], daß die Strafe auf sie so eingewirkt hat, daß sie sich in Zukunft in geordne-
te Verhältnisse einfügt.“ Bei der Interpretation der Quelle ist der starke Antiziga-
nismus in der Polizeiarbeit mit zu bedenken. So sind die strengen Maßnahmen 
auch durch den Rassismus gegenüber Sinti und Roma bei der Polizei zu be-
gründen. 

Da Antiziganismus heute noch weit verbreitet ist, sollte auf einen besonders sen-
siblen und kritischen Umgang mit diesen Dokumenten geachtet und Stereotype 
dekonstruiert werden. „Zigeuner“ ist ein von Klischees und Vorurteilen überlade-
nes Konstrukt und nicht mit den Personengruppen der Sinti und Roma identisch. 
Die Fremdbezeichnung wurde damals wie heute oftmals auf Sinti und Roma 
übertragen. Diese Form der Diskriminierung, die auch mit einem strukturellen 
Rassismus und Formen der Gewalt einhergeht, nennt man Antiziganismus.

Q 5c verdeutlicht die Handlungsspielräume von Verfolgten. So wandte sich die 
Mutter der Jugendlichen an die Magdeburger Kriminalpolizei und bat um Freilas-
sung ihrer Tochter aus dem Polizeigefängnis. Am 14. Dezember 1942 entschied 
das Reichskriminalpolizeiamt in Berlin über die Einweisung der 20-jährigen Sin-
teza in das Frauenkonzentrationslager Ravensbrück statt in ein „Jugendschutz-
lager“ (Q 5d).

Q 5e
● 

Schnellbrief des Reichssicher-
heitshauptamtes vom 28. Novem-
ber 1942 über die „Einweisung 
von Kindern und Jugendlichen 
polnischen Volkstums in das 
Polen-Jugendverwahrlager Litz-
mannstadt“

Z 141 Kreisdirektion Dessau-Köthen, 
Nr. 652, Bl. 53-53 (RS).

Q 5e ist ein Schnellbrief, den das RSHA an alle nachgeordneten Kriminalpoli-
zei(leit)stellen übermittelte. Er wies an, dass die „Kinder und Jugendlichen polni-
schen Volkstums in das Polen-Jugendverwahrlager Litzmannstadt“ eingewiesen 
werden können. Überliefert ist hier eine Abschrift des Briefes an die Kriminal-
polizeileitstelle in Dessau. Das Lager befand sich im Ghetto Litzmannstadt. Der 
heutige polnische Name der Stadt ist Łódź. In Abgrenzung zu den „Jugend-
schutzlagern“ für reichsangehörige Mädchen in der Uckermark und reichsange-
hörige Jungen in Moringen (Q 5a) war dieses „Jugendverwahrlager“ für „fremd-
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Q 5f
● ●

Schreiben des Fürsorge- und Ju-
gendamtes der Stadt Magdeburg 
an das Reichskriminalamt über 
polizeiliche Maßnahmen gegen 
einen 11-jährigen Roma-Jungen 
aus Magdeburg vom 7. April 1943

LASA, C 29 Anhang II Polizeidirektion 
Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeuner-
personalakten‘, Nr. 524, Bl. 12.

völkische“ Kinder und Jugendliche bestimmt. Die „Rassenideologie“ war hierfür 
eine wichtige Grundlage. Der Begriff „Jugendverwahrlager“ ist ein Euphemis-
mus. 

Q 5f ist eine Meldung des städtischen Fürsorge- und Jugendamtes in Magde-
burg an das Reichskriminalpolizeiamt mit der Bitte zu erwägen, „ob unter die-
sen Umständen zur Verhütung weiterer Verwahrlosung die Unterbringung des 
Kindes in einem Jugendverwahrlager erfolgen kann, wie es in ähnlicher Weise mit 
den gefährdeten jugendlichen Polen und Zigeunern geschieht, auch wenn [er] 
nicht zu dieser Rasse angehört, da er Kroate ist.“ Wie in Q 5a bis Q 5d zeigt sich 
auch hier, dass die NS-„Rassenideologie“ und der starke Antiziganismus bei der 
Polizei und den städtischen Behörden grundlegend für dieses Vorgehen waren. 
Daneben werden die lokalen Dynamiken deutlich. So ging die Initiative zur Ein-
weisung des 11-jährigen Jungen vom Fürsorge- und Jugendamt aus, das bereits 
mit der Kriminalpolizei diesbezüglich in Verbindung stand. Die Familie gehörte 
zur Minderheit der Roma und besaß die kroatische Staatsbürgerschaft. Sinti und 
Roma wurden mit der Fremdbezeichnung „Zigeuner“ diskriminiert und verfolgt. 
Das Fürsorge- und Jugendamt übertrug diese stigmatisierende Fremdbezeich-
nung jedoch nicht auf den kroatischen Jungen, wie aus dem Schreiben hervor-
geht. Die Magdeburger Kriminalpolizei hingegen schon, da dieser Schriftverkehr 
in den sogenannten „Zigeunerpersonalakten“ der Kriminalpolizeistelle Magdeburg 
überliefert ist. 

Q 5g ist der Antrag auf Einweisung des 11-jährigen Roma-Jungen in das „Polen-
Jugendverwahrlager Litzmannstadt“ vom 16. Juni 1943. Aus der Begründung 
des Antrags geht hervor, dass die Beamtinnen und Beamten der Kriminalpolizei 
dem Jungen und seinen Eltern „deviantes“ Verhalten und mangelnde Erziehung 
vorwarfen. Das unangepasste Verhalten wird gleichzeitig in die NS-„Rassenideolo-
gie“ eingeordnet, wenn dies als „Gefährdung“ für die deutsche Jugend und er als 
„nicht deutschblütig“ dargestellt wird.

Q 5g
● 

Antrag auf Einweisung des 11-jäh-
rigen Roma-Jungen in das „Polen-
Jugendverwahrlager Litzmann-
stadt“ vom 16. Juni 1943

LASA, C 29 Anhang II Polizeidirektion 
Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeuner-
personalakten‘, Nr. 524, Bl. 29.

Q 5h
● 

Schreiben des Reichsministers des 
Inneren an die Jugendämter und 
ihre Aufsichtsbehörden vom 20. 
September 1943 über die den Aus-
schluss von „rassisch“ verfolgten 
Kindern aus der Fürsorgeerziehung

C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, 
nicht paginiert.

Mit diesem Schreiben wandte sich das Reichsinnenministerium am 20. Sep-
tember 1943 an alle Jugendämter und ihre Aufsichtsbehörden im Reich und 
ordnete an, dass jüdische Kinder und Jugendliche sowie minderjährige Sinti 
oder Roma aus der Fürsorgeerziehung auszuschließen seien. Dieses Dokument 
ist in den Akten des Provinzialverbandes überliefert.
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Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur QuelleQ 5i
● 

Polizeiverordnung zum Schutze der 
Jugend vom 9. März 1940

Reichsgesetzblatt Nr. 47, Jahrgang 
1940, Teil I, vom 16. März 1940, S. 
499-500.

Diese Polizeiverordnung in Q 5i galt ab März 1940 im ganzen Deutschen Reich und 
schränkte die Bewegungsfreiheit der Jugendlichen stark ein. Sie sollte dem „Schutz“ 
der Minderjährigen dienen. Der Aufenthalt auf öffentlichen Straßen nach Einbruch 
der Dunkelheit wurde ebenso geregelt wie der Alkoholkonsum und der Besuch von 
Gaststätten und Tanzveranstaltungen.

Q 5j ist eine Strafverfügung der Polizei von Radegast gegen ein 16-jähriges Mäd-
chens wegen „planlosen Umherstreifens“ bei Nacht. Grundlage für das Vorgehen 
der Polizei gegen die Jugendliche war u. a. die Polizeiverordnung vom März 1940 
(Q 5i).

Q 5j
●

Strafverfügung der Polizei von Ra-
degast vom 20. Juli 1942 gegen ein 
16-jähriges Mädchen wegen „plan-
losen Umherstreifens“ bei Nacht

LASA, Z 141 Kreisdirektion Dessau-
Köthen, Nr. 653, Bl. 21.

Mütter, Schwangerschaft und die NS-„Rassenideologie“

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): „Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus

Lehrplan Gymnasium (9): „Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus

Lehrplan Gymnasium (11/12): „Volksgemeinschaft“, Merkmale und ideologische Grundlagen, Führerprinzip (→ Q 6g), Täter und Opfer der NS-
Herrschaft, Formierung und Konsolidierung der NS-Diktatur 

Q 6a
● ●

Schreiben der evangelischen 
Stadtmission Halle an den Regie-
rungspräsidenten in Merseburg 
vom 27. Februar 1941 über die Be-
treuung unehelicher Mütter nach 
der Entbindung 

C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, 
nicht paginiert.

Mit dem Schreiben vom 27. Februar 1941 wandte sich die evangelische Stadt-
mission Halle an den Regierungspräsidenten in Merseburg und bat um die 
Befreiung von den Auflagen gem. §§ 20 bis 23 des Reichsjugendwohlfahrts-
gesetzes. Dieses Gesetz stammte von 1922 und regelte in Abschnitt III, §§ 19 
bis 23 den Schutz von Pflegekindern und die Bedingungen für die Annahme 
von Pflegekindern. § 20 besagt, dass für die Aufnahme eines Pflegekindes die 
Erlaubnis des Jugendamts nötig sei. § 21 führt Regelungen für Schulkinder an, 
die sich in Pflege befinden, und §§ 22 und 23 regeln den Widerruf.

Q 6b ist die Abschrift eines Schreibens des Oberbürgermeisters von Halle an 
den Regierungspräsidenten in Merseburg vom 14. März 1941 über das Zu-
fluchtsheim und Mütterheim als Tagesheim für Kleinkinder arbeitender und 
alleinerziehender Mütter der Evangelischen Stadtmission Halle. In diesem 
Schreiben berichtet das Amt des Oberbürgermeisters über die beiden Heime 
und deren Aufgaben. Q 6a bis Q 6b verdeutlichen, dass kirchliche Einrichtun-
gen sich in jener Zeit ebenfalls für Frauen einsetzten, die unehelich schwanger 
wurden. Sie erfuhren i. d. R. eine soziale Ächtung. Der Wandel im gesellschaft-
lichen Ansehen lediger Mütter sollte in diesem Kontext mitbedacht werden. 

Diese Dokumente sind in den Akten des Provinzialverbandes überliefert.

Q 6b
●

Schreiben des Oberbürgermeis-
ters von Halle an den Regierungs-
präsidenten in Merseburg vom 14. 
März 1941 über das Zufluchtsheim 
und Mütterheim als Tagesheim für 
Kleinkinder arbeitender und allein-
erziehender Mütter der Evangeli-
schen Stadtmission Halle 

C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, 
nicht paginiert.
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Q 6c
●

Schreiben des Landrats von Wei-
ßenfels an den Regierungspräsi-
denten von Merseburg vom 13. Juli 
1942 über die ausländerpolizeili-
che Überwachung von Kindern mit 
einem ausländischen Elternteil

LASA, C 92 Provinzialverband, Nr. 
4513, nicht paginiert.

Mit dem Schreiben vom 13. Juli 1942 regte der Landrat von Weißenfels beim 
Regierungspräsidenten von Merseburg an, dass von übergeordneter Regie-
rungsstelle einheitliche Regelungen zur ausländerpolizeilichen Überwachung 
von Kindern eines ausländischen Elternteils erlassen werden sollten.

In den Akten des Provinzialverbandes ist außerdem die Aktennotiz in Q 6d 
überliefert, die ein Sachbearbeiter beim Regierungspräsidenten von Merseburg 
am 17. Juli 1942 in Reaktion auf das Schreiben des Landrats von Weißenfels 
vom 13. Juli 1942 (vgl. Q 6c) fertigte. Aus dieser Notiz geht hervor, dass nicht 
die polizeiliche Abteilung zuständig sei, sondern das Kreisjugendamt. Damit 
verdeutlicht die Notiz die Definitionsmacht von Verwaltungsbeamten sowie die 
damit verbundenen eingeleiteten Maßnahmen und behördlichen Zuständigkei-
ten.

Q 6e ist eine Verfügung des Reichsministers des Inneren vom 5. Juni 1944 
über den Umgang mit unehelichen Kindern ausländischer Arbeiterinnen. Dafür 
sollten spezielle „Ausländerpflegekinderstätten“ eingerichtet werden. Die reichs-
weite Regelung wurde u. a. an Jugendämter, Gesundheitsämter und Fürsorge-
verbände im ganzen Deutschen Reich übermittelt.

Aus dem behördlichen Umgang mit den unehelichen Kindern eines ausländi-
schen Elternteils geht hervor, dass die NS-„Rassenideologie“ handlungsleitend 
war. Dabei verschleiert der nüchterne Schreibstil dieser Dokumente, dass es 
sich um Zwangsmaßnahmen einschließlich der gewaltsamen Trennung von 
Familien handelte.

Q 6d
●

Aktennotiz des Regierungsprä-
sidenten von Merseburg zum 
Schreiben des Landrats von Wei-
ßenfels vom 17. Juli 1942

LASA, C 92 Provinzialverband, Nr. 
4513, nicht paginiert.

Q 6e
●

Verfügung des Reichsministers 
des Inneren vom 5. Juni 1944 über 
uneheliche Kinder ausländischer 
Arbeiterinnen

LASA, C 92 Provinzialverband, Nr. 
4513, nicht paginiert.

Q 6f
● ● ●

Auszug aus einem Erinnerungsbe-
richt aus dem Jahr 1958 von Fritz 
Scheinhardt aus Hecklingen an 
den Muttertag am 14. Mai 1933

LASA, P 24 Sammlung Erinnerungs-
berichte des SED-Bezirksparteiarchivs 
Magdeburg, Nr. V/5/127, nicht 
paginiert.

Siehe zur Einordnung des Quellentyps „Erinnerungsbericht“ Q 1e aus dem 
SED-Bezirksparteiarchiv.

Am Muttertag am 14. Mai 1933 kam es in Hecklingen zu gewalttätigen Übergrif-
fen der SA auf Mitglieder der KPD und SPD. Die Schilderungen dieser Abläufe 
nehmen den Großteil des neunseitigen Berichts ein, der hier auszugsweise ab-
gedruckt ist. Der Autor des 1958 verfassten Erinnerungsberichts gehörte selbst 
zu den verfolgten Kommunisten und wurde unter Schlägen und anderen Ge-
waltanwendungen der SA-Mitglieder in das Café Anhalt gebracht. Dort wurden 
er und die anderen politisch Verfolgten zu ihren Tätigkeiten verhört. Zu Beginn 
des Berichtes geht der Verfasser auf die Instrumentalisierung des Muttertags im 
NS für propagandistische Zwecke ein.
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Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur QuelleQ 6g
● 

Dienstanweisung für die Heime 
des „Lebensborn“ e. V. von 1938

Arolsen Archives, 4.1.0/82448179-82. Die Dienstanweisung für die Heime des „Lebensborn“ e. V. (Q 6g) von 1938 ver-
deutlicht sowohl die ideologischen Grundlagen als auch die praktischen Dienst-
regeln der Heime. Dazu gehörten das NS-„Führerprinzip“ und die NS-„Rassen-
ideologie“. Die „rassenideologischen“ und „erbgesundheitlichen“ Grundlagen 
gehen außerdem aus Q 6i hervor. Das Amt L (für „Lebensborn“) im persön-
lichen Stab des Reichsführer-SS bescheinigte die „arische“ Abstammung eines 
jeden Kindes, das in einem dieser Heime geboren wurde, wie Q 6h zeigt. Das 
Schreiben des Leiters des „Lebensborn“-Heimes „Harz“ in Wernigerode an den 
Leiter im Amt Gesundheitswesen im „Lebensborn“ e. V. vom 19. August 1940 
über ein neugeborenes Kind mit Hasenscharte und Wolfsrachen in Q 6h ver-
weist auf die „erbbiologischen“ Grundlagen der Arbeit des „Lebensborn“ e. V.

Die Quellen zum „Lebensborn“-Verein sind heute v. a. im Bundesarchiv in 
Berlin und in den Arolsen Archives überliefert. Mit 529 Akten ist der Großteil 
der historischen Originaldokumente des Vereins heute in den Arolsen Archives 
überliefert. Die Arolsen Archives sind aus dem Internationalen Suchdienst (Inter-
national Tracing Service, ITS) hervorgegangen, welcher sich nach Kriegsende 
u. a. um die Klärung des Schicksals von nicht-deutschen Kindern und deren 
Rückführung zu ihren Eltern bemühte.

Außerdem setzt sich der Verein „Lebensspuren e. V. – Interessensgemeinschaft 
der „Lebensbornkinder“ in Deutschland und Vereinigung zur geschichtlichen 
Aufarbeitung des „Lebensborn““ für dieses Thema ein. In diesem Verein enga-
gieren sich vor allem „Lebensborn“-Kinder, die Dokumente aus ihren privaten 
Sammlungen für diese Zwecke zur Verfügung stellen.

Q 6h
● 

Schreiben des Leiters des „Le-
bensborn“-Heimes „Harz“ in 
Wernigerode an den Leiter im Amt 
Gesundheitswesen im „Lebens-
born“ vom 19. August 1940 über 
ein neugeborenes Kind mit Hasen-
scharte und Wolfsrachen

Arolsen Archives, 4.1.0/82460746.

Q 6i
● 

Bescheinigung des Amt L (Le-
bensborn) im persönlichen Stab 
des Reichsführers SS, Heinrich 
Himmler, über die „arische Ab-
stammung“ eines im „Lebens-
born“-Heim „Harz“ in Wernigerode 
geborenen Kindes

Lebensspuren e. V.
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Folgende Einrichtungen können als außerschulischer Lernort  
Themen des Bausteins vertiefen:

Außerschulische Lern- und Gedenkorte

Gedenkstätte für Opfer  
der NS-„Euthanasie“ Bernburg

Gedenkstätte für Opfer der NS-„Euthanasie“ 
sowie die Ermordung von KZ-Häftlingen 
(Aktion 14f13)

c/o Fachklinikum Bernburg 
Olga-Benario-Str.16/18 
06406 Bernburg

Schulmuseum Magdeburg

Brandenburger Straße 10
39104 Magdeburg

Sonderausstellung „Eine Schule. Zwei Geschichten.  
Von der NAPOBI zur SED-Parteischule. Großer Ziegenberg Ballenstedt“  

im Stadtmuseum „Wilhelm von Kügelgen“ in Ballenstedt

Der Verein Forum Großer Ziegenberg – Ballenstedt am Harz e.V. plant, im 

Gebäude der ehemaligen NAPOBI und SED-Bezirksparteischule in Ballenstedt ein 

Dokumentationszentrum einzurichten. Der „Lernort Großer Ziegenberg“ soll sich der 

Geschichte der Schule im NS und in der DDR widmen. Die Ausstellung „Eine Schule. 

Zwei Geschichten. Von der NAPOBI zur SED-Parteischule. Großer Ziegenberg 

Ballenstedt“ im Stadtmuseum „Wilhelm von Kügelgen“ in Ballenstedt dient als 

Grundlage für den Lernort. 

Stadtmuseum „Wilhelm von Kügelgen“ 
Allee 37
06493 Ballenstedt
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Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt begrüßt Schul-
klassen aller weiterführenden Schulformen zur Pro-
jektarbeit und tiefergehenden Auseinandersetzung 
mit Originalquellen. Im Fokus von Workshops steht 
die Auseinandersetzung mit Originalquellen aus dem 
Landesarchiv. Da das Archiv vor allem Verwaltungs-
dokumente von staatlichen Behörden verwahrt, soll 
die kritische Auseinandersetzung mit diesem Quel-
lentypus im Vordergrund stehen. Was sagen Ver-
waltungsdokumente über Kinder und Jugendliche 
aus und was nicht? Wie spiegelte sich in ihnen der 
Alltag von Kindern oder Jugendlichen? Die kritische 

Auseinandersetzung erfolgt dabei in Abgrenzung zu 
sogenannten Ego-Dokumenten oder Zeitzeugeninter-
views. Inwiefern bringen diese Quellen eine Perspek-
tiverweiterung? Was ist bei Ego-Dokumenten und 
Zeitzeugeninterviews quellenkritisch zu beachten? 
Schließlich soll die Auseinandersetzung mit den Quel-
len vor Ort auch dem Lernziel dienen, die Aufgaben 
und Funktionen eines öffentlichen Archivs aufzuzei-
gen und Schülerinnen und Schülern die Bedeutung 
von Archivierung bei der Aufarbeitung von Geschich-
te zu vermitteln. 

Weiterführende Projektideen

•  �M i c h a e l  B u d d r u s, Totale Erziehung für den totalen Krieg. Hitlerjugend und 
nationalsozialistische Jugendpolitik. 2 Bände, München 2003.

•  �M a r t e n  G r i m k e, Verängstigt, einsam und ausgestoßen. Jüdische Schulkinder während des 
Nationalsozialismus in Magdeburg, in: Magdeburger Museen (Hg.), Unerwünscht, verfolgt, ermordet. 
Ausgrenzung und Terror während der nationalsozialistischen Diktatur in Magdeburg 1933-1945, 
Magdeburg 2008, S. 235-241.

•  �K a r l - H e i n z  M e y e r, Die NPEA Anhalt in Ballenstedt, in: Wolfgang Schilling et al. (Hg.), Napola. 
Verführte Elite im Harz, Calbe 2020, S. 108-165.

•  �M i c h a e l  A b r a h a m s - S p r o d, Survivor testimony bringing to life the school experience 
of Jewish pupils in Magdeburg 1933-1945, in: Yad Vashem (Hg.), The Legacy of the Holocaust 
Survivivors: The Moral and Ethical Implications for Humanity, Jerusalem 2002 (CD-Rom).

•  �S ö h n k e  S t r e c k e l, Schulpforta unter dem Hakenkreuz, in: Wolfgang Schilling et al. (Hg.), Napola. 
Verführte Elite im Harz, Calbe 2020, S. 244-266.

•  �S ö h n k e  S t r e c k e l, Naumburg-Napola zackig, in: Wolfgang Schilling et al. (Hg.), Napola. Verführte 
Elite im Harz, Calbe 2020, S. 267-278.

•  �F r a n c e s c a  W e i l / A n d r é  P o s t e r t / A l f o n s  K e n k m a n n  (Hg.), Kindheiten im Zweiten 
Weltkrieg, Halle 2018.

Im Zeitzeugen-Portal finden sich videografierte Interviews mit Zeitzeugen aus Sachsen-Anhalt,  
die als Kinder und Jugendliche den Nationalsozialismus erlebten, z.B. 

•  �E l i s a b e t h  Z a c h a r i a s  aus Magdeburg über ihre Zeit beim BDM:  
https://www.zeitzeugen-portal.de/videos/yRhlOh9fPwM

•  �A n n e m a r i e  B u r c h a r d t  aus Magdeburg über ihre Zeit beim BDM:  
https://www.zeitzeugen-portal.de/videos/3EDmGMZiXXs

Weiterführende Literatur

Für eine Recherche in den Beständen 
des Landesarchivs Sachsen-Anhalt besuchen 

Sie die Archivdatenbank unter 
www.landesarchiv.sachsen-anhalt.de
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Die nationalsozialistische Diktatur übte in mehreren 
Bereichen Einfluss auf die Schulen und Universitäten 
aus und ordnete sie ihrer Ideologie und Zielsetzung 
unter (Q 1e). Die Erziehung der Kinder und Jugend-
lichen im schulischen und außerschulischen Bereich 
war von besonderer Bedeutung für die nationalsozia-
listische Einflussnahme auf die Bevölkerung (Q 1a). 
Lerninhalte und Schulbücher wurden angepasst, um 
die NS-Ideologie in den Bildungseinrichtungen zu 
vermitteln. So waren in fast allen Fächern völkische 
Inhalte laut Vorgaben zu unterrichten. Die Schule be-
gann stets mit einem Fahnenapell. Dabei mussten 
die Schülerinnen und Schüler mit ihren Lehrkräften 
auf dem Schulhof wie beim Militär in Reihe antreten 
und die Hakenkreuzfahne mit dem „Deutschen Gruß“, 
auch „Hitler-Gruß“ genannt, grüßen. Auch jede Unter-
richtsstunde wurde mit diesem Gruß begonnen und 
beendet. Dieses Begrüßungsritual war seit Veröffent-
lichung der „Leitgedanken zur Schulordnung“ im Ja-
nuar 1934 verpflichtend (Q 1b bis Q 1d). Durch die 
Ausrichtung der Schule auf die NS-Ideologie sollten 
die Schülerinnen und Schüler mit dem Gedankengut 
des Nationalsozialismus indoktriniert werden. 

Terror, Zwangsmaßnahmen, Repression und Verfol-
gung zeigten sich während der NS-Diktatur auch an 
Schulen und Universitäten. Auf Grundlage des „Ge-
setzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums“ vom 7. April 1933 wurden dem Nationalsozia-
lismus gegenüber kritisch eingestellte Lehrkräfte und 
Professorinnen und Professoren entlassen. Darunter 
waren vor allem Kommunistinnen und Kommunisten 
sowie Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten. 
Paragraph 3 dieses Gesetzes ordnete aber auch an, 
dass „nicht-arische“ Beamtinnen und Beamte zu ent-
lassen seien. Davon waren vor allem jüdische Lehr-
kräfte sowie Universitätsangestellte betroffen. 

NS-Massenorganisationen 

Auch die „Gleichschaltung“ wirkte sich auf das uni-
versitäre und schulische Leben massiv aus. So war 
der Nationalsozialistische Lehrerbund die einzige Or-
ganisation für Lehrerinnen und Lehrer, nachdem freie 
Verbände und Gewerkschaften für Lehrkräfte aufge-
löst worden waren. Der bereits 1926 gegründete Na-

tionalsozialistische Studentenbund entwickelte sich 
zu einer wichtigen Organisation zur Indoktrinierung 
und Gleichschaltung der Studierenden. Oppositionel-
le oder jüdische Studierendenverbände wurden von 
der Gestapo überwacht und deren Mitglieder verfolgt 
(Q 1i).

Verfolgung jüdischer Schülerinnen und Schüler 
in Magdeburg 

Die Ausgrenzung und Verfolgung der jüdischen Be-
völkerung zeigte sich auch im schulischen Kontext. 
Eine Umfrage im September 1935 über die „Ras-
sezugehörigkeit“ der Schülerinnen und Schüler an 
Magdeburger Volkschulen zählte ca. 100 jüdische 
und „halbjüdische“ Kinder und Jugendliche (Q 1f). 
Der Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung, Bernhard Rust, verkündete zur sel-
ben Zeit mit Bezug auf die Nürnberger „Rassen-
gesetze“, dass eine „rassische Übereinstimmung“ 
von Lehrkräften und Schülerinnen und Schülern die 
Hauptvoraussetzung für eine „gedeihliche Erziehung“ 
sei. Jüdische Kinder wurden damit zu einem „Hinder-
nis“ für die Schulbildung erklärt. 1938 richtete die 
Magdeburger Stadtverwaltung in der Kleinen Schul-
straße eine „Judenschule“ mit zwei Klassen in einem 
Nebengebäude der dortigen 2. Gemeindeschule ein 
(Q 1g). Der Vorschlag für eine gesonderte Schule 
kam vom Kreisleiter Rudolf Krause. Dort sollte eine 
Erziehung im Sinne des Judentums erfolgen und die 
Kinder und Jugendlichen auf eine Auswanderung 
aus Deutschland vorbereitet werden. 85 jüdische Kin-
der wurden an dieser Schule von den Lehrern Kurt 
Schindler und Rudolf Rosenberg unterrichtet. Doch 
nach den Novemberpogromen 1938 wanderten bei-

Schule und Universität

 Indoktrination bezeichnet den Pro-
zess der geistigen Einflussnahme und Belehrung. Der Begriff 
hat einen lateinischen Ursprung, der sich aus in = hinein und 
doctrina = Lehre, Belehrung zusammensetzt. Indoktrination 
bezeichnet eine besonders vehemente Art der Belehrung, die 
keine anderen Meinungen zulässt. Sie findet sich zumeist in 
der manipulativen Propaganda von Diktaturen. 

Indoktrination

„Gleichschaltung“
Im März erließen Hitler 

als Reichskanzler und Reichsminister des Inneren Wilhelm 
Frick zwei Gesetze zur „Gleichschaltung“ der Länder mit dem 
Reich. Sie wurden durch das „Ermächtigungsgesetz“ dazu 
befähigt und schalteten damit auf Länderebene alle Minister, 
Abgeordneten und höheren Staatsbeamten aus, die nicht der 
NSDAP oder DNVP angehörten. Diese Gesetze dienten der 
Aufhebung des Föderalismus sowie der Zentralisierung und 
Neugestaltung der Staatsmacht nach dem „Führerprinzip“. 
Der Begriff wurde im Anschluss ausgeweitet und nicht nur 
auf diese zwei Gesetze vom Frühjahr 1933 angewandt. Er be-
zeichnet auch die Maßnahmen und Prozesse, durch die Orga-
nisationen, Vereine, und Institutionen dazu gedrängt wurden, 
sich der NS-Ideologie und ihrem Herrschaftsanspruch anzu-
passen. Dies geschah zum einen durch die Verfolgung und 
Unterdrückung von oppositionellen Verbänden und zum an-
deren durch die Eingliederung von Vereinen in NSDAP-nahe 
Organisationen.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/thema-01/
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de Lehrer aus. Zunächst konnten keine neuen Lehr-
kräfte gefunden werden, so dass der Schulbetrieb 
eingestellt wurde. Erst am 6. Juni 1939 wurde er mit 
den Lehrern Hermann Spier und Meir Teller in Räum-
lichkeiten der jüdischen Gemeinde in der Nähe der 
zerstörten Synagoge wieder aufgenommen. 

Alltäglicher Antisemitismus herrschte zunehmend 
auch an Schulen und Universitäten. So ist beispiels-
weise aus Zeitzeugenberichten überliefert, dass eine 
jüdische Schülerin aus Magdeburg bereits 1932 von 
ihrem Lehrer in eine andere Bankreihe versetzt wur-
de, weil die Eltern ihrer Mitschülerin nicht duldeten, 
dass ihre Tochter neben einer Jüdin saß. Aus anderen 
Berichten wird deutlich, dass zu Beginn der NS-Dik-
tatur in einigen Klassen eine „Judenbank“ zur Tren-
nung der jüdischen Schülerinnen und Schüler von 
den nicht-jüdischen eingeführt wurde. Die meisten 
der bis 1941 nicht geflohenen jüdischen Kinder und 
Jugendlichen wurden mit ihren Eltern in die Ghettos 
nach Warschau, Theresienstadt oder in das Vernich-
tungslager Auschwitz-Birkenau deportiert. Von den 

über 300 Minderjährigen der Magdeburger jüdischen 
Gemeinde im Jahr 1933 wurden 287 in den letzten 
vier Jahren der zwölfjährigen Diktatur von den Natio-
nalsozialisten ermordet. 

Kriegseinsatz 

Im Zuge des „totalen Kriegseinsatzes“ in den letzten 
Jahren des Zweiten Weltkrieges wurden Schülerinnen 
und Schüler zunehmend in der Kriegswirtschaft oder 
im Luftschutz eingesetzt (Q 1j). Viele ihrer Lehrer wur-
den zur Wehrmacht eingezogen, so dass pensionier-
te Lehrkräfte wieder unterrichteten oder Unterrichts-
stunden gekürzt wurden. 

Aktendeckel, LASA, C 28 II Regierung Magdeburg. Abteilung für 
Kirchen und Schulen, Nr. 3996.

Die sogenannten Nürnberger „Rassengesetze“ wurden am 
15. September 1935 auf dem Parteitag in Nürnberg ver-
kündet. Sie bestanden aus zwei unterschiedlichen und sich 
ergänzenden Gesetzen: das „Blutschutzgesetz“ und das 
„Reichsbürgergesetz“. Sie fußten auf der „Rassenideolo-
gie“ der Nationalsozialisten und teilten Menschen in unter-
schiedliche „Rassen“ ein. Damit einher gingen die An- und 
Aberkennungen von Rechten als Reichsbürger sowie z. B. 
Verbote von Eheschließungen zwischen jüdischen und nicht-
jüdischen Menschen. Beide waren die Grundlage für weitere 
rassistische Gesetze und Verfolgungsmaßnahmen und waren 
ab 1941 Ausgangspunkt für die Auswahl von Personen, die 
in Ghettos, Konzentrations- und Vernichtungslager im besetz-
ten Osten Europas deportiert wurden.

Nürnberger „Rassengesetze“



29

S
ch

u
le

 u
n

d
 U

n
iv

e
rs

it
ät

Zentralblatt für die gesamte Unterrichts-Verwaltung in Preußen, hrsg. vom Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, 
75. Jahrgang 1933, S. 233 (Ausschnitt) und S. 234 (Ausschnitt).

Mit diesem Schreiben vom 26. August 1933 informierte der Preußische Minister für Wissenschaft, Kunst und Volks-
bildung die Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten über die „Pflege der Beziehungen der Schule zur Hitler-
jugend“. Das Schreiben zeigt, welche Aufgaben den Schulen und der Hitler-Jugend zugeschrieben wurden und 
verdeutlicht die Ziele der Erziehung in der nationalsozialistischen Ideologie. 

Der Regierungspräsident war der Leiter der Regierung der mittleren Verwaltungsebene in den Regierungsbezirken 
Magdeburg, Merseburg und Erfurt. Die Regierungspräsidenten unterstanden dem Oberpräsidenten. Dies war der 
oberste Verwaltungsbeamte in der preußischen Provinz Sachsen.

Q 1a:  �Schreiben des Preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 
an die Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten vom 26. August 1933 über 
die „Pflege der Beziehungen der Schule zur Hitlerjugend“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01a/
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Dieser Bericht wurde vom Regierungspräsidenten von Magdeburg am 11. Dezember 1934 verfasst und über 
den ihm übergeordneten Oberpräsidenten für die preußische Provinz Sachsen an den Minister für Wissen-
schaft, Kunst und Volksbildung in Berlin gesandt. Der Regierungspräsident war der Leiter der Regierung der 
mittleren Verwaltungsebene in den Regierungsbezirken Magdeburg, Merseburg und Erfurt. Die Regierungs-
präsidenten unterstanden dem Oberpräsidenten. Dies war der oberste Verwaltungsbeamte in der preußischen 
Provinz Sachsen.

Die Zeugen Jehovas sind eine christliche Glaubensgemeinschaft, die im späten 19. Jahrhundert entstand. Die 
Zentrale der deutschen Zeugen Jehovas befand sich seit 1923 in Magdeburg. Sie wurden von den Nationalso-
zialisten als „Ernste Bibelforscher“ oder „Bibelforscher“ verfolgt und in den Konzentrationslagern durch einen lila 
Winkel als besondere Häftlingsgruppe gekennzeichnet. 1933 gehörten etwa 25.000 Personen in Deutschland 
den Zeugen Jehovas an. Nach der Machtübernahme wurden sie im Juni 1933 als erste Glaubensgemeinschaft 
verboten und verfolgt. Schon im Ersten Weltkrieg hatten sich die Zeugen Jehovas gegen Krieg und Militärdienst 
positioniert. Ihnen wurde bereits damals von völkisch-antisemitischen Kreisen vorgeworfen, das Judentum zu 
unterstützen. Darauf beriefen sich nun auch die Nationalsozialisten. Trotz des Verbots trafen sich die Zeugen Je-
hovas weiterhin und versuchten, andere von ihrem Glauben zu überzeugen. Sie lehnten den Nationalsozialismus 
und den Führerkult ab und weigerten sich daher auch, den Hitler-Gruß auszuüben. Dieser war für den Schulalltag 
seit dem Erlass vom Juli 1933 in allen deutschen Behörden und Schulen verpflichtend.

Q 1b:  �Bericht des Regierungspräsidenten von Magdeburg an den Reichs- und 
Preußischen Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung in Berlin vom 
11. Dezember 1934 über die Verweigerung des Hitler-Grußes durch Kinder von
Zeugen Jehovas

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88991
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 1161, Bl. 250.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88991
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 1161, Bl. 250 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88991
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 1161, Bl. 251.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88991
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 1161, Bl. 251 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88991
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Diesen Vermerk fügte der Oberpräsident an den Bericht des Regierungspräsidenten des Regierungsbezirks 
Magdeburg vom 11. Dezember 1934 (Q 1b) an, als er diesen an den Reichs- und Preußischen Minister für Wis-
senschaft, Kunst und Volksbildung in Berlin am 15. Januar 1935 weiterleitete. Die handschriftlichen Korrekturen 
im Entwurf des Vermerks lauten: „die für die Kinder schädliche Unterlassung seiner Pflicht“ und „bzw. Druck-
mittel gegen“.

Der Regierungspräsident war der Leiter der Regierung der mittleren Verwaltungsebene in den Regierungsbezir-
ken: Magdeburg, Merseburg und Erfurt. Die Regierungspräsidenten unterstanden dem Oberpräsidenten. Dies 
war der oberste Verwaltungsbeamte in der preußischen Provinz Sachsen.

Die Zeugen Jehovas sind eine christliche Glaubensgemeinschaft, die im späten 19. Jahrhundert entstand. Die 
Zentrale der deutschen Zeugen Jehovas befand sich seit 1923 in Magdeburg. Sie wurden von den Nationalsozi-
alisten als „Ernste Bibelforscher“ oder „Bibelforscher“ verfolgt und in den Konzentrationslagern durch einen lila 
Winkel als besondere Häftlingsgruppe gekennzeichnet. 1933 gehörten etwa 25.000 Personen in Deutschland 
den Zeugen Jehovas an. Nach der Machtübernahme wurden sie im Juni 1933 als erste Glaubensgemeinschaft 
verboten und verfolgt. Schon im Ersten Weltkrieg hatten sich die Zeugen Jehovas gegen Krieg und Militärdienst 
positioniert. Ihnen wurde bereits damals von völkisch-antisemitischen Kreisen vorgeworfen, das Judentum zu 
unterstützen. Darauf beriefen sich nun auch die Nationalsozialisten. Trotz des Verbots trafen sich die Zeugen 
Jehovas weiterhin und versuchten, andere von ihrem Glauben zu überzeugen. Sie lehnten den Nationalsozia-
lismus und den Führerkult ab und weigerten sich daher auch, den Hitler-Gruß auszuüben. Dieser war für den 
Schulalltag seit dem Erlass vom Juli 1933 in allen deutschen Behörden und Schulen verpflichtend.

Q 1c:  �Begleitschreiben des Oberpräsidenten der Provinz Sachsen zum Bericht des 
Regierungspräsidenten von Magdeburg an den Reichs- und Preußischen 
Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung in Berlin vom 15. Januar 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88991
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 1161, Bl. 252.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 1161, Bl. 252 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88991
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Mit diesem Schreiben verweist der Reichs- und Preußische Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung auf 
die Gesetzesgrundlage für Maßnahmen gegen Schulkinder und ihre Eltern, die zu den Zeugen Jehovas gehören 
und den sogenannten „Deutschen Gruß“ verweigern. Es ist eine Antwort auf die Berichte des Regierungspräsiden-
ten des Bezirks Magdeburg (Q 1b) und des Oberpräsidenten der preußischen Provinz Sachsen (Q 1c). Der Regie-
rungspräsident war der Leiter der Regierung der mittleren Verwaltungsebene in den Regierungsbezirken Magde-
burg, Merseburg und Erfurt. Die Regierungspräsidenten unterstanden dem Oberpräsidenten. Dies war der oberste 
Verwaltungsbeamte in der preußischen Provinz Sachsen.

Die Zeugen Jehovas sind eine christliche Glaubensgemeinschaft, die im späten 19. Jahrhundert entstand. Sie wur-
den von den Nationalsozialisten als „Ernste Bibelforscher“ oder „Bibelforscher“ verfolgt und in den Konzentrationsla-
gern durch einen lila Winkel als besondere Häftlingsgruppe gekennzeichnet. 1933 gehörten etwa 25.000 Personen 
in Deutschland den Zeugen Jehovas an. Nach der Machtübernahme wurden sie im Juni 1933 als erste Glaubens-
gemeinschaft verboten und verfolgt. Schon im Ersten Weltkrieg hatten sich die Zeugen Jehovas gegen Krieg und 
Militärdienst positioniert. Ihnen wurde bereits damals von völkisch-antisemitischen Kreisen vorgeworfen, das Juden-
tum zu unterstützen. Darauf beriefen sich nun auch die Nationalsozialisten. Trotz des Verbots trafen sich die Zeugen 
Jehovas weiterhin und versuchten, andere von ihrem Glauben zu überzeugen. Sie lehnten den Nationalsozialismus 
und den Führerkult ab und weigerten sich daher auch, den Hitler-Gruß auszuüben. Dieser war für den Schulalltag 
seit dem Erlass vom Juli 1933 in allen deutschen Behörden und Schulen verpflichtend.

Q 1d:   Antwortschreiben des Reichs- und Preußischen Minister für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung vom 11. April 1935 über die Verweigerung des 
Hitler-Grußes von Kindern der Zeugen Jehovas

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88991
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 1161, Bl. 254.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88991
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 1161, Bl. 254 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88991
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In diesem Erinnerungsbericht schilderte Eberhard Flaschel 1988 rückblickend seine Schulzeit an der Deutschen 
Oberschule in Köthen während des Nationalsozialismus. Der Erinnerungsbericht wurde für das SED-Bezirkspar-
teiarchiv Magdeburg verfasst. Am 21. Mai 1932 wählte der Landtag von Anhalt in Dessau den NSDAP-Kandidaten 
Alfred Freyberg zum Ministerpräsidenten.  Er wurde damit zum ersten nationalsozialistischen Ministerpräsidenten 
eines Landes.

Q 1e:  �Auszug aus einem Erinnerungsbericht von Eberhard Flaschel vom  
10. Februar 1988 über seine Schulzeit an der Deutschen Oberschule
(später: Pädagogische Hochschule) in Köthen

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 24 Sammlung Erinnerungsberichte des SED-Bezirksparteiarchivs Magdeburg, Nr. V/5/706, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=7194
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 24 Sammlung Erinnerungsberichte des SED-Bezirksparteiarchivs Magdeburg, Nr. V/5/706, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 24 Sammlung Erinnerungsberichte des SED-Bezirksparteiarchivs Magdeburg, Nr. V/5/706, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=7194
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Mit diesem Schreiben wandte sich der Oberbürgermeister der Stadt Magdeburg am 12. März 1938 an den Regie-
rungspräsidenten des Regierungsbezirks Magdeburg. Der Regierungspräsident war der Leiter der Regierung der 
mittleren Verwaltungsebene in den Regierungsbezirken Magdeburg, Merseburg und Erfurt. Die Regierungspräsi-
denten unterstanden dem Oberpräsidenten. Dies war der oberste Verwaltungsbeamte in der preußischen Provinz 
Sachsen.

Der Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, Bernhard Rust, verkündete 1935 bereits, dass 
eine „rassische Übereinstimmung“ von Lehrkräften und Schülerinnen und Schülern die Hauptvoraussetzung für eine 
„gedeihliche Erziehung“ sei.

Q 1f:  �Schreiben des Oberbürgermeisters der Stadt Magdeburg an den 
Regierungspräsidenten von Magdeburg vom 12. März 1938 über die 
Einrichtung einer „Judenschule“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5868
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 3996, Bl. 3.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 3996, Bl. 3 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5868
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Walter Heinemann war Auswanderungs- und Devisenberater für Jüdinnen und Juden im Regierungsbezirk Magde-
burg. Nach dem Novemberpogrom wandte er sich mit diesem Schreiben an die städtische Schulverwaltung und bat 
darum, dass seine Söhne weiterhin die Schule besuchen dürften. 

Q 1g:  �Schreiben des Vaters Walter Heinemann an den Oberbürgermeister der Stadt 
Magdeburg vom 12. Dezember 1938 über den Schulbesuch seiner Kinder

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5868
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 3996, Bl. 3 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 3996, Bl. 3 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5868
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Der Oberbürgermeister von Magdeburg, Dr. Fritz Markmann (NSDAP), leitete das Gesuch von Walter Heinemann 
(Q 1g), der Auswanderungs- und Devisenberater für Jüdinnen und Juden im Regierungsbezirk Magdeburg war, 
am 21. Dezember 1938 an den Regierungspräsidenten von Magdeburg weiter, verbunden mit einem Entschei-
dungsvorschlag dazu. Der Regierungspräsident war der oberste Beamte der mittleren Verwaltungsebene in den 
Regierungsbezirken. Die Provinz Sachsen bestand aus drei Regierungsbezirken: Magdeburg, Merseburg und 
Erfurt. Die Regierungspräsidenten unterstanden dem Oberpräsidenten. Dies war der oberste Verwaltungsbeamte 
in der preußischen Provinz Sachsen.

Q 1h:  �Weiterleitung des Gesuchs von Walter Heinemann durch das Amt des 
Oberbürgermeisters an den Regierungspräsidenten von Magdeburg vom  
21. Dezember 1938

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 3996, Bl. 25.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01h/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5868
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Oppositionelle, wie Kommunistinnen und Kommunisten oder Sozialdemokratinnen und Sozialdemokarten, gehörten 
zu den ersten Verfolgten der NS-Diktatur. Nach der Machtübernahme wurde die Kommunistische Partei Deutsch-
land (KPD) bereits im Februar 1933 verboten. Der 1926 gegründete Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund 
(NSDStB) hatte ab 1931 eine Mehrheit an studentischen Mitgliedern unter den selbstverwalteten Studierendenver-
bänden. Viele Studierende stellten sich freiwillig in den Dienst der NS-Diktatur, und mit der „Gleichschaltung“ wurden 
studentische Organisationen verboten oder dem NSDStB eingegliedert. Die Gestapo überwachte nach der Macht-
übernahme auch Studierende und prüfte, ob sie sich oppositionell organisierten.

Q 1i:  �Rundschreiben der Staatspolizeistelle Magdeburg vom 20. November 1935 
über die Erfassung kommunistischer Studierender

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Calbe (Saale) A, Nr. 225, Bl. 214.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=290470
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Am 28. Januar 1943 leitete der Regierungspräsident von Magdeburg diesen Schnellbrief des Reichministers des 
Inneren (datiert auf den 25. Januar 1943) an die ihm nachgeordneten Schulräte weiter. Darin wird die Verpflichtung 
der Schüler der Jahrgänge 1926 und 1927 zum Dienst als Luftwaffenhelfer angeordnet. Die 16- und 17-Jährigen 
wurden dadurch für den „totalen Krieg“ eingesetzt. 

Der Regierungspräsident war der oberste Beamte der mittleren Verwaltungsebene in den Regierungsbezirken. Die 
Provinz Sachsen bestand aus drei Regierungsbezirken: Magdeburg, Merseburg und Erfurt. Die Regierungspräsi-
denten unterstanden dem Oberpräsidenten. Dies war der oberste Verwaltungsbeamte in der preußischen Provinz 
Sachsen.

Q 1j:  �Schnellbrief des Reichsministers des Inneren über den Einsatz von Schülern als 
Luftwaffenhelfer vom 25. Januar 1943

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 2350, Bl. 133.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01j/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-01/quelle-01j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5868
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Nationalpolitische Erziehungsanstalten (kurz: NPEA 
oder Napola als gesprochene Abkürzung), z. T. auch 
Nationalpolitische Bildungsanstalt genannt (NAPO-
BI), waren Elite-Internatsschulen mit acht Klassen. Sie 
waren staatliche Gymnasien mit vormilitärischer Aus-
bildung und Internat in der NS-Zeit. Die ersten Schulen 
dieses Typs wurden vom vorläufigen preußischen Kul-
tusminister Bernhard Rust (ab 1934 Reichsminister 
für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung) zum 
Geburtstag Adolf Hitlers im April 1933 in Potsdam, 
Köslin und Plön gegründet. Für die Einrichtung dieser 
und vieler weiterer Nationalpolitischer Erziehungsan-
stalten wurden bereits bestehende staatliche Schulen 
in nationalsozialistische Elite-Internate umgewandelt. 
So wurden 1934 diese Schultypen u. a. in Naumburg/
Saale, Berlin-Spandau, Ilfeld im Südharz, Stuhm in 
Pommern, Klotzsche bei Dresden, Backnang in Würt-
temberg, Neuzelle in Brandenburg und Ballenstedt 
am Harz eröffnet. 1935 folgten jene in Schulpforta 
und Bensberg und 1936 jeweils eine in Rottweil in 
Württemberg und Köthen in Anhalt.

Auf dem Gebiet des heutigen Sachsen-Anhalt gab es 
vier der insgesamt 16 bis 1936 im Deutschen Reich 
errichteten Nationalpolitischen Erziehungsanstalten 
bzw. Nationalpolitischen Bildungsanstalten. Während 
des Zweiten Weltkrieges wurden noch weitere NPEAs 
im Deutschen Reich sowie in den von Deutschland 
besetzten Ländern errichtet. Bis zum Kriegsende gab 
es insgesamt 43 Nationalpolitische Erziehungsanstal-
ten, drei davon für Mädchen. Die Nationalpolitischen 
Erziehungsanstalten waren Einrichtungen der Länder, 
unterstanden aber der Aufsicht und Hauptverwaltung 
der Inspektion Nationalpolitische Erziehungsanstal-
ten beim Reichserziehungsminister. Daher sind sie 

von anderen NS-Elite-Bildungseinrichtungen wie den 
Adolf-Hitler-Schulen und den Ordensburgen abzu-
grenzen. 

Auslesekriterien für den Schulbesuch 

Da es sich bei den NPEAs um Elite-Internate handelte, 
konnte nicht jeder Schüler oder jede Schülerin diese 
besuchen. Voraussetzung für eine Aufnahme waren 
strenge Auslesekriterien, die von der NS-„Rassenideo-
logie“ und „Erbgesundheitslehre“ beeinflusst wa-
ren (Q 2a bis Q 2b). Die Grundsätze für die Auswahl 
der Schülerinnen und Schüler hatte der Reichserzie-
hungsminister Bernhard Rust am 27. März 1935 in ei-
nem Erlass zusammengefasst. Medizinisch geschulte 
Mitarbeiter des Rasse- und Siedlungshauptamtes der 
SS überprüften die „rassischen“ Voraussetzungen 
und den „geistig-körperlichen Gesamtzustand“ der 
zukünftigen Schüler und Schülerinnen. Auch die poli-

Nationalpolitische Erziehungsanstalten (NPEA) und 
Nationalpolitische Bildungsanstalten (NAPOBI)

„Rassenhygiene“ und 
„Erbgesundheitslehre“

                            	 „Erbgesundheit“ be- 
zeichnete im National-

sozialismus das Gegenteil von „Erbkrankheit“. Der Begriff wur-
de von Wissenschaftlern bereits um die Jahrhundertwende für 
die Lehre von der „Gesundheit der Erbanlagen“ verwendet. Im 
Nationalsozialismus wurde dies mit der Idee eines „Volkskör-
pers“ verbunden. Darnach galt das Volk als eine „biologisch-
rassische“ Einheit, welche durch das Bild des „Körpers“ als 
Organismus veranschaulicht wurde. Durch „Rassenhygiene“ 
und „Erbgesundheit“ sollte diese organische Einheit des Vol-
kes weder durch Erberkrankungen noch durch das Mischen 
mit anderen „Rassen“ verändert werden. Die Idee von „Men-
schenrassen“ oder „Volkskörpern“ wird heute von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern nicht mehr geteilt.

Adolf-Hitler-Schulen waren spezielle Schulen zur Heranbildung 
des „Führer-Nachwuchses“ der NSDAP. Sie wurden 1937 auf 
Initiative des Reichschulungsleiters der NSDAP und Leiters der 
Deutschen Arbeitsfront (DAF), Robert Ley, und des Reichsju-
gendführers Baldur von Schirach gegründet. Letzterer hatte zu-
vor versucht, die Nationalpolitischen Erziehungsanstalten unter 
seine Kontrolle zu bringen, was ihm jedoch nicht gelang. Nach-
dem der Sohn von Robert Ley aufgrund der strengen Auswahl-
verfahren nicht in einer NPEA aufgenommen worden war, regten 
Ley und von Schirach die Gründung von Adolf-Hitler-Schulen als 
Orte einer Vorausbildung für die Ordensburgen an. Die Ausbil-
dung des „Führer-Nachwuchses“ und die ideologische Schulung 
standen bei den Adolf-Hitler-Schulen stärker im Vordergrund als 
bei den auf „Leibeserziehung“ und vormilitärischen Übungen 

ausgerichteten NPEAs. Diese Schulen verliehen Abschlüsse, mit 
denen eine Karriere innerhalb der NSDAP vorgesehen war. Die 
NPEAs hingegen verliehen die allgemeine Hochschulreife (Abi-
tur). Es gab im Deutschen Reich und den annektierten Gebieten 
insgesamt 12 Adolf-Hitler-Schulen. Davon befand sich keine auf 
dem Gebiet des heutigen Sachsen-Anhalt. Ordensburgen wurden 
bereits ab 1934 von Robert Ley eingerichtet. Es handelte sich 
dabei um gigantische Neubauten, deren Architektur den NS-
Vorstellungen entsprach. Darin wurden über 1.000 Schüler zu 
politischen Leitern geschult. Es handelte sich dabei um junge Er-
wachsene im Alter von 23 bis 30 Jahren, die bereits die Schule 
beendet und den Reichsarbeitsdienst oder die Wehrpflicht abge-
leistet hatten. Die Vermittlung der NS-Ideologie war hier zentral. 
Ley selbst bezeichnete diese Bildungseinrichtung als „Schule 
der Weltanschauung“.

Adolf-Hitler-Schulen und Ordensburgen

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/thema-02/
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tische Zuverlässigkeit der Eltern, d. h. deren unterstüt-
zende Haltung gegenüber dem Nationalsozialismus, 
war eine Voraussetzung für die Aufnahme. Daneben 
sollten die Ausgewählten gute schulische Leistungen 
vorweisen und sportlich sein. Letzteres war ein Krite-
rium, das auch für die anderen NS-Eliteschulen zu-
traf. Zu den Aufnahmeprüfungen gehörten außerdem 
Mutproben und Tests zur Überprüfung der Tapferkeit 
und des Durchhaltevermögens. „Leibeserziehung“ 
war ein wichtiger Bestandteil der schulischen und au-
ßerschulischen Bildung im Nationalsozialismus. Die 
NS-Ideologie prägte den kompletten Schulalltag und 
den Unterricht (Q 2c). Dazu gehörten ein strenger Mi-
litarismus und Geländesport, Schießübungen, Motor-, 
Flug- und Segelsport sowie andere vormilitärische 
Übungen, welche die Schüler für einen Einsatz als 
Soldaten vorbereiten sollten. Für die vormilitärische 
Ausbildung einer breiten Masse der Jugendlichen 
wurden ab 1942 auf Befehl Adolf Hitlers Wehrer-
tüchtigungslager eingerichtet, die der Hitler-Jugend 
unterstanden. Schüler aller Schulen sollten an den 
dreiwöchigen Lehrgängen dieser Lager teilnehmen.

Nationalpolitische Erziehungsanstalt in 
Schulpforta 

Die Nationalpolitische Erziehungsanstalt in Schul-
pforta wurde in dem traditionsreichen humanisti-
schen Gymnasium des Ortes errichtet (Q 2d). Das 
Internatsgymnasium bei Naumburg trägt heute den 
Namen Landesschule Pforta und ist eine der ältesten 

Bildungseinrichtungen Mitteldeutschlands. Es wurde 
1543 im Gebäude des ehemaligen Zisterzienserklos-
ters Pforta gegründet. Zu den zahlreichen bekannten 
Schülern gehörte etwa der erste Ministerpräsident 
von Sachsen-Anhalt nach dem Zweiten Weltkrieg, Er-
hard Hübener, der dort 1901 sein Abitur ablegte. Als 
NPEA wurde auf die alte Tradition der Schule aufge-
baut und diese in Verbindung mit der neuen NS-Ideo-
logie gebracht. So zeichnete sich die Schule weiter-
hin durch ihren altsprachlichen Zweig aus. Damit war 
Schulpforta eine von drei NPEAs, die humanistischen 
Gymnasien ähneln sollten. 

Nationalpolitische Bildungsanstalt (NAPOBI)  
in Ballenstedt 

Die staatliche Nationalpolitische Bildungsanstalt (NA-

Großes Schulungszentrum (2013), Public Domain, (Foto: Wolkenkratzer, CC BY-SA 3.0).

„Leibeserziehung“
                                              „Leibeserziehung“ oder „Lei- 

besertüchtigung“ war ein wichtiges Merkmal der nationalso-
zialistischen Bildungspolitik und stand in enger Verbindung 
mit der nationalsozialistischen Ideologie. Schon im Kaiser-
reich und in der Weimarer Republik waren die unter diesen 
Begriffen zusammengefassten Sportangebote ein wichtiger 
Beitrag zur „Volksgesundheit“. Im Nationalsozialismus wurde 
die „Leibeserziehung“ jedoch rassenideologisch untermauert. 
Es wurde behauptet, dass körperliche Ertüchtigung gut für 
einen „Volkskörper“ sei. Nach diesem Verständnis galt das 
Volk als eine „biologisch-rassische“ Einheit.
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POBI) in Ballenstedt wurde am 1. April 1934 vom Frei-
staat Anhalt im Realgymnasium (Wolterstorff-Gymna-
sium) errichtet, nachdem die Stadt die Schule selbst 
nicht mehr finanzieren konnte. Sie war die erste NA-
POBI, die außerhalb von Preußen aufgebaut wurde. 
Die NAPOBI in Ballenstedt war räumlich über die ge-
samte Stadt verteilt. Neben der Schule unterhielt sie 
auch zwei Heime, in denen die Schüler wohnten. Das 
Heim I befand sich in den Räumen des alten Alumnats 
des ehemaligen Wolterstorff-Gymnasiums. Das Heim 
II war im Friederikenstift und im Haus Ziegenberg 

untergebracht. Die räumliche Trennung erschwerte 
jedoch den Schulbetrieb. Daher wurde 1936 ein Neu-
bau auf dem Ziegenberg errichtet, wo sich bis dahin 
im Herrenhaus das Heim II befand. Dies war der ers-
te und einzige Neubau einer Nationalpolitischen Bil-
dungsanstalt im Deutschen Reich. Die monumentale 
Architektur entsprach nationalsozialistischen Ideal-
vorstellungen und war zugleich funktional auf die An-
sprüche des Schulalltags ausgerichtet, z. B. verfügte 
der Gebäudekomplex über einen Appellhof. Die NA-
POBI in Ballenstedt wurde durch den Neubau zum 
Aushängeschild für diese Eliteschulen, und Angehöri-
ge von führenden NS-Funktionären, wie der Neffe von 
Adolf Hitler, besuchten sie. 

Die NAPOBI in Köthen war der in Ballenstedt von 
1936 bis 1940 als Aufbaugymnasium zugeordnet 
(Ballenstedt II). Sie wurde gleichzeitig mit dem Neu-
bau in Ballenstedt eingerichtet. Nach der Gründung 
der DDR nutzte die Bezirksleitung Halle der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands (SED) die Anlage 
in Ballenstedt als Bezirksparteischule.

Wehrertüchtigungslager
Der Aufbau dieser La-

ger wurde von Adolf Hitler im März 1942 im Zuge des Krieges 
angeordnet, um Mitglieder der Hitler-Jugend auf einen Einsatz 
im Krieg vorzubereiten. Die Lager gehörten zur Hitler-Jugend, 
die dortigen Ausbilder kamen von der Wehrmacht oder der 
Waffen-SS. In dreiwöchigen Lehrgängen wurden Hitler-Jungen 
vormilitärisch ausgebildet und weltanschaulich geschult. Um 
möglichst viele Jugendliche flächendeckend in Wehrertüch-
tigungslagern auszubilden, wurde die Teilnahme zur Dienst-
pflicht erklärt. Zunächst waren 100 Lager vorgesehen, jedoch 
wuchs die Zahl stetig und betrug 1944 mehr als 245. Im ers-
ten Jahr der Wehrertüchtigungslager, zwischen Mai 1942 und 
April 1943, wurden 245.278 Hitler-Jungen des einberufenen 
Jahrgangs 1924 ausgebildet (etwa 37 Prozent). Mit 514.972 
Hitler-Jungen waren es dann etwa 77 Prozent des Geburtsjahr-
gangs 1925. Die Schwerpunkte der Ausbildung, für die 152 
Stunden vorgesehen waren, bestanden in Disziplin- und Lei-
besübungen, der Schießausbildung und dem „Geländedienst“.

Nationalpolitische Bildungsanstalt 
(NAPOBI) in Ballenstedt

Die Bezeichnung der Schule in Ballenstedt wechselte im Laufe 
der Jahre ihren Namen:
1934–1940: NAPOBI – Ballenstedt
1940–1945: NPEA – Anhalt in Ballenstedt
oder umgangssprachlich: NAPOLA
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Mit diesem Anschreiben wandte sich die Abteilung Volksbildung der Anhaltischen Landesregierung in Dessau an 
die Schulaufsichtsbehörden bei den Landräten, den braunschweigischen Minister für Volksbildung sowie die Re-
gierungspräsidenten der drei Bezirke in der preußischen Provinz Sachsen. Die Rektoren der Volkschulen sollten 
angewiesen werden, geeignete Schüler für die Nationalpolitische Bildungsanstalt Ballenstedt II in Köthen zu melden.

Die handschriftliche Notiz am unteren Rand lautet: „Antwort: Die im hiesigen Bezirk gemeldeten Jungen für national-
pol[itische] Erz[iehungs] Anstalten werden den Anstalten in Naumburg oder Schulpforta überwiesen.“

Q 2a:  �Schreiben der Abteilung Volksbildung der Anhaltischen Landesregierung in 
Dessau über die Meldung von Jungen für die Nationalpolitische Bildungsanstalt 
Ballenstedt II in Köthen vom 27. Dezember 1939

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 2361, Bl. 51.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/quelle-02a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/quelle-02a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5868
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Dieses Merkblatt der Nationalpolitischen Bildungsanstalt in Ballenstedt II war dem Anschreiben (Q 2a) der Abteilung 
Volksbildung der Anhaltischen Landesregierung in Dessau vom 27. Dezember 1939 beigefügt. Es nennt die Aus-
wahlkriterien für neue Schüler und verdeutlicht das Selbstverständnis der Nationalpolitischen Bildungsanstalt als 
Elite-Schule.

Q 2b:  �Merkblatt der Nationalpolitischen Bildungsanstalt in Ballenstedt II mit 
Aufbauzug in Köthen für die „Auslese“ neuer Schüler

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 2361, Bl. 52.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/quelle-02b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/quelle-02b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5868
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Im Jahr 2000 veröffentlichte der ehemalige Schüler der NPEA in Schulpforta Hartmut Vahl seine Erinnerungen an 
die Schulzeit in den Jahren 1943 bis 1945. Die folgenden Auszüge sind aus diesem Buch zitiert.

Q 2c:  �Auszug aus einem Erinnerungsbericht eines Schülers aus der 
Nationalpolitischen Erziehungsanstalt in Schulpforta aus dem Jahr 2000

„Auswahl in Jena in der Grundschule (Nordschule): zwei Parteileute in braunen Uniformen mit Hakenkreuz-Armbinden 
kommen und nehmen am Unterricht teil. Sie sind freundlich und hören zu. Am Ende der Stunde geben sie sich zu er-
kennen, sagen, weshalb sie hier sind und was ihr Anliegen ist. Sie suchen Nachwuchs für eine Napola. […] An vier oder 
fünf  Jungen finden sie Gefallen und fragen, ob diese eventuell Lust hätten, in Schulpforta, einer N P E A, einem Inter-
nat, im nationalsozialistischen Sinne und als Elite für das Reich ausgebildet zu werden. Ich bin einer von den wenigen, 
die in die engere Wahl kommen. Wir sollten die Sache, wenn wir Lust hätten, einmal mit unseren Eltern besprechen.
Vater ist dafür, weil Mutter mit uns vier Kindern zur Zeit überfordert ist wegen gesundheitlicher Probleme. Deshalb 
sollen meine ältere Schwester und ich Internatschulen besuchen […].
Zur Aufnahmeprüfung fahre ich nach Schulpforta. Vater bringt mich hin. Er ist höherer Offizier und in Uniform. Vater 
und ich werden vom Anstaltsleiter in seinen Räumen persönlich empfangen. Der Leiter heißt Person, die Betonung liegt 
auf  dem e. Der Anstaltsleiter sagte zu uns, wenn ich nicht gar zu schlecht im Sport und in den übrigen Schulfächern 
abschneide, dann würde ich die Prüfung bestehen. Die Aufnahmeprüfung in Schulpforta, die sich über mehrere Tage 
hinzieht und unter anderem auch für Nichtschwimmer einen Mutsprung ins tiefe Wasser verlangt, bestehe ich. […]“
„[…] Ich werde einer Stubengemeinschaft zugeteilt, der ein ‚Stubenältester‘, ein etwa 14-jähriger Junge, vorsteht. Auf  
der Stube sind wir vielleicht 5 oder 7 Jungen, alle im Alter von rund 10 Jahren. Wir Jungen werden ‚Jungmannen‘ ge-
nannt und sind dem Stubenältesten zum Gehorsam verpflichtet. Geschlafen wird in einem großen Schlafsaal unter dem 
Dach mit etwa 25 Jungen zusammen; gegessen wird in einem großen Speisesaal zu ebener Erde. Es erfolgt für mich 
die um einen Tag verspätete ‚Einkleidung‘, ich erhalte wie ein Soldat meine Ausrüstung: Wäsche, Strümpfe, Schuhe, 
Uniform, Ausgehuniform, Tornister, Zeltbahn, Decke, Kochgeschirr, Koppel und Koppelschloß und so weiter. Alle diese 
Sachen müssen in einem eigenen kleinen Schrank, genannt: ‚Spind‘, fein säuberlich untergebracht werden und einer 
ganz bestimmten Ordnung an ihrem Platz liegen. Insbesondere muß die Wäsche genau ‚auf  Kante‘ liegen.

‚Auf  Kante‘ bedeutet daß zum Beispiel alle Unterhosen oder Oberhemden so zusammengelegt und übereinander aufge-
schichtet im Schrank liegen müssen, daß sie eine Art Paket mit senkrechten Kanten bilden. Der Stubenälteste kontrol-
liert von Zeit zu Zeit, ob die Wäsche im Spind liegt. Kontrolliert wird bei allen Jungmannen, die auf  einer Stube liegen, 
gleichzeitig. Das ganze wird ‚Spindappell‘ genannt. Ist die Wäsche nicht ordentlich auf  Kante, wird sie ‚eingerissen‘. 
Das bedeutet, der Stubenälteste reißt den Wäscheaufbau entzwei; die Wäsche wird aus dem Schrank auf  den Boden 
geworfen. Und damit nicht genug. Jetzt kommt der Befehl, in etwa 5 bis 10 Minuten den Schrank wieder ordentlich auf-
geräumt zu haben. Wer das nicht schafft, muß strafexerzieren. Er muß auf  Befehl des Stubenältesten zum Beispiel Knie-
beugen machen oder Liegestütze oder auf  dem Boden wie eine Robbe ‚robben‘. Es kann auch sein, daß der Stubenältes-
te den Befehl gibt: ‚auf  den Spind, marsch, marsch!‘ Dann muß der Jungmann auf  den Schrank klettern. Das alles kann 
der 14-jährige Stubenälteste dem 10-jährigen Jungmann so lange befehlen, wie er es für richtig hält.“

Hartmut Vahl: Napola Schulpforta 1943-1945. Erinnerungen eines Schülers, Libri Books on Demand 2000, S. 1-2.

Hartmut Vahl: Napola Schulpforta 1943-1945. Erinnerungen eines Schülers, Libri Books on Demand 2000, S. 8.

„[…] Im Anstaltsbereich wurden olivgrüne Uniformen getragen, im Sommer olivgrüne Blusen und dazu beigefarbene 
kurze Cordhosen. Im Winter wurden olivgrüne Jacken und olivgrüne Überfallhosen angezogen. Die Schulterstücke 
waren schwarz, und auf  ihnen stand mit weißen Druckbuchstaben die Abkürzung N P E A für nationalpolitische Er-
ziehungsanstalt. Als Kopfbedeckung gab es ebenfalls olivgrüne Käppis.
Für Ausmärsche außerhalb der Anstalt hatten wir Jungmannen andere Uniformen: es waren fast die gleichen schwar-
zen Uniformen, wie sie von den allgemeinen Pimpfen und Hitlerjungen getragen wurden. Unsere hatten nur geringe 
Abweichungen: so trugen die allgemeinen am Arm den Blitz auf  rotem Kreisgrund, wir ihn auf  weißem Kreisgrund.
Auf  diese Uniformabweichung waren wir stolz. Wir fühlten uns als die Elite der deutschen Jugend. Auf  alle anderen 
sahen wir mit Herablassung. Ich war übermäßig stolz. Unsere Ehre stand sehr hoch im Kurs, und wer diese Ehrea 
mißachtete oder gar verletzte, der bekam Sanktionen zu spüren. Das galt ganz besonders für Jungen, die nicht zur N P 
E A gehörten.“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/quelle-02c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/quelle-02c/
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Die Nationalpolitische Erziehungsanstalt Ballenstedt am Harz gab mehrmals jährlich ein Heft mit Berichten des An-
staltsleiters sowie von Jungmännern, Zugführern und Altkameraden heraus. Diese bieten Einblicke in das Bildungs-
programm, z. B. zum Landdienst in den Sommerferien, oder eine Chronik der sportlichen Ereignisse. Im Fokus 
dieses Hefts (Heft 6, Herbst 1940) stand der Neuaufbau der Nationalpolitischen Erziehungsanstalt in Ballenstedt mit 
dem neuen Gebäude auf dem Großen Ziegenberg. Adressaten dieser Hefte waren neben den Schülern und ihren 
Eltern ehemalige Schüler (Altkameraden genannt) und politische Verantwortungsträger. 

Q 2d:  �Erste Seite der Schriftenfolge der Nationalpolitischen Erziehungsanstalt  
in Ballenstedt am Harz von 1940

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 2361, Bl. 58/1.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/quelle-02d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/quelle-02d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5868
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Die Nationalpolitische Bildungsanstalt Ballenstedt am Harz gab mehrmals jährlich ein Heft mit Berichten des An-
staltsleiters sowie von Jungmännern, Zugführern und Altkameraden heraus. Diese bieten Einblicke in das Bildungs-
programm, z. B. zum Landdienst in den Sommerferien, oder eine Chronik der sportlichen Ereignisse. Im Fokus 
dieses Hefts (Heft 6, Herbst 1940) stand der Neuaufbau der Nationalpolitischen Bildungsanstalt in Ballenstedt mit 
dem neuen Gebäude auf dem Großen Ziegenberg. Adressaten dieser Hefte waren neben den Schülern und ihren 
Eltern ehemalige Schüler (Altkameraden genannt) und politische Verantwortungsträger. 

Q 2e:  �Bericht des Anstaltsleiters Schulze in der Schriftenfolge der Nationalpolitischen 
Erziehungsanstalt in Ballenstedt am Harz von 1940

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 2361, Bl. 52.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/quelle-02e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/quelle-02e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5868
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Nationalpolitische Erziehungs- und Bildungsanstalten

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. 
Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 2361, Bl. 52.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 II Regierung Magdeburg. 
Abteilung für Kirchen und Schulen, Nr. 2361, Bl. 52.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-02/quelle-02e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5868
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Die Hitler-Jugend sollte mit der Errichtung der NS-Dik-
tatur die einzige Jugendorganisation im Deutschen 
Reich sein, die von der Regierung anerkannt wurde. 
Sie unterstand der NSDAP. Der Reichsjugendführer 
Baldur von Schirach erklärte 1933, dass entspre-
chend der NSDAP als der einzigen Partei die HJ die 
einzige Jugendorganisation sein sollte. (Q 3i) Ein be-
sonderes Augenmerk lag auf der politischen Schu-
lung und „Leibeserziehung“. Die Hitler-Jugend war 
ein wichtiges Mittel der Einflussnahme und Indoktri-
nierung von Kindern und Jugendlichen im National-
sozialismus. Darüber hinaus trug sie durch ein span-
nendes und vielfältiges Freizeitangebot zur Akzeptanz 
der NS-Diktatur in der jüngeren Bevölkerung bei. 

HJ in Zahlen 

1932 hatte die Hitler-Jugend 108.000 Mitglieder und 
in den Folgejahren wuchs die Anzahl stetig an. Dies 
geschah aber auch durch den zunehmenden Druck 
zur Mitgliedschaft und aktiven Teilnahme (Q 3c bis  
Q 3f). Bereits 1933 hatte die Hitler-Jugend 2,3 Millio-
nen Mitglieder und 1936 5,4 Millionen. Mit dem Ge-
setz über die Hitler-Jugend vom 1. Dezember 1936 
wurde die „Jugenddienstpflicht“ eingeführt und mit 
der Jugenddienstverordnung vom 25. März 1939 die 
Mitgliedschaft in der Hitler-Jugend für jeden Jungen 
und jedes Mädchen ab zehn Jahren verpflichtend. 

1938 waren 7 Millionen und 1939 8,7 Millionen Ju-
gendliche in der Hitler-Jugend organisiert. Die ange-
strebte totale Erfassung, d. h. der Einbezug aller Ju-
gendlichen, wurde trotz einer Mitgliedschaft von 98% 
aller deutschen Jugendlichen bis Kriegsende jedoch 
nicht erreicht (Q 3j bis Q 3o).

Die „dressierte“ Jugend

Die Hitler-Jugend war nach Altersgruppen aufgeglie-
dert und hatte unterschiedliche Gruppen für Jungen 
und Mädchen:

Adolf Hitler betonte in einer Rede vor Kreisleitern in 
Reichenberg am 2. Dezember 1938: „Da kommt eine 
neue deutsche Jugend, und die dressieren wir schon 
von ganz klein an für diesen neuen Staat. Diese Ju-
gend, die lernt ja nichts anderes als deutsch denken, 
deutsch handeln, und wenn diese Knaben mit zehn 
Jahren in unsere Organisation hineinkommen und 
dort oft zum ersten Mal überhaupt eine frische Luft 
bekommen und fühlen, dann kommen sie vier Jahre 
später vom Jungvolk in die Hitler-Jugend, und dort 
behalten wir sie wieder vier Jahre.”1 Diese Passage 
macht den Zwangscharakter der NS-Jugendorganisa-
tion und ihren Zweck als ein Instrument der Indoktrina-
tion deutlich. Vielerorts waren es die lokalen Mitglieder 
und höheren Verantwortlichen der Hitler-Jugend, die in 
ihrer Region Druck auf Jugendliche ausübten, der na-
tionalsozialistischen Jugendorganisation beizutreten. 

HJ zwischen Faszination und Zwang 

Viele Jugendliche wurden jedoch freiwillig Mitglied 
der Hitler-Jugend. Die Gründe hierfür waren vielfältig. 
Manche waren von der nationalsozialistischen Ideo-
logie fasziniert und durch das von der Hitler-Jugend 
vermittelte Zugehörigkeitsgefühl zu einer „Volksge-
meinschaft“ angezogen. Aber auch die attraktiven 
und oft einzigen Freizeitangebote etwa der Flieger-, 
Motor- und Marine-HJ, die Zeltlagerfahrten ohne el-
terliche Aufsicht oder damals exklusive Sportarten 
wie Tennis oder Fechten konnten Beweggründe für 
eine Mitgliedschaft sein. Für die Mädchen boten der 

Außerschulische Bildung und Freizeitangebote der Hitler-Jugend (HJ) 
und des Bundes Deutscher Mädel (BDM) 

„Leibeserziehung“
                                              „Leibeserziehung“ oder „Lei- 

besertüchtigung“ war ein wichtiges Merkmal der nationalso-
zialistischen Bildungspolitik und stand in enger Verbindung 
mit der nationalsozialistischen Ideologie. Schon im Kaiser-
reich und in der Weimarer Republik waren die unter diesen 
Begriffen zusammengefassten Sportangebote ein wichtiger 
Beitrag zur „Volksgesundheit“. Im Nationalsozialismus wurde 
die „Leibeserziehung“ jedoch rassenideologisch untermauert. 
Es wurde behauptet, dass körperliche Ertüchtigung gut für 
einen „Volkskörper“ sei. Nach diesem Verständnis galt das 
Volk als eine „biologisch-rassische“ Einheit.

Indoktrinierung
Indoktrination bezeichnet den Pro-

zess der geistigen Einflussnahme und Belehrung. Der Begriff 
hat einen lateinischen Ursprung, der sich aus in = hinein und 
doctrina = Lehre, Belehrung zusammensetzt. Indoktrination 
bezeichnet eine besonders vehemente Art der Belehrung, die 
keine anderen Meinungen zulässt. Sie findet sich zumeist in 
der manipulativen Propaganda von Diktaturen.  

Hitler-Jugend
Alter Jungen Mädchen

10–14 Jahre Deutsche Jungvolk 
(DJ) für die „Pimpfe“

Jungmädelbund (JM)

14–18/21 
Jahre

Hitler-Jugend (HJ) 
bis 18 Jahre

Bund Deutscher Mädel 
(BDM) bis 18 Jahre; 
BDM-Werk Glaube und 
Schönheit, 17 bis 21 Jahre

1 �Zitiert nach Horst Möller/Volker Dahm/Hartmut Mehringer (Hg.), Die tödliche Utopie. Bilder, Texte, Dokumente, Daten zum Dritten Reich, München 
2001, S. 145; Hajo Bernett, Nationalsozialistische Leibeserziehung. Eine Dokumentation ihrer Theorie und Organisation, Schorndorf 1966, S. 38. 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/thema-03/
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Jungmädelbund und der Bund Deutsche Mädel Frei-
zeitangebote, wie Handarbeiten und Hauswirtschaft, 
die sie auf eine spätere Rolle als Mutter vorbereiten 
sollten. Aber auch für sie standen Sport, Bastel- und 
Kreativarbeiten und Ausflüge in die Natur auf dem 
Programm (Q 3g bis Q 3h). 

Die Hitler-Jugend diente jedoch nicht nur der Integrati-
on von Jugendlichen in die „Volksgemeinschaft“, son-
dern ebenfalls dem Ausschluss von „nicht-arischen“ 
Jugendlichen, die an den Aktivitäten und der Gemein-
schaft nicht teilnehmen durften. Die als „Dienst“ be-
zeichneten Treffen der Hitler-Jugend fanden in der Re-
gel zweimal wöchentlich am Nachmittag statt. Formen 
und Inhalte dieser Treffen waren von körperlicher Er-
tüchtigung und weltanschaulicher Schulung geprägt. 
Marschübungen, Fahnenappelle, Exerzierübungen, 
Geländespiele, Schießübungen und Lagerleben wur-
den von der männlichen Jugend früh eingeübt. 

HJ im Krieg 

In den Kriegsjahren wurde die Erziehungsarbeit der 
Nationalsozialisten immer mehr vom Krieg bestimmt 
(Q 3p). Ab Frühjahr 1942 begann die HJ Wehrer-
tüchtigungslager zur vormilitärischen Ausbildung 
von männlichen Jugendlichen aufzubauen. Der 
Kriegseinsatz der allgemeinen Hitler-Jugend bedeute-
te für die Jungen und Mädchen außerdem, dass sie 
soziale oder landwirtschaftliche Arbeiteten verrichte-
ten, Metalle, Kleidungsstücke und Lebensmittel zur 
Weiter- und Wiederverwertung sammelten, Nachbar-
schaftshilfe leisteten oder im Luftschutz tätig waren.

„Volksgemeinschaft“
Ein ideologisch auf- 

geladener Begriff, den es bereits im Kaiserreich und in der 
Weimarer Republik gab, der aber im NS-Regime eine zentrale 
gesellschaftspolitische Rolle spielte. Der Begriff „Volksgemein-
schaft“ wurde in drei verschiedenen Deutungen im National-
sozialismus verwendet. Zum einen als „rassisch“ bestimmte 
„Blutsgemeinschaft“ und Gesellschaftsideal der NS-Diktatur. 
Menschen, die nicht dieser Idee einer „Blutsgemeinschaft“ 
entsprachen, wurden mit Verweis auf die „Rassenreinheit“ 
und „Erbgesundheit“ ausgegrenzt, verfolgt und ermordet. Eine 
zweite Bedeutungsebene des Begriffs im Nationalsozialismus 
findet sich in der Idee, eine klassenlose Sozialgemeinschaft zu 
entwickeln. Drittens bezeichnete es einen neuen juristischen 
Leitgedanken. Demnach war Recht, was dem Volk nütze.

Wehrertüchtigungslager
Der Aufbau die-

ser Lager wurde von Adolf Hitler im März 1942 im Zuge des 
Krieges angeordnet, um Mitglieder der Hitler-Jugend auf einen 
Einsatz im Krieg vorzubereiten. Die Lager gehörten zur Hit-
ler-Jugend, die dortigen Ausbilder kamen von der Wehrmacht 
oder der Waffen-SS. In dreiwöchigen Lehrgängen wurden 
Hitler-Jungen vormilitärisch ausgebildet und weltanschaulich 
geschult. Um möglichst viele Jugendliche flächendeckend in 
Wehrertüchtigungslagern auszubilden, wurde die Teilnahme 
zur Dienstpflicht erklärt. Zunächst waren 100 Lager vorge-
sehen, jedoch wuchs die Zahl stetig und betrug 1944 mehr 
als 245. Im ersten Jahr der Wehrertüchtigungslager, zwischen 
Mai 1942 und April 1943, wurden 245.278 Hitler-Jungen des 
einberufenen Jahrgangs 1924 ausgebildet (etwa 37 Prozent). 
Mit 514.972 Hitler-Jungen waren es dann etwa 77 Prozent 
des Geburtsjahrgangs 1925. Die Schwerpunkte der Ausbil-
dung, für die 152 Stunden vorgesehen waren, bestanden in 
Disziplin- und Leibesübungen, der Schießausbildung und dem 
„Geländedienst“.

Schießausbildung von HJ-Mitgliedern im Wehrertüchtigungslager, BArch, Bild 146-1981-053-35A, CC-BY-SA 3.0.
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Der Schriftwechsel, dem die vorliegenden Richtlinien entnommen sind, stammt von der Hauptabteilung Fürsorge-
erziehung im Provinzialverband. Der Provinzialverband war ein Verband zur Selbstverwaltung der Angelegenheiten 
der Kreisverbände der preußischen Provinz Sachsen. Der Provinzialverband war verantwortlich für Sozialaufgaben 
und Gesundheitspflege, Wirtschaftsförderungsmaßnahmen sowie Wissenschaft und Kultur. Außerdem wirkte er bei 
der Gesetzgebung und Verwaltung des Staates mit. Die öffentlichen Schulen unterstanden dem Oberpräsidenten 
und den ihm nachgeordneten Regierungspräsidenten in Magdeburg, Merseburg und Erfurt. Andere Erziehungs-
einrichtungen, wie die Landeserziehungsanstalten, unterstanden dem Provinzialverband. Nach der Errichtung der 
NS-Diktatur und der Aufhebung der provinzialen Selbstverwaltung im Jahr 1933 gingen die Zuständigkeiten auf den 
Oberpräsidenten über, der den Landeshauptmann mit der Geschäftsführung beauftragte.

Die Hauptabteilung Fürsorgeerziehung ordnete sich ganz der NS-Ideologie unter und war nicht nur an Maßnahmen 
zur Eingliederung von Kindern und Jugendlichen in die „Volksgemeinschaft“ beteiligt, sondern auch am Ausschluss 
und der Verfolgung von Kindern und Jugendlichen aus „rassischen“ oder „erbbiologischen“ Gründen. 

Q 3a:  �Richtlinien für die staatliche Förderung der Jugenderziehung außerhalb 
der Schule in den Gemeinden bzw. Ortsgruppenbezirken der NSDAP im 
Regierungsbezirk Merseburg von 1934

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1160292
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Außerschulische Bildung und Freizeitangebote 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert. Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1160292
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert. Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1160292
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Mit diesem Schreiben wandte sich das Anhaltische Staatsministerium an die Landräte der Kreise und Oberbürgermeis-
ter der vier Hauptstädte im Land Anhalt. Dies waren Bernburg, Dessau, Köthen und Zerbst. Die Hitler-Jugend unter-
stand der NSDAP, war aber von der kommunalen Förderung abhängig, z. B. bei der Finanzierung von Heimen der HJ. 

Die handschriftliche Notiz am Ende des Schreibens lautet: „Zur Ortsschulzenbesprechung am 19. d[es] M[ona]ts.“

Q 3b:  �Schreiben des Anhaltischen Staatsministeriums an alle Landräte und 
Oberbürgermeister vom 6. Dezember 1933 über die Unterstützung der  
Hitler-Jugend

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=314325
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 124, Bl. 12 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 124, Bl. 12.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=314325
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Mit dem Gesetz über die Hitler-Jugend, das vom „Führer“ und Reichskanzler Adolf Hitler erlassen wurde, erklärte 
die NS-Regierung die Hitler-Jugend zur einzigen staatlichen Jugendorganisation. Sie übernahm neben Schule und 
Elternhaus einen grundlegenden Anteil an der Bildung von Kindern und Jugendlichen. Die gesamte Jugend in 
Deutschland sollte in dieser Massenorganisation erfasst werden. Die Mitgliedschaft blieb zunächst freiwillig, wobei 
der soziale Druck ab 1936 stark wuchs. Erst am 25. März 1939 wurde die Mitgliedschaft in der Hitler-Jugend durch 
die Verordnung der „Jugenddienstpflicht“ verpflichtend.

Q 3c:  �Gesetz über die Hitler-Jugend (HJ) vom 1. Dezember 1936

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, LASA, P 501 NSDAP und ihre Gliederungen im Gau Halle-Merseburg, Nr. 18, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1395642
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Mit dem Gesetz über die Hitler-Jugend, das vom „Führer“ und Reichskanzler Adolf Hitler erlassen wurde, erklärte die 
NS-Regierung die Hitler-Jugend zur einzigen staatlichen Jugendorganisation. Sie nahm neben Schule und Eltern-
haus einen grundlegenden Anteil an der Bildung der Jugend. Die gesamte Jugend in Deutschland sollte erfasst wer-
den. Die Mitgliedschaft blieb zunächst freiwillig, obgleich der soziale Druck ab 1936 stark wuchs. Erst am 25. März 
1939 wurde die Mitgliedschaft in der Hitler-Jugend durch die Verordnung der „Jugenddienstpflicht“ verpflichtend. Mit 
diesem propagandistischen Aufruf warb der Gauleiter des Gaus Halle-Merseburg für das HJ-Gesetz.

Q 3d:  �Aufruf des Gauleiters des Gaues Halle-Merseburg Joachim Albrecht Eggeling 
zum HJ-Gesetz von 1936

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 501 NSDAP und ihre Gliederungen im Gau Halle-Merseburg, Nr. 18, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1395642
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Mit dem Gesetz über die Hitler-Jugend, das vom „Führer“ und Reichskanzler Adolf Hitler erlassen wurde, erklärte die 
NS-Regierung die Hitler-Jugend zur einzigen staatlichen Jugendorganisation. Sie nahm neben Schule und Eltern-
haus einen grundlegenden Anteil an der Bildung der Jugend. Die gesamte Jugend in Deutschland sollte erfasst wer-
den. Die Mitgliedschaft blieb zunächst freiwillig, obgleich der soziale Druck ab 1936 stark wuchs. Erst am 25. März 
1939 wurde die Mitgliedschaft in der Hitler-Jugend durch die Verordnung der „Jugenddienstpflicht“ verpflichtend. 
Mit diesem propagandistischen Aufruf warb der Oberbannführer und Führer des Jungvolks im Gebiet Mittelelbe für 
das HJ-Gesetz.

Q 3e:  �Aufruf des Oberbannführers und Führers des Jungvolks im Gebiet Mittelelbe 
Gerhard Mögling für 1936

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 141 Kreisdirektion Dessau-Köthen, Nr. 943, Bl. 8.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=307723
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Dieser Aufruf des Oberbannführers der HJ und vorläufigen Führers des Gebietes Mittelelbe über den Sommerdienst 
und die Zeltburgen der HJ wurde in der Broschüre „Zeltburgen der Jugend“ im Jahr 1937 veröffentlicht. Die Broschü-
re wurde vom Gebiet Mittelelbe der Hitler-Jugend herausgegeben und richtet sich an Jugendliche, HJ-Mitglieder, 
Eltern, Erzieherinnen und Erzieher sowie politische Verantwortungsträger. 

Q 3f:  �Aufruf des Oberbannführers der Hitler-Jugend (HJ) und vorläufigen Führers 
des Gebietes Mittelelbe über den Sommerdienst und die Zeltburgen der HJ 
im Jahr 1937

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 124, Bl. 73.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=314325
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 124, Bl. 73 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=314325
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Einmal im Halbjahr erstattete der Kreisjugendwart einen Bericht an den zuständigen Landrat über die Arbeit der Hit-
ler-Jugend in seinem Kreis. Der vorliegende Bericht wurde kurz vor dem Erlass des Gesetzes über die Hitler-Jugend 
vom 1. Dezember 1936 (Q 3c) verfasst. 

Q 3g:  �Halbjahresbericht des Kreisjugendwarts und Bannführers der HJ in Burg, 
an den Regierungspräsidenten in Magdeburg und den Landrat des Kreises 
Jerichow I vom 18. Oktober 1936

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Jerichow IA, Nr. 393, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5782
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Einmal im Halbjahr erstattete die Kreisjugendwartin für ihren Kreis einen Lagebericht an den zuständigen Landrat. 
Darin geht sie auf die Arbeit der Jungmädel und des BDM in dem Gebiet ein. Dieser Bericht wurde kurz vor dem 
Erlass des Gesetzes über die Hitler-Jugend vom 1. Dezember 1936 (Q 3c) verfasst. 

Q 3h:  �Halbjahresbericht der Jugendwartin und Mädelgruppenführerin aus 
Großlübars an den Landrat des Kreises Jerichow I vom 23. Oktober 1936

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Jerichow IA, Nr. 393, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03h/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5782
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Jerichow IA, Nr. 393, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5782
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Die Schriftstücke sind Teil eines Schriftwechsels zwischen zwei anhaltischen Behörden und dem Zerbster Pastor 
Natho. Auslöser war eine Beschwerde des Pastors über das Verhalten des Kreisjugendwartes bei einer kirchlichen 
Jugendversammlung im Februar 1936. Unter Nummer 1) steht der Entwurf eines Berichts der Kreisdirektion Zerbst 
an die Abteilung Volksbildung im Anhaltischen Staatsministerium in Dessau vom 13. Februar über die Beschwerde 
des Pastors. Nach der internen Wiedervorlageverfügung (Nummer 2) folgen ein interner Besprechungsvermerk der 
Kreisdirektion Zerbst (Nummer 1) und der Entwurf des Antwortschreibens der Kreisdirektion an Pastor Natho vom 
24. März 1936.

Q 3i:  �Beschwerde eines Pastors über das Verhalten des Kreisjugendwartes bei 
einer kirchlichen Jugendversammlung in Anhalt im Februar 1936

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=314326
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 125, Bl. 1.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=314326
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 125, Bl. 1 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 125, Bl. 2.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=314326
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Am 25. März 1939 wurde die Mitgliedschaft in der Hitler-Jugend durch die Verordnung der „Jugenddienstpflicht“ für 
alle Jugendlichen verpflichtend. Mit diesem Schreiben wandte sich der Kreisbannführer des Bannes Anhalt-Dessau 
(93) an den Landrat von Köthen mit der Frage, welche Strafmaßnahmen gegen Jugendliche und ihre Eltern bzw.
gesetzlichen Vertreter erwogen werden, wenn sie dieser „Jugenddienstpflicht“ nicht Folge leisteten. Bannführer war
die Bezeichnung eines höheren Führungsranges in der HJ. 93 war die Bannnummer aus Dessau.

Die handschriftliche Notiz am unteren Rand lautet: „1) Bestraft werden kann nur der gesetzl[iche] Vertreter, 2) Der 
Jugendliche kann zwangsweise zum Dienst geholt werden, 3) Welcher Jahrgang sind die Jugendlichen (siehe Bl. 3)“

Q 3j:  �Schreiben des Oberscharführers und Kreisbannführers des Bannes Anhalt-
Dessau (93) vom 26. Oktober 1940 an den Landrat über die polizeiliche 
Bestrafung von Jugendlichen

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=307723
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 141 Kreisdirektion Dessau-Köthen, Nr. 943, Bl. 1.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=307723
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Am 25. März 1939 wurde die Mitgliedschaft in der Hitler-Jugend durch die Verordnung der „Jugenddienstpflicht“ für 
alle Jugendlichen verpflichtend. Die vorliegende Meldung fügte der Kreisbannführer des Bannes 93 (Anhalt-Dessau) 
seinem Schreiben an den Landrat von Köthen bei (Q 3j). 

Q 3k:  �Meldung eines Jugendlichen vom 26. Oktober 1940 an die Ortspolizeibehörde 
in Wörlitz zur Bestrafung aufgrund des Versäumens des HJ-Dienstes

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 124, Bl. 73.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03k/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03k/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=314325
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Am 25. März 1939 wurde die Mitgliedschaft in der Hitler-Jugend durch die Verordnung der „Jugenddienstpflicht“ 
verpflichtend. Dieser Schriftverkehr verdeutlicht, welche Strafmaßnahmen gegen Jugendliche und ihre Eltern bzw. 
gesetzlichen Vertreter erwogen wurden, wenn sie dieser „Jugenddienstpflicht“ nicht Folge leisteten. Das erste Schrei-
ben ist der Entwurf eines Briefes des Landrats in Köthen an den Kreisbannführer des Bannes Anhalt-Dessau (93) 
vom 2. November. Dieser Entwurf wurde am gleichen Tag an die Ortspolizeibehörde von Wörlitz zur Kenntnis und 
Durchführung von Vernehmungen (siehe Nummer 2) gesandt, wo er am 6. November 1940 einging. Die Antwort 
der Ortspolizeibehörde wurde am 8. November auf demselben Blatt vermerkt und zusammen mit Vernehmungspro-
tokollen an den Landrat zurückgesandt, wo sie am 11. November 1940 einging. Die handschriftliche Einfügung im 
Schreiben der Ortspolizeibehörde lautet: „nach § 12 Abs[atz] 2 d[er] Jug[end]DienstV[er]O[rdnung]“.

Q 3l:  �Schriftverkehr des Landrats in Köthen mit dem Kreisbannführer des Bannes 
Anhalt-Dessau (93) und der Ortspolizeibehörde in Wörlitz im November 1940 
über die polizeiliche Bestrafung von Angehörigen der HJ

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03l/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=307723
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 141 Kreisdirektion Dessau-Köthen, Nr. 943, Bl. 4.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03l/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=307723
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 141 Kreisdirektion Dessau-Köthen, Nr. 943, Bl. 4 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03l/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=307723
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Am 7. November 1940 vernahm die Ortspolizeibehörde in Wörlitz einen Jugendlichen über seine Dienstversäumnis-
se in der Hitler-Jugend (siehe Q 3j bis Q 3l). Am 25. März 1939 war die Mitgliedschaft in der Hitler-Jugend durch die 
Verordnung der „Jugenddienstpflicht“ verpflichtend geworden. Daher konnten Strafmaßnahmen bei Verweigerung 
oder Versäumnis dieser „Dienstpflicht“ durch die örtlichen Polizeibehörden eingeleitet werden.

Q 3m:  �Protokoll der Vernehmung eines Hitler-Jungen vom 7. November 1940, der 
seinen Dienst versäumte

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 141 Kreisdirektion Dessau-Köthen, Nr. 943, Bl. 5.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03m/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03m/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=307723


83

A
u

ß
e

rs
ch

u
lis

ch
e

 B
ild

u
n

g
 u

n
d

 F
re

iz
e

it
an

g
e

b
o

te
 

Der Streifendienst der HJ war eine Sonderformation, die für die innere Kontrolle der HJ sowie für die Bekämpfung 
anderer Gruppierungen von Jugendlichen verantwortlich war. Sie sollte z. B. dafür sorgen, dass Angehörige der 
HJ ihre Uniformen korrekt trugen und sich an die Anordnungen der Jugendorganisation hielten. Die Angehörigen 
des Streifendiensts wurden von der Polizei ausgebildet. Doch durften sie selbst keine polizeilichen Maßnahmen 
innerhalb der HJ durchführen. Die Aufgaben und Kompetenzen des Streifendienstes wuchsen mit dem Gesetz über 
die Hitler-Jugend von 1936 und der Einführung der „Jugenddienstpflicht“ 1939. Für die NS-Regierung stellte diese 
Sonderformation einen wichtigen Pool für die Gewinnung von Nachwuchs für die SS und insbesondere die SS-To-
tenkopfverbände in den Konzentrations- und Vernichtungslagern dar.

Q 3n:  �Meldung von Verfehlungen von HJ-Mitgliedern durch den Bannstreifenführer in 
Jeßnitz an die Polizeiwache von Jeßnitz vom 10. April 1940 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 141 Kreisdirektion Dessau-Köthen, Nr. 943, Bl. 108.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03n/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03n/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=307723
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Am 25. März 1939 wurde die Mitgliedschaft in der Hitler-Jugend durch die Verordnung der „Jugenddienstpflicht“ ver-
pflichtend. Mit diesem Schreiben informierte die oberste Behörde der Kriminalpolizei im Reichssicherheitshauptamt 
ihre nachgeordneten Dienststellen im Juli 1942 darüber, dass die Jugenddienstpflicht nicht für jene Jugendlichen 
gelte, die als „Zigeuner“ bezeichnet wurden.

Q 3o:  �Schreiben des Reichssicherheitshauptamtes an alle Kriminalpolizei(leit)stellen 
und Kriminalabteilungen vom 1. Juli 1942 über die Jugenddienstpflicht von 
Kindern, die als „Zigeuner“ bezeichnet wurden

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 124, Bl. 337.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03o/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03o/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=314325
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 149 Kreisdirektion Zerbst, Nr. 124, Bl. 337 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03o/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=314325
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Die Hitler-Jugend (HJ) verfügte neben der allgemeinen HJ (Stamm-HJ) über Sonderformationen, in denen die Mit-
glieder eine besondere Ausbildung erhielten. Diese war in der Regel vormilitärisch geprägt und sollte auf einen 
Kriegsdienst vorbereiten. Zu den Sondereinheiten gehörten Flieger-HJ, Motor-HJ, Marine-HJ, Nachrichten-HJ, aber 
auch der HJ-Streifendienst (vgl. Q 3n). Viele dieser Sondereinheiten entsprachen Gliederungen der Wehrmacht oder 
der SA und kooperierten mit diesen. So arbeitete die Flieger-HJ eng mit der Luftwaffe und dem Nationalsozialisti-
schen Fliegerkorps (NSFK) zusammen. Das NSFK war eine paramilitärische Organisation, d. h. es unterstand nicht 
dem offiziellen Militär (Wehrmacht). Anfangs übernahm es vor allem Fliegerausbildungen im Luftsport, mit dem Krieg 
jedoch zunehmend auch militärische Aufgaben. Für Mädchen gab es den BDM-Gesundheitsdienst, der auf einen 
Einsatz als Hilfskrankenschwestern oder Sanitäterinnen für Kriegsverwundete in Lazaretten und anderen Kranken-
einrichten vorbereitet sollte. 

Mit diesem Schreiben vom 16. November 1937 wandte sich das NSFK an den Oberpräsidenten der Provinz Sach-
sen, um die Zuständigkeit von NSFK und HJ bei der Flugausbildung zu klären. Der Oberpräsident war der oberste 
Verwaltungsbeamte in der preußischen Provinz Sachsen.

Q 3p:  �Schreiben des Nationalsozialistischen Fliegerkorps (NSFK) an den 
Oberpräsidenten der Provinz Sachsen vom 16. November 1937

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03p/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121816
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 732, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03p/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121816
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 732, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-03/quelle-03p/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121816
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Konjunkturpolitik und Vorbereitung auf den Krieg 

Die NS-Regierung erließ am 26. Juni 1935 das Ge-
setz zur Arbeitsdienstpflicht. Dieses sah vor, dass 
alle jungen Männer und Frauen im Alter von 18 bis 
25 Jahren einen halbjährigen Arbeitsdienst leiste-
ten. Für Frauen war der Dienst zunächst freiwillig, mit 
Kriegsbeginn wurden auch sie dazu verpflichtet. Der 
Reichsarbeitsdienst (RAD) unterstand dem Reichs-
arbeitsdienstführer im Reichsministerium des Inne-
ren, Konstantin Hierl. Der Reichsarbeitsdienst wurde 
laut diesem Gesetz als „Ehrendienst am Volke“ be-
zeichnet (Q 4a bis Q 4f). Die geleisteten Tätigkeiten 
sollten der NS-Regierung dabei helfen, die schlechte 
wirtschaftliche Lage seit der Weltwirtschaftskrise von 
1929 zu überwinden. Landeskulturarbeiten, Forst-
arbeiten sowie Wege- und Straßenbauten gehörten 
zu den Hauptaufgaben des Reichsarbeitsdienstes. 
Dabei wurden die Aufgabenfelder je nach Geschlecht 
aufgeteilt: Während die jungen Männer vor allem im 
Straßenbau und bei Forst- und Erdarbeiten eingesetzt 
wurden, mussten die jungen Frauen auf Bauernhöfen 
arbeiten. „Arbeitsmänner“ war die Bezeichnung für 
männliche Dienstverpflichtete und „Arbeitsmaiden“ 
für die weiblichen. Etwa 150 Personen gehörten einer 
RAD-Abteilung an, die in dieser Zeit in Barackenla-
gern untergebracht waren. Für die Männer nahm der 
Dienst in den RAD-Abteilungen während des Krieges 
oft Formen einer militärischen Ausbildung an und 

diente der Unterstützung der Wehrmacht. Ab 1941 
wurden auch Frauen verpflichtet, nach Abschluss des 
Reichsarbeitsdienstes Kriegshilfsdienste zu leisten. 
Dies konnte eine Tätigkeit in den Verwaltungen der 
Dienststellen der Wehrmacht oder den Einsatz als 
Aushilfskrankenschwester im Krankenhaus und in La-
zaretten bedeuten. Viele junge Frauen wurden auch 
als Arbeiterinnen in Rüstungsbetrieben eingesetzt.

Ideologische Grundlagen 

Mit dem Reichsarbeitsdienst verband die NS-Dik-
tatur unterschiedliche Ziele: Förderung der (Kriegs-)
Wirtschaft, Erziehung junger Menschen im Sinne der 
NS-Ideologie und vormilitärische Ausbildung und 
Unterstützung des Militärs. Darüber hinaus wurde 
der Reichsarbeitsdienst in der NS-Propaganda oft 
in Verbindung mit der „Blut-und-Boden-Ideologie“ 
gebracht. Im Nationalsozialistischen Jahrbuch von 
1944 heißt es: „Der Reichsarbeitsdienst der Männer 
(RAD/M) ist dank seiner soldatischen Wesensart, der 
Gliederung in geschlossene Verbände und vermöge 
seiner besonderen Erziehung und Ausbildung ein je-
derzeit einsatzbereites kraftvolles Werkzeug des na-
tionalsozialistischen Reiches.“ 2 Das Organisations-
buch der NSDAP hob 1936 hervor, dass es Ziel der 
Erziehung in den RAD-Lagern sei, „soldatische Hal-
tung, Bodenverbundenheit, Arbeitsgesinnung und 
Gemeinschaftsgeist“ zu vermitteln.3 Diese Bilder fan-
den durch die NS-Propaganda eine weite Verbreitung.

Reichsarbeitsdienst (RAD)

RAD beim Wegebau am Westwall (1938), BArch, Bild 183-S43436-
021, CC-BY-SA 3.0, (Foto: Gutjahr [Scherl Bilderdienst]).

„Blut-und-Boden-Ideologie“
„Blut und Boden“  

sind Schlagworte der NS-Propaganda. Sie besagen, dass 
es eine biologische bzw. „rassische“ Verbindung zwischen 
den Völkern und dem Boden gebe, auf dem sie leben. In der 
NS-Propaganda wurde dies oft in Zusammenhang mit einer 
Überhöhung des Bauerntums gebraucht. Demnach wurden 
Bauern beispielsweise als „Blutquelle“ des deutschen Volkes 
dargestellt. Es war ein Propagandamotiv für den „Reichsnähr-
stand“, der für Ernährung und Landwirtschaft verantwortlich 
war. Die Ideologie spielte darüber hinaus eine wichtige Rolle 
bei der NS-Besatzungs- und Germanisierungspolitik, mit der 
die Vertreibung und Ausbeutung von Menschen, vor allem im 
besetzten Osteuropa, legitimiert wurde. 

2 �Zitiert nach: Hilde Kammer/Elisabet Bartsch, Jugendlexikon Nationalsozialismus. Begriffe aus der Zeit der Gewaltherrschaft 1933-1945, Berlin 
2006, S. 205. 

3 Organisationsbuch der NSDAP 1936, S. 465/466, zitiert nach ebd.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/thema-04/
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Diese Fotomontagen stammen aus einer Propaganda-Zeitschrift von 1936. Fotografen und Grafiker sind unbekannt. 
Die Zeitschrift wurde anlässlich der Reichstagswahl und Volksabstimmung am 29. März 1936 gedruckt. Auf dem 
Umschlag ist eine großformatige Aufnahme von Adolf Hitler mit der Beischrift „Deutschland dankt ihm“ abgebildet. 
Die Zeitschrift ist großformatig mit den Maßen 26 x 41 cm. Auf jeder der insgesamt 24 Seiten wird ein anderer Dank 
ausgesprochen. Auf dieser Doppelseite wurde gedankt, „… daß der Arbeitsdienst als Ehrendienst am deutschen 
Volk die männliche Jugend in harter, kameradschaftlicher Arbeit zu Männern erzieht, die Mädchen auf ihren späte-
ren Beruf als Frau und Mutter vorbereitet, die Volksgemeinschaft stärkt und darüber hinaus durch Landgewinnung, 
Entsteinung, Aufforstung unschätzbare volkswirtschaftliche Werte schafft …“

Q 4a:  �Propagandistische Fotomontage aus der NS-Zeitschrift „Deutschland dankt 
ihm“ von 1936

Hugo Fischer (Hg.), 'Deutschland dankt ihm ...' : [Illustrierte Propagandaschrift zur Reichstagswahl 1936] Berlin [1936].

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04a/
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Die Organisation „Arbeitsdank“ kümmerte sich um Jugendliche, die den Reichsarbeitsdienst beendet hatten. Sie bot 
für Ausgeschiedene Kredite, Kurse, Beratungen und Aufenthalte in Erholungsheimen an. Mit einem Schreiben vom 
8. Januar 1935 wandte sich die Gaustelle 14 dieser Organisation in Merseburg an den Oberpräsidenten und bat um
Berücksichtigung ihrer Einrichtung im kommenden Haushaltsplan. Dieser war der oberste Verwaltungsbeamte in
der preußischen Provinz Sachsen.

Q 4b:  �Schreiben der Organisation „Arbeitsdank“ in Merseburg an den Oberpräsidenten 
vom 8. Januar 1935 über finanzielle Unterstützung für fürsorgerische Zwecke

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121842
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 292.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 292 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121842
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Das Anhaltische Staatsministerium veröffentlichte 1935 eine Broschüre mit dem Titel „Der Anhaltische staatliche 
Arbeitsdienst 1932/33“, in der auf die beginnende staatliche Verpflichtung von Jugendlichen zum Arbeitsdienst im 
Freistaat Anhalt und den Ausbau zum Reichsarbeitsdienst eingegangen wird. Die Ausführungen des Ministerialdi-
rektors Dr. Kurt Müller über die Anfänge des staatlichen Arbeitsdienstes werden hier gekürzt wiedergegeben.

Q 4c:  �Ministerialdirektor Dr. Kurt Müller über die Anfänge des staatlichen  
Arbeitsdienstes in Anhalt 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 321.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121842
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 321 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121842
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Das Anhaltische Staatsministerium veröffentlichte 1935 eine Broschüre mit dem Titel „Der Anhaltische staatliche 
Arbeitsdienst 1932/33“, in der auf die beginnende staatliche Verpflichtung von Jugendlichen zum Arbeitsdienst im 
Freistaat Anhalt und den Ausbau zum Reichsarbeitsdienst eingegangen wird. Darin veröffentlichte der „Arbeitsfüh-
rer“ Heß seine Erinnerungen an den Anhaltischen staatlichen Arbeitsdienst, die hier in gekürzter Fassung wieder-
gegeben werden.

Q 4d:  �Auszug aus den Erinnerungen des „Arbeitsführers“ Heß in einer 
Propagandaschrift für den Anhaltischen staatlichen Arbeitsdienst von 1932/33 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 331 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121842
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 332 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 332.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121842
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Das Anhaltische Staatsministerium veröffentlichte 1935 eine Broschüre mit dem Titel „Der Anhaltische staatliche 
Arbeitsdienst 1932/33“, in der auf die beginnende staatliche Verpflichtung von Jugendlichen zum Arbeitsdienst im 
Freistaat Anhalt und den Ausbau zum Reichsarbeitsdienst eingegangen wird. Darin wurden diese Fotografien eines 
Fotografen namens Wedekind abgedruckt.

Q 4e:  �Fotografien vom Anhaltischen staatlichen Arbeitsdienst 1932/1933

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 330.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121842
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Mit diesem Schreiben wandte sich ein Abiturient am 17. September 1935 an den Oberpräsidenten der Provinz Sach-
sen. Darin erläuterte er die Schwierigkeiten bei der Zulassung zum Studium infolge seiner Nichtzulassung zum RAD 
und seiner Entlassung aus dem studentischen Ausgleichsdienst. Der Oberpräsident war der oberste Verwaltungs-
beamte in der preußischen Provinz Sachsen. Die Quelle wird hier in gekürzter Form abgedruckt. 

Q 4f:  �Auszug aus einer Beschwerde eines Abiturienten vom 17. September 1935 über 
seinen Ausschluss aus dem RAD und dem studentischen Ausgleichsdienst 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121842
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 347.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, LASA, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 348. […]

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121842


Jugend und Erziehung im Nationalsozialismus

100

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 349.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2172, Bl. 350.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-04/quelle-04f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=121842
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Verfolgungskomplexe 

Im Nationalsozialismus wurden auch Kinder und Ju-
gendliche ausgegrenzt, vertrieben oder ermordet, 
wenn sie zu einer der „rassisch“ verfolgten Gruppen 
gezählt wurden und zum Beispiel jüdisch waren oder 
zu den Sinti und Roma gehörten (Q 5h). Im Zuge der 
NS-„Euthanasie“ wurden außerdem tausende Kin-
der und Jugendliche ermordet, weil sie aufgrund einer 
Erkrankung als „lebensunwertes Leben“ bewertet wur-
den. Oft wurden sie direkt in den Nervenheilkliniken, 
Psychiatrien oder Heil- und Pflegeanstalten, in denen 
sie eigentlich behandelt werden sollten, durch Gift-
spritzen oder Nahrungsmittelexperimente getötet. Im 
Rahmen der „Aktion T4“ wurden jedoch auch speziel-
le Tötungsanstalten eingerichtet. Junge Menschen, 
die sich politisch organisierten und Widerstand gegen 
den Nationalsozialismus leisteten, wie z. B. die Weiße 
Rose oder die Swing-Jugend, wurden von der Gesta-
po überwacht, verfolgt, in Konzentrationslager einge-
wiesen und zum Teil hingerichtet. Darüber hinaus wur-

den Kinder und Jugendliche während des Krieges aus 
den besetzten Gebieten verschleppt. In Deutschland 
mussten sie, wie die Erwachsenen, Zwangsarbeit 
leisten. Die Behandlung von Kindern und Jugendli-
chen bildet daher die gesamte Bandbreite der rassisti-
schen Gesellschaftsordnung und Verfolgungsgründe 
der NS-Diktatur. 

Lager für Kinder und Jugendliche 

Kinder und Jugendliche wurden im Nationalsozialis-
mus aber auch verfolgt, wenn sie sich unangepasst 
verhielten (Q5i bis Q 5j). Vielfach wurden sie dann 
als „asozial“ oder „schwer erziehbar“ bezeichnet. 
Für diese Gruppe von Verfolgten richtete die Kriminal-
polizei im Nationalsozialismus spezielle Lager ein, die 
„Jugendschutzlager“ genannt wurden. Das erste 
Lager diesen Typs errichtete der Polizeiapparat 1940 
in einem Arbeitshaus in Moringen bei Göttingen. Die-
ses Lager war nur für Jungen. 1942 wurde für Mäd-
chen ein „Jugendschutzlager“ in der Nähe des Frau-
enkonzentrationslagers Ravensbrück eingerichtet.

Unangepasste sowie „rassisch“ verfolgte Kinder und Jugendliche

Der Massenmord von Menschen 
mit körperlichen und geistigen Behinderungen wurde von Täte-
rinnen und Tätern durch Begriffe wie „Aktion“ oder „Euthana-
sie“ nicht nur verschleiert, sondern auch beschönigt. Der aus 
dem Griechischen stammende Begriff „Euthanasie“ bedeutet ei-
gentlich „guter Tod“. Heute wird der Begriff in Debatten um eine 
Sterbehilfe gebraucht. NS-„Euthanasie“ in Anführungszeichen 
ist ein Sammelbegriff für die systematischen Krankenmorde 
im Nationalsozialismus, worunter unterschiedliche Maßnahmen 
fielen. Dazu gehörte z. B. die „Aktion T4“, in der ab 1940 etwa 
70.000 Menschen aus Psychiatrien, Heil- und Pflegeanstalten 
und Nervenkliniken in Tötungsanstalten mit Gaskammern im 
Deutschen Reich ermordet wurden. Auf dem Gebiet des heuti-
gen Sachsen-Anhalt gab es eine solche Tötungsanstalt in der 
Landes-Heil- und Pflegeanstalt in Bernburg. Im Rahmen der so-
genannten „wilden Euthanasie“ wurden nach der Beendigung 
der „Aktion T4“ ab Sommer 1941 Patientinnen und Patienten 
in Heil- und Pflegeanstalten vom medizinischen Fachpersonal 
durch Mangelkost, Misshandlung und Tötung ermordet. Die Tö-
tungsanstalt in Bernburg wurde nach dem offiziellen Ende der 
„Aktion T4“ neben zwei weiteren Anstalten im Deutschen Reich 
genutzt, um in der „Aktion 14f13“ Häftlinge aus Konzentrations-
lagern dort zu vergasen. Die Nationalsozialisten bezeichneten 
Mordprogramme wie diese zynisch als „Vernichtung lebensun-
werten Lebens“. Insgesamt töteten v. a. medizinische Fachan-
gestellte über 200.000 Personen in diesen Mordprogrammen.

NS-„Euthanasie“
Die Internationale Arbeitsorganisation 

 (IAO) definierte 1930 Zwangsarbeit als „jede Art von Arbeit, 
die von einer Person unter Androhung irgendeiner Strafe ver-
langt wird und für die sie sich nicht freiwillig zur Verfügung 
gestellt hat.“ Historiker und Historikerinnen nennen vor allem 
drei Kriterien, die Zwangsarbeit charakterisieren:

a) �„rechtlich institutionalisierte Unauflöslichkeit des Arbeits-
verhältnisses für eine nichtabsehbare Zeitdauer“

b) �Zwangsarbeitende haben nur „geringe Chancen, nennens-
werten Einfluss auf die Umstände des Arbeitseinsatzes zu
nehmen“ 4

c) �Zwangsarbeit ist geprägt von einem „Massensterben“ der
zur Zwangsarbeit Verpflichteten.

Allen Formen von Zwangsarbeit ist gemeinsam, „dass da-
durch Menschen in zumeist rigide Ausbeutungs- und Unter-
drückungsverhältnisse gepresst werden und der Verlust ihrer 
Entscheidungs- und Selbstbestimmungsrechte sie zu Objek-
ten wirtschaftlichen sowie staatlichen Handelns degradiert.“ 5

Über 12 Millionen Menschen aus ganz Europa leisteten im 
Verlauf des Zweiten Weltkriegs Zwangsarbeit im Deutschen 
Reich. Darüber hinaus wurden Einheimische in allen besetz-
ten Gebieten von den nationalsozialistischen Besatzern zur 
Zwangsarbeit verpflichtet. Zwangsarbeit war damit ein wichti-
ges Mittel zur Fortführung des Krieges und zur Aufrechterhal-
tung der Kriegswirtschaft. 

Zwangsarbeit

4  �Mark Spoerer, Zwangsarbeit unter dem Hakenkreuz: Ausländische Zivilarbeiter, Kriegsgefangene und Häftlinge im Deutschen Reich und im 
besetzten Europa 1939 -1945, München 2001, S. 15 -17.

5  �Kerstin von Lingen/Klaus Gestwa, Zwangsarbeit als Kriegsressource. Systematische Überlegungen zur Beziehungsgeschichte von Krieg und 
Zwangsarbeit, in: Dies. (Hg.): Zwangsarbeit als Kriegsressource in Europa und Asien, Paderborn 2014, S. 15 - 54, hier S. 24 -25.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/thema-05/
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Beamtinnen der weiblichen Kriminalpolizei waren für 
diese „Jugendschutzlager“ zuständig, da ihr Aufga-
benbereich die „Bekämpfung der Jugendkriminalität“ 
war. Einweisungen in diese Lager erfolgten durch die 
Kriminalpolizei und Gestapo. Die Haftdauer war unbe-
fristet (Q 5a bis Q 5d).

Verschränkte Verfolgungsgründe 

1942 wurde außerdem das sogenannte „Polen-Ju-
gendverwahrlager“ in Litzmannstadt (heute gehört 

diese Stadt zu Polen und heißt Łódź) aufgebaut (Q 5e 
bis Q 5g). Trotz des offiziellen Namens wurden dort 
jedoch nicht ausschließlich polnische Kinder und Ju-
gendliche eingeliefert. Auch andere wurden in dieses 
Lager eingewiesen, die als „rassisch“ nicht zur „Volks-
gemeinschaft“ zugehörig definiert wurden, wie 
z. B. Sinti- und Roma-Kinder und -Jugendliche. Sinti,
Roma und Jenische wurden im Nationalsozialismus
als „Zigeuner“ „rassisch“ verfolgt. Die Biografien der
Verfolgten zeigen, dass sich unterschiedliche Verfol-
gungskategorien überschneiden konnten, z. B. wenn
ein Kind aus „rassischen“ Gründen verfolgt wurde
und zusätzlich als „schwer erziehbar“ galt. Dadurch
hatte die Polizei mehr Möglichkeiten, die Kinder und
Jugendlichen in Lager zu inhaftieren, und war nicht an
die Richtlinien zur Einweisung in die Konzentrations-
lager gebunden. Der Rassismus bei den Beamtinnen
und Beamten der Kriminalpolizei oder der Gestapo
konnte dafür sorgen, dass „Schwererziehbarkeit“ oder
kriminelles und unangepasstes Verhalten als Grund
für eine Einweisung vorgeschoben wurde, ohne dass
das Verhalten der Minderjährigen dem tatsächlich ent-
sprechen musste.

„Volksgemeinschaft“
Ein ideologisch auf- 

geladener Begriff, den es bereits im Kaiserreich und in der 
Weimarer Republik gab, der aber im NS-Regime eine zentrale 
gesellschaftspolitische Rolle spielte. Der Begriff „Volksgemein-
schaft“ wurde in drei verschiedenen Deutungen im National-
sozialismus verwendet. Zum einen als „rassisch“ bestimmte 
„Blutsgemeinschaft“ und Gesellschaftsideal der NS-Diktatur. 
Menschen, die nicht dieser Idee einer „Blutsgemeinschaft“ 
entsprachen, wurden mit Verweis auf die „Rassenreinheit“ 
und „Erbgesundheit“ ausgegrenzt, verfolgt und ermordet. Eine 
zweite Bedeutungsebene des Begriffs im Nationalsozialismus 
findet sich in der Idee, eine klassenlose Sozialgemeinschaft zu 
entwickeln. Drittens bezeichnete es einen neuen juristischen 
Leitgedanken. Demnach war Recht, was dem Volk nütze.

Der Begriff ist eine vorurteilsbela- 
dene Fremdbeschreibung und wurde im Nationalsozialismus 
zu einer „rassischen“ Verfolgungskategorie. Gruppen wie Sin-
ti, Roma und andere wie z. B. Jenische lehnen diesen Begriff 
in der Regel als Bezeichnung für sich ab und betrachten die 
Benutzung des Begriffs als verletzend.

„Zigeuner“

Dies ist ein beschöni-
gender Begriff für diese Lagertypen. Die Lebensbedingungen 
ähnelten denen der Konzentrationslager, und die inhaftierten 
Kinder und Jugendlichen waren der Willkür des Lagerperso-
nals ausgesetzt.

„Jugendschutzlager“

Mit den Begriff „asozial“ werden 
Personen stigmatisiert und diskriminiert. Der Begriff wurde 
nicht von den Nationalsozialisten erfunden, in dieser Zeit 
aber zu einer zentralen Verfolgungskategorie. Damit bezeich-
nete Menschen waren kommunalen Zwangsmaßnahmen 
ausgesetzt, z. B. durch Arbeitsämter und Fürsorgeeinrichtun-
gen. Zudem wurden damit Bezeichnete auf Anordnung des 
Gesundheitsamtes zwangssterilisiert. Ab 1938 folgten Ein-
weisungen in Konzentrationslager durch die Polizei. Erst im 
Jahr 2020 erkannte der Deutsche Bundestag die Verfolgung 
dieser Gruppe durch den Nationalsozialismus offiziell an. 

„Asoziale“

Appell im „Polen-Jugendverwahrlager“ Litzmannstadt, Archiwum 
Fotograficzne Stefana Bałuka - Narodowe Archiwum Cyfrowe Syg-
natura: 37-301-6, Roman Harbar, Zofia Tokarz, Jacek Wilczur, „Czas 
niewoli, czas śmierci“, Interpress, Warszawa 1979, Public Domain.
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Das Reichsicherheitshauptamt (RSHA) wurde 1939 gegründet und stellte eine Verbindung aus SS und Polizei 
dar. Es war die höchste Polizei- und Sicherheitsbehörde im Deutschen Reich. Das Amt V war das Reichskriminal-
polizeiamt. Die Weibliche Kriminalpolizei war Teil der „Reichszentrale zur Bekämpfung der Jugendkriminalität“ 
und damit für die Einweisung von Jugendlichen in „Jugendschutzlager“ verantwortlich, wie dieser Schnellbrief 
dokumentiert. Die „polizeiliche Vorbeugungshaft“ war seit dem 14. Dezember 1937 eine gesetzliche Grundlage 
für die Polizei, um Einweisungen in Lager auf unbestimmte Dauer vorzunehmen. Für diese Einweisungen war 
keine richterliche Verfügung nötig. 

Q 5a:  �Schnellbrief des Reichssicherheitshauptamtes, Amt V (Kriminalpolizei), an 
den Leiter der Kriminalpolizeistelle in Magdeburg vom 26. Juni 1940 über die 
Einweisung von Jugendlichen in „Jugendschutzlager“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5787
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Quedlinburg I, Nr. 326, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Quedlinburg I, Nr. 326, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=5787
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Dies ist die Abschrift eines Antrags auf Einweisung einer als „kriminell“ und „asozial“ bezeichneten jugendlichen 
Sinteza in ein „Jugendschutzlager“. Der Antrag wurde vom Leiter der Kriminalpolizeistelle in Magdeburg am 7. No-
vember 1942 an die „Reichszentrale zur Bekämpfung der Jugendkriminalität“ im Reichskriminalpolizeiamt in Berlin 
geschickt, welche den Antrag bestätigen musste. Daraufhin konnte die nachgeordnete Kriminalpolizeistelle den 
Transport in das „Jugendschutzlager“ vorbereiten. Grundlage für die Einweisungen war der Runderlass über die 
„polizeiliche Vorbeugungshaft“ vom 14. Dezember 1937 des Reichministers des Inneren Wilhelm Frick sowie der 
Schnellbrief vom Amt V (Reichskriminalpolizei) im Reichssicherheitshauptamt vom 26. Juni 1940 (Q 5a). 

Die junge Frau wurde im September 1942 vom Amtsgericht Salzwedel wegen Diebstahls, Beleidigung und versuch-
ten Bettelns zu sechs Wochen Gefängnis und einer Woche Haft verurteilt. Die Kriminalpolizeistelle Magdeburg stellte 
den Antrag auf Einweisung in ein „Jugendschutzlager“, nachdem die Haft- und Gefängnisstrafe verbüßt war. 

Q 5b:  �Antrag der Kriminalpolizeistelle Magdeburg vom 7. November 1942 auf  
Unterbringung einer 20-jährigen Sinteza in einem „Jugendschutzlager“ 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeidirektion Magdeburg. Sogenannte ,Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 485/1, Bl. 21.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Die 20-jährige Sinteza wurde bis zur Entscheidung über den Antrag auf Einweisung in ein „Jugendschutzlager“ 
durch das Reichskriminalpolizeiamt in das Magdeburger Polizeigefängnis gebracht. Die Mutter wandte sich darauf-
hin mit diesem Schreiben an die zuständige Kriminalpolizeistelle in Magdeburg.

Q 5c:  Brief der Mutter an die Kriminalpolizeistelle Magdeburg vom 8. Dezember 1942

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeidirektion Magdeburg. Sogenannte ,Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 485/1, Bl. 23 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeidirektion Magdeburg. Sogenannte ,Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 485/1, Bl. 23.

TRANSKRIPTION:

Salzwedel d. 8./12.42
An die Kriminal Polizei in Magdeburg
Bitte um nachricht meiner Tochter Erna 
Plümacher da ich als Mutter möchte wissen 
wo sich meine Tochter befindet da meine 
Tochter noch ein Kind zu ärnähren hat ich
ich als Mutter habe auch noch 4 kleine Kinder 
im Alter von 3 bieß 9 Jahre und bekomme 
kein Pfennig Unterstützung bitte ich die 
Kriminal Polizei ob es möglich wäre 
meine Tochter auf freien Fuß zusetzen 
oder mir mitzuteilen weshalb meine 
Tochter Erna sich dort befindet. Bitte um 
Nachricht. Frau Magdalena Plümacher 
Salzwedel Dr. v. […] 19

Buchstabengetreue Abschrift des Briefes.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Am 14. Dezember 1942 entschied das Reichskriminalpolizeiamt in Berlin über die Einweisung der 20-jährigen Sinte-
za in das Frauenkonzentrationslager Ravensbrück statt in ein „Jugendschutzlager“ (vgl. Q 5b).

Q 5d:  �Anordnung der „polizeilichen Vorbeugungshaft“ durch das  
Reichskriminalpolizeiamt und Einweisung der Sinteza in das  
Frauenkonzentrationslager Ravensbrück im Dezember 1942

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeidirektion Magdeburg. Sogenannte ,Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 485/1, Bl. 25.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeidirektion Magdeburg. Sogenannte ,Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 485/1, Bl. 25 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Dieser Schnellbrief wurde am 28. November vom Reichssicherheitshauptamt an alle nachgeordneten Kriminalpoli-
zei(leit)stellen übermittelt. Er wies an, dass die „Kinder und Jugendlichen polnischen Volkstums in das Polen-Ju-
gendverwahrlager Litzmannstadt“ eingewiesen werden können. Das Lager befand sich im Ghetto Litzmannstadt. 
Der heutige polnische Name der Stadt ist Łódź. Während zunächst nur Jugendliche im Alter von 12 bis 16 Jahren 
eingewiesen werden konnten, wurde das Mindestalter später auf acht Jahre reduziert. Tatsächlich wurden aber 
auch weitaus jüngere Kinder eingewiesen. Der jüngste Häftling war ein zwei Jahre und drei Monate alter Junge. Im 
Lager mussten die Kinder und Jugendlichen Zwangsarbeit verrichten. Sie mussten u. a. für die Wehrmacht Schuhe, 
Patronentaschen, Körbe u. ä. herstellen und reparieren oder in der Landwirtschaft arbeiten. Kleinere Kinder mussten 
Tüten kleben und künstliche Blumen fertigen. 

Q 5e:  �Schnellbrief des Reichssicherheitshauptamtes vom 28. November 1942 über die 
„Einweisung von Kindern und Jugendlichen polnischen Volkstums in das Polen-
Jugendverwahrlager Litzmannstadt“
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https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=306508
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 141 Kreisdirektion Dessau-Köthen, Nr. 652, Bl. 53 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 141 Kreisdirektion Dessau-Köthen, Nr. 652, Bl. 53.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=306508
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Am 7. April 1943 wandte sich das Fürsorge- und Jugendamt in Magdeburg an das Reichskriminalpolizeiamt in Berlin 
wegen der „Verwahrlosung“ eines 11-jährigen kroatischen Jungen aus Magdeburg. Es stand bereits mit der Kriminal-
polizeistelle in Magdeburg in Kontakt und richtete sich nun an das oberste Kriminalpolizeiamt bezüglich einer Ein-
weisung des Jungen in das „Polen-Jugendverwahrlager Litzmannstadt“. Die Familie gehörte zu der Minderheit der 
Roma. Am 1. März 1943 wurden alle Sinti und Roma aus Magdeburg, die deutsche Staatsbürgerinnen und -bürger 
waren, von der Kriminalpolizei in das Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau deportiert. Die Familie des Jungen war 
davon nicht betroffen, weil sie kurz vorher ihre kroatische Staatsbürgerschaft nachweisen konnte. 

Q 5f:  �Schreiben des Fürsorge- und Jugendamtes der Stadt Magdeburg an das 
Reichskriminalamt über polizeiliche Maßnahmen gegen einen 11-jährigen Roma-
Jungen aus Magdeburg vom 7. April 1943

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeidirektion Magdeburg. Sogenannte ,Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 524, Bl. 12.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeidirektion Magdeburg. Sogenannte ,Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 524, Bl. 12 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeidirektion Magdeburg. Sogenannte ,Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 524, Bl. 13.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Diesen Antrag leitete die Kriminalpolizeistelle Magdeburg am 16. Juni 1943 an das Reichskriminalpolizeiamt weiter 
und beantragte die Einweisung des Jungen in das „Polen-Jugendverwahrlager Litzmannstadt“. Der Antrag wurde 
vom stellvertretenden Direktor und der zuständigen Kriminalkommissarin der staatlichen Kriminalpolizei unterschrie-
ben. Die „Dienstelle zur Bekämpfung der Jugendkriminalität“ im Reichskriminalpolizeiamt bestätigte die Einweisung. 
Am 17. Juli 1943 erfolgte der Transport des Jungen von Magdeburg nach Litzmannstadt. Diese Stadt liegt südwest-
lich von Warschau und ihr heutiger polnischer Name ist Łódź. 

Q 5g:  �Antrag auf Einweisung des 13-jährigen Roma-Jungen in das „Polen-
Jugendverwahrlager Litzmannstadt“ vom 16. Juni 1943

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeidirektion Magdeburg. Sogenannte ,Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 524, Bl. 29.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577


Jugend und Erziehung im Nationalsozialismus

116

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeidirektion Magdeburg. Sogenannte ,Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 524, Bl. 29 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Q 5h:  �Schreiben des Reichsministers des Inneren an die Jugendämter und ihre 
Aufsichtsbehörden vom 20. September 1943 über den Ausschluss von „rassisch“ 
verfolgten Kindern aus der Fürsorgeerziehung

Mit diesem Schreiben wandte sich das Reichsinnenministerium am 20. September 1943 an alle Jugendämter und 
deren Aufsichtsbehörden im Reich. Es ordnete darin an, dass jüdische Kinder und Jugendliche sowie minderjäh-
rige Sinti oder Roma aus der Fürsorgeerziehung auszuschließen seien. Dieses Dokument ist in den Akten des 
Provinzialverbandes überliefert. Der Provinzialverband war ein Verband zur Selbstverwaltung der Angelegenheiten 
der Kreisverbände der preußischen Provinz Sachsen. Der Provinzialverband war verantwortlich für Sozialaufgaben 
und Gesundheitspflege, Wirtschaftsförderungsmaßnahmen sowie Wissenschaft und Kultur. Außerdem wirkte er bei 
der Gesetzgebung und Verwaltung des Staates mit. Die öffentlichen Schulen unterstanden dem Oberpräsidenten 
und den ihm nachgeordneten Regierungspräsidenten in Magdeburg, Merseburg und Erfurt. Andere Erziehungs-
einrichtungen, wie die Landeserziehungsanstalten, unterstanden dem Provinzialverband. Nach der Errichtung der 
NS-Diktatur und der Aufhebung der provinzialen Selbstverwaltung im Jahr 1933 gingen die Zuständigkeiten auf den 
Oberpräsidenten über, der den Landeshauptmann mit der Geschäftsführung beauftragte. Die Hauptabteilung Für-
sorgeerziehung ordnete sich ganz der NS-Ideologie unter und war nicht nur an Maßnahmen zur Eingliederung von 
Kindern und Jugendlichen in die „Volksgemeinschaft“ beteiligt, sondern auch am Ausschluss und der Verfolgung 
von Kindern und Jugendlichen aus „rassischen“ oder „erbbiologischen“ Gründen.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05h/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1160292
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1160292
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Q 5i:  �Polizeiverordnung zum Schutze der Jugend vom 9. März 1940

Diese Polizeiverordnung galt ab März 1940 im ganzen Deutschen Reich und schränkte Freiheiten der Jugendlichen 
stark ein. Sie sollte dem „Schutz“ der Minderjährigen dienen. Der Aufenthalt auf öffentlichen Straßen nach Einbruch 
der Dunkelheit wurde ebenso geregelt wie der Alkoholkonsum und der Besuch von Gaststätten und Tanzveranstal-
tungen. 

Reichsgesetzblatt Nr. 47, Jahrgang 1940, Teil I, vom 16. März 1940, S. 499.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05i/
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Reichsgesetzblatt Nr. 47, Jahrgang 1940, Teil I, vom 16. März 1940, S. 500.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05i/
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Q 5j:  �Strafverfügung der Polizei von Radegast vom 20. Juli 1942 gegen ein 16-jähriges 
Mädchens wegen „planlosen Umherstreifens“ bei Nacht 

Mit dieser Strafverfügung veranlasste die Polizei von Radegast die Bestrafung eines 16-jährigen Mädchens wegen 
„planlosen Umherstreifens“. Ein Mitglied der Hitler-Jugend konnte das gesetzeswidrige Verhalten des Mädchens be-
zeugen. Grundlage für die Strafverfügung der Polizei von Radegast war u. a. die Polizeiverordnung zum Schutze der 
Jugend vom 9. März 1940 (vgl. Q 5i).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Z 141 Kreisdirektion Dessau-Köthen, Nr. 653, Bl. 21.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05j/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-05/quelle-05j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=306509
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Das Ideal der kinderreichen Mutter 

In der nationalsozialistischen Ideologie wurde die Rol-
le der Mutter verherrlicht und in Zusammenhang mit 
der Idee der „Volksgemeinschaft“ sowie der „Rassehy-
giene“ und „Erbgesundheitslehre“ gestellt. So sollten 
Frauen, die als „erbgesund“ galten und „rassisch“ den 
nationalsozialistischen Vorstellungen entsprachen, 
durch Kinderreichtum die „Volksgemeinschaft“ 
unterstützen. Dieses Bild wurde durch entsprechen-
de Darstellungen in der Propaganda verbreitet. Der 
Muttertag wurde bereits seit 1922 in Deutschland ge-
feiert, im Nationalsozialismus aber für die Verbreitung 
dieses Idealbilds genutzt (Q 6f). Dabei wurden beson-
ders kinderreiche Frauen mit dem „Ehrenkreuz der 
deutschen Mutter“ ausgezeichnet. Mütter mit vier bis 
fünf Kindern erhielten das Mutterkreuz in Bronze, mit 
sechs bis sieben Kindern in Silber und das goldene 
Ehrenabzeichen bei acht oder mehr Kindern. Die Zahl 
der verliehenen Mutterkreuze belief sich bis Septem-
ber 1941 auf 4,7 Millionen.

Politische Eingriffe in Schwangerschaften 

Die Bevölkerungspolitik und Geburtenpolitik im 
Nationalsozialismus waren bestimmt von den Ideen 
der „Rassehygiene“ und „Erbgesundheitslehre“. 
Dazu erließ die NS-Regierung verschiedene Gesetze. 
Das „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuch-
ses“ wurde bereits wenige Monate nach der Macht-
übernahme am 14. Juli 1933 verabschiedet und trat 
am 1. Januar 1934 in Kraft. Es erlaubte Zwangssterili-
sationen von Personen, die als „erbkrank“ bezeichnet 
wurden. Auch die beiden Nürnberger „Rassenge-
setze“ vom 15. September 1935 zählten zu den be-
völkerungspolitischen Maßnahmen. Paragraph 2 des 
„Gesetzes zum Schutze des deutschen Blutes und der 
deutschen Ehre“ (kurz „Blutschutzgesetz“ genannt) 
verbot den außerehelichen Geschlechtsverkehr zwi-

schen Jüdinnen oder Juden und als „Arier“ bezeichne-
ten Personen. Sofern Partner mit diesem Gesetz bra-
chen, wurden sie der „Rassenschande“ beschuldigt 
und daraufhin zu Haft- oder Todesstrafen verurteilt. 
Mit Kriegsbeginn und dem zunehmenden Einsatz von 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeitern aus dem 
Ausland im Deutschen Reich galten diese rassisti-
schen Bestimmungen auch für sie (Q6c bis Q 6e). 

Mütter, Schwangerschaft und die NS-„Rassenideologie“

„Volksgemeinschaft“
Ein ideologisch auf- 

geladener Begriff, den es bereits im Kaiserreich und in der 
Weimarer Republik gab, der aber im NS-Regime eine zentrale 
gesellschaftspolitische Rolle spielte. Der Begriff „Volksgemein-
schaft“ wurde in drei verschiedenen Deutungen im National-
sozialismus verwendet. Zum einen als „rassisch“ bestimmte 
„Blutsgemeinschaft“ und Gesellschaftsideal der NS-Diktatur. 
Menschen, die nicht dieser Idee einer „Blutsgemeinschaft“ 
entsprachen, wurden mit Verweis auf die „Rassenreinheit“ 
und „Erbgesundheit“ ausgegrenzt, verfolgt und ermordet. Eine 
zweite Bedeutungsebene des Begriffs im Nationalsozialismus 
findet sich in der Idee, eine klassenlose Sozialgemeinschaft zu 
entwickeln. Drittens bezeichnete es einen neuen juristischen 
Leitgedanken. Demnach war Recht, was dem Volk nütze.

„Rassenhygiene“ und 
„Erbgesundheitslehre“

                                         „Erbgesundheit“ be- 
zeichnete im National-

sozialismus das Gegenteil von „Erbkrankheit“. Der Begriff wur-
de von Wissenschaftlern bereits um die Jahrhundertwende für 
die Lehre von der „Gesundheit der Erbanlagen“ verwendet. Im 
Nationalsozialismus wurde dies mit der Idee eines „Volkskör-
pers“ verbunden. Darnach galt das Volk als eine „biologisch-
rassische“ Einheit, welche durch das Bild des „Körpers“ als 
Organismus veranschaulicht wurde. Durch „Rassenhygiene“ 
und „Erbgesundheit“ sollte diese organische Einheit des Vol-
kes weder durch Erberkrankungen noch durch das Mischen 
mit anderen „Rassen“ verändert werden. Die Idee von „Men-
schenrassen“ oder „Volkskörpern“ wird heute von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern nicht mehr geteilt.

Bevölkerungspolitik und Geburtenpolitik

Bevölkerungspolitik ist ein Begriff für Maßnahmen des Staa-
tes, die darauf abzielen, die Zahl der Einwohnerinnen und Ein-
wohner zu beeinflussen. Dazu zählt auch eine Geburtenpolitik. 
So versuchte Heinrich Himmler, mit dem Verein „Lebensborn“ 
den Bevölkerungsrückgang durch die Verhinderung von Ab-
treibungen zu mildern. Wichtige Aspekte der nationalsozialisti-
schen Bevölkerungspolitik waren die „Rassenideologie“ sowie 
die „Rassenhygiene“ und „Erbgesundheitslehre“.  

Die sogenannten Nürnberger „Rassengesetze“ wurden am 
15. September 1935 auf dem Parteitag in Nürnberg ver-
kündet. Sie bestanden aus zwei unterschiedlichen und sich
ergänzenden Gesetzen: das „Blutschutzgesetz“ und das
„Reichsbürgergesetz“. Sie fußten auf der „Rassenideolo-
gie“ der Nationalsozialisten und teilten Menschen in unter-
schiedliche „Rassen“ ein. Damit einher gingen die An- und
Aberkennungen von Rechten als Reichsbürger sowie z. B.
Verbote von Eheschließungen zwischen jüdischen und nicht-
jüdischen Menschen. Beide waren die Grundlage für weitere
rassistische Gesetze und Verfolgungsmaßnahmen und waren
ab 1941 Ausgangspunkt für die Auswahl von Personen, die
in Ghettos, Konzentrations- und Vernichtungslager im besetz-
ten Osten Europas deportiert wurden.

Nürnberger „Rassengesetze“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/thema-06/
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Der „Lebensborn“ 

Am 12. Dezember 1935 wurde der Verein „Lebens-
born“ gegründet. Der Reichsführer-SS und Chef der 
Deutschen Polizei Heinrich Himmler initiierte die Grün-
dung, sodass der Verein auch der SS unterstand. Ziel 
des Vereins war es, Abtreibungen zu verhindern, ehe-
lose schwangere Frauen vor sozialer Ächtung zu schüt-
zen und damit schließlich die Geburtenrate zu heben. 
Diese Hilfe galt jedoch nur als „arisch“ bezeichneten 
Frauen. Vor und im Nationalsozialismus galt eine außer-
eheliche Schwangerschaft als gesellschaftliches Tabu. 
Deswegen setzten sich nur wenige für diese Frauen 
ein. Zu ihren Unterstützern zählten vor 1933 und da-
nach u. a. religiöse Einrichtungen (Q 6a bis Q 6b). 

In der Satzung des Vereins „Lebensborn“ wurden fol-
gende Aufgaben definiert:

„1. �Rassisch und erbbiologisch wertvolle, kinderrei-
che Familien zu unterstützen,

2. �rassisch und erbbiologisch wertvolle werdende
Mütter unterzubringen und zu betreuen, bei
denen nach sorgfältiger Prüfung der eigenen
Familie und der Familie des Erzeugers durch das
Rasse- und Siedlungshauptamt-SS anzunehmen
ist, daß gleich wertvolle Kinder zur Welt kommen;

3. für diese Kinder zu sorgen;
4. �für die Mütter der Kinder zu sorgen.“ 6

3 Bilder: Heim „Harz“ in Wernigerode; Mutter mit Kind; Schwestern mit Kindern, Lebensspuren e.V.

6  �Zitiert nach Georg Lilienthal, Der „Lebensborn e. V.“ – Ein Instrument nationalsozialistischer Rassenpolitik, Frankfurt a.M. 2003, S. 43; Original: 
Satzung des Lebensborn e.V. vom 12.12.1935, BArch NS19/329.
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Die Fürsorge für unverheiratete Schwangere wurde in 
der Satzung nicht als eigenständige Aufgabe genannt. 
Heinrich Himmler machte bereits im September 1936 in 
einem Rundschreiben an alle SS-Führer deutlich, dass 
es eine Staatsaufgabe und nicht nur eine private Aufga-
be von Familien sei, für möglichst viele Nachkommen zu 
sorgen. SS-Führer sollten generell mit „gesunden“ Mus-
terfamilien mit möglichst vielen Nachkommen – mindes-
tens vier Kindern – beispielhaft vorangehen. Im Jahr 
1939 weitete Himmler diese Weisung auf die gesamte 
SS und Polizei aus. Sollten sie selbst kinderlos sein, so 
solle jeder SS-Führer laut Himmler „rassisch und erbge-
sundheitlich wertvolle Kinder“ annehmen und diese „im 
Sinne des Nationalsozialismus“ erziehen und ausbilden.

Das „Lebensborn“ Heim „Harz“ in Wernigerode 

Der Verein „Lebensborn e. V.“ errichtete eigene Hei-
me für Entbindungen und Adoptionen. Insgesamt gab 
es 18 im Deutschen Reich und 14 in den besetzten 
Gebieten in Norwegen, Belgien, Niederlanden, Frank-
reich und Polen. Zum Teil nutzte die SS dafür enteig-
nete jüdische Gebäude. Im heutigen Sachsen-Anhalt 
gründete „Lebensborn e. V.“ im Juni 1937 in Werni-
gerode ein Heim mit dem Namen „Harz“ (Q 6g 
bis Q 6i. Dies war bis dahin das zweite Heim des 
Vereins, nach dem 1936 errichteten ersten 
Entbindungsheim mit dem Namen „Hochland“ in 
Steinhörnig bei Ebers-berg. Insgesamt wurden in den 
„Lebensborn“-Heimen ca. 8.000 Kinder geboren, die 
große Mehrheit stellten uneheliche Geburten dar. Mit 
Kriegsbeginn nahm die Anzahl der Frauen zu, die in 
den Heimen entbanden. Während sich 1939 noch 
durchschnittlich 29 Frauen in jedem Heim 
aufhielten, waren es 1943 etwa 49. In der Regel 
sollten sie etwa zwei Monate in diesen Hei-men 
verweilen, wobei die Dauer während des Krieges 
stark gekürzt wurde. 

Aufgaben des Vereins im Krieg: „Germanisierung“

Ab 1941 widmete sich der Verein einem neuen 
Be-tätigungsfeld, das im Zusammenhang mit im 
Krieg 

besetzten Gebieten stand. Dabei handelt es sich um 
die sogenannte „Eindeutschung“ von als „rassisch 
wertvoll“ bezeichneten Kindern. Hierfür arbeitete der 
Verein u. a. mit Kinder- und Pflegeheimen in den be-
setzten Gebieten zusammen. Ärzte erstellten „Rasse“-
Gutachten, die darüber entschieden, ob die Kinder 
zur Adoption in Deutschland freigegeben werden soll-
ten. Diese Adoptionen fanden meist ohne die Zustim-
mung der Angehörigen der Kinder statt.

„Rassenhygiene“ und „Erbgesundheitslehre“  
als ideologische Grundlagen 

Wie bestimmend die NS-„Rassenideologie“ sowie die 
„Rassenhygiene“ und „Erbgesundheitslehre“ für die 
Arbeit in den Heimen war, zeigt sich an deren Aus-
wahlkriterien. Dies wurde insbesondere dann deut-
lich, wenn ein Kind mit Fehlbildungen in einem der 
Heime geboren wurde. Beide Elternteile wurden da-
raufhin erbbiologisch untersucht und die betreffende 
Person zwangssterilisiert. Das neugeborene Kind wur-
de auf Veranlassung des leitenden Arztes, SS-Stan-
dartenführer und Geschäftsführer des „Lebensborn 
e. V.“, Dr. Gregor Ebner, aus den Heimen genommen.
Bei größeren Behinderungsgraden bedeutete dies in
der Regel ein Transport in eine Tötungsanstalt der
NS-„Euthanasie“.

  Der Massenmord von Menschen 
mit körperlichen und geistigen Behinderungen wurde von 
Täterinnen und Tätern durch Begriffe wie „Aktion“ oder „Eu-
thanasie“ nicht nur verschleiert, sondern auch beschönigt. 
Der aus dem Griechischen stammende Begriff „Euthanasie“ 
bedeutet eigentlich „guter Tod“. Heute wird der Begriff in De-
batten um eine Sterbehilfe gebraucht. NS-„Euthanasie“ in An-
führungszeichen ist ein Sammelbegriff für die systematischen 
Krankenmorde im Nationalsozialismus, worunter unterschied-
liche Maßnahmen fielen. Dazu gehörte z. B. die „Aktion T4“, 
in der ab 1940 etwa 70.000 Menschen aus Psychiatrien, Heil- 
und Pflegeanstalten und Nervenkliniken in Tötungsanstalten 
mit Gaskammern im Deutschen Reich ermordet wurden. Auf 
dem Gebiet des heutigen Sachsen-Anhalt gab es eine solche 
Tötungsanstalt in der Landes-Heil- und Pflegeanstalt in Bern-
burg. Im Rahmen der sogenannten „wilden Euthanasie“ wur-
den nach der Beendigung der „Aktion T4“ ab Sommer 1941 
Patientinnen und Patienten in Heil- und Pflegeanstalten vom 
medizinischen Fachpersonal durch Mangelkost, Misshandlung 
und Tötung ermordet. Die Tötungsanstalt in Bernburg wurde 
nach dem offiziellen Ende der „Aktion T4“ neben zwei weite-
ren Anstalten im Deutschen Reich genutzt, um in der „Aktion 
14f13“ Häftlinge aus Konzentrationslagern dort zu vergasen. 
Die Nationalsozialisten bezeichneten Mordprogramme wie die-
se zynisch als „Vernichtung lebensunwerten Lebens“. Insge-
samt töteten v. a. medizinische Fachangestellte über 200.000 
Personen in diesen Mordprogrammen.

NS-„Euthanasie“

„Lebensborn“
 „Born“ ist ein altes deutsches Wort 

für „Quelle“ oder „Brunnen“. Der Name des Vereins bedeutet 
also „Lebensbrunnen“ oder „Lebensquelle“. Damit verweist 
er nicht nur auf die völkischen Ideen und germanische Rück-
bezüge im Nationalsozialismus, sondern auch auf die ideo-
logisierte Bevölkerungspolitik.

Für den Verein spezifisch war, dass die dort geborenen Kinder 
einen „Neuen Adel“ begründeten sollten, eine SS-Führerelite. 
Anders als in vielen Filmen, Büchern oder Zeitungsberichten 
dargestellt, handelte es sich bei den „Lebensborn“-Heimen 
jedoch nicht um Zuchtanstalten, in denen sich ausgewählte 
Personen paaren sollten. Dies ist ein Bild, das bereits in Zei-
ten des Krieges aufgrund von Gerüchten entstand und durch 
die Medien in der Nachkriegszeit eine weite Verbreitung fand.



125

M
ü

tt
e

r,
 S

ch
w

an
g

e
rs

ch
af

t 
u

n
d

 d
ie

 N
S

-„
R

as
se

n
id

e
o

lo
g

ie
“

Mit diesem Schreiben wandte sich die Evangelische Stadtmission Halle am 27. Februar 1941 an den Regierungs-
präsidenten in Merseburg und bat um die Befreiung von den Paragraphen 20 bis 23 des Reichsjugendwohlfahrts-
gesetzes. Dieses Gesetz stammte von 1922 und regelte in Abschnitt III, Paragraphen 19 bis 23 den Schutz von 
Pflegekindern. Paragraph 20 besagt, dass für die Aufnahme eines Pflegekindes die Erlaubnis des Jugendamts nötig 
sei. Paragraph 21 führt Regelungen für Schulkinder an, die sich in Pflege befinden, und die Paragraphen 22 und 23 
regeln den Widerruf.

Die Evangelische Stadtmission Halle wurde 1848 gegründet. Im Mittelpunkt ihrer Arbeit standen in der Anfangszeit 
vor allem Menschen in sozialen Notlagen, denen staatliche Hilfe verwehrt blieb. Die Evangelische Stadtmission war 
zunächst im Verein „Innere Mission“ der evangelischen Kirche organisiert. Heute gehört sie zur „Diakonie“ und en-
gagiert sich weiterhin in der Sozialarbeit. 

Dieses Dokument ist in den Akten des Provinzialverbandes überliefert. Der Provinzialverband war ein Verband zur 
Selbstverwaltung der Angelegenheiten der Kreisverbände der preußischen Provinz Sachsen. Er war verantwort-
lich für Sozialaufgaben und Gesundheitspflege, Wirtschaftsförderungsmaßnahmen sowie Wissenschaft und Kultur. 
Außerdem wirkte er bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Staates mit. Die öffentlichen Schulen unterstanden 
dem Oberpräsidenten und den ihm nachgeordneten Regierungspräsidenten in Magdeburg, Merseburg und Erfurt. 
Andere Erziehungseinrichtungen, wie die Landeserziehungsanstalten, unterstanden dem Provinzialverband. Nach 
der Errichtung der NS-Diktatur und der Aufhebung der provinzialen Selbstverwaltung im Jahr 1933 gingen die Zu-
ständigkeiten auf den Oberpräsidenten über, der den Landeshauptmann mit der Geschäftsführung beauftragte. Die 
Hauptabteilung Fürsorgeerziehung ordnete sich ganz der NS-Ideologie unter und war nicht nur an Maßnahmen zur 
Eingliederung von Kindern und Jugendlichen in die „Volksgemeinschaft“ beteiligt, sondern auch am Ausschluss und 
der Verfolgung von Kindern und Jugendlichen aus „rassischen“ oder „erbbiologischen“ Gründen.

Q 6a:  �Schreiben der evangelischen Stadtmission Halle an den Regierungspräsidenten 
in Merseburg vom 27. Februar 1941 über die Betreuung unehelicher Mütter nach 
der Entbindung

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1160292
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.
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Dies ist die Abschrift eines Schreibens des Oberbürgermeisters von Halle an den Regierungspräsidenten in Merse-
burg vom 14. März 1941. Darin berichtete er über das Zufluchtsheim und Mütterheim als Tagesheim für Kleinkinder 
arbeitender und alleinerziehender Mütter der Evangelischen Stadtmission Halle. Das Schreiben wurde in Folge des 
Antrags der Evangelischen Stadtmission Halle um die Befreiung von Paragraph 20 bis 23 des Reichsjugendwohl-
fahrtsgesetzes aufgesetzt (vgl. Q 6a).

Der Provinzialverband war ein Verband zur Selbstverwaltung der Angelegenheiten der Kreisverbände der preußi-
schen Provinz Sachsen. Er war verantwortlich für Sozialaufgaben und Gesundheitspflege, Wirtschaftsförderungs-
maßnahmen sowie Wissenschaft und Kultur. Außerdem wirkte er bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Staates 
mit. Die öffentlichen Schulen unterstanden dem Oberpräsidenten und den ihm nachgeordneten Regierungspräsi-
denten in Magdeburg, Merseburg und Erfurt. Andere Erziehungseinrichtungen, wie die Landeserziehungsanstalten, 
unterstanden dem Provinzialverband. Nach der Errichtung der NS-Diktatur und der Aufhebung der provinzialen 
Selbstverwaltung im Jahr 1933 gingen die Zuständigkeiten auf den Oberpräsidenten über, der den Landeshaupt-
mann mit der Geschäftsführung beauftragte.

Die Hauptabteilung Fürsorgeerziehung ordnete sich ganz der NS-Ideologie unter und war nicht nur an Maßnahmen 
zur Eingliederung von Kindern und Jugendlichen in die „Volksgemeinschaft“ beteiligt, sondern auch am Ausschluss 
und der Verfolgung von Kindern und Jugendlichen aus „rassischen“ oder „erbbiologischen“ Gründen.

Q 6b:  �Schreiben des Oberbürgermeisters von Halle an den Regierungspräsidenten in 
Merseburg vom 14. März 1941 über das Zufluchtsheim und Mütterheim als  
Tagesheim für Kleinkinder arbeitender und alleinerziehender Mütter der 
Evangelischen Stadtmission Halle

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06b/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.
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Mit dem Schreiben vom 13. Juli 1942 wandte sich der Landrat von Weißenfels an den Regierungspräsidenten von 
Merseburg. Er regte an, dass von übergeordneter Regierungsstelle einheitliche Regelungen zur ausländerpolizei-
lichen Überwachung von Kindern mit einem ausländischen Elternteil erlassen werden sollten. 

Der Provinzialverband war ein Verband zur Selbstverwaltung der Angelegenheiten der Kreisverbände der preußi-
schen Provinz Sachsen. Er war verantwortlich für Sozialaufgaben und Gesundheitspflege, Wirtschaftsförderungs-
maßnahmen sowie Wissenschaft und Kultur. Außerdem wirkte er bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Staates 
mit. Die öffentlichen Schulen unterstanden dem Oberpräsidenten und den ihm nachgeordneten Regierungspräsi-
denten in Magdeburg, Merseburg und Erfurt. Andere Erziehungseinrichtungen, wie die Landeserziehungsanstalten, 
unterstanden dem Provinzialverband. Nach der Errichtung der NS-Diktatur und der Aufhebung der provinzialen 
Selbstverwaltung im Jahr 1933 gingen die Zuständigkeiten auf den Oberpräsidenten über, der den Landeshaupt-
mann mit der Geschäftsführung beauftragte. Die Hauptabteilung Fürsorgeerziehung ordnete sich ganz der NS-Ideo-
logie unter und war nicht nur an Maßnahmen zur Eingliederung von Kindern und Jugendlichen in die „Volksgemein-
schaft“ beteiligt, sondern auch am Ausschluss und der Verfolgung von Kindern und Jugendlichen aus „rassischen“ 
oder „erbbiologischen“ Gründen. 

Q 6c:  �Schreiben des Landrats von Weißenfels an den Regierungspräsidenten von 
Merseburg vom 13. Juli 1942 über die ausländerpolizeiliche Überwachung von 
Kindern mit einem ausländischen Elternteil

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1160292
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.
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Die Aktennotiz wurde von einem Sachbearbeiter beim Regierungspräsidenten von Merseburg am 17. Juli 1942 in 
Reaktion auf das Schreiben des Landrats von Weißenfels an den Regierungspräsidenten vom 13. Juli 1942 über die 
ausländerpolizeiliche Überwachung von Kindern mit einem ausländischen Elternteil (vgl. Q 6c) angefertigt. Aus der 
Notiz geht hervor, dass nicht die polizeiliche Abteilung zuständig sei, sondern das Kreisjugendamt. Die handschrift-
liche Beischreibung lautet: „Ich bitte um weitere Beteiligung.“

Q 6d:  �Aktennotiz des Regierungspräsidenten von Merseburg zum Schreiben des 
Landrats von Weißenfels vom 17. Juli 1942

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1160292


133

M
ü

tt
e

r,
 S

ch
w

an
g

e
rs

ch
af

t 
u

n
d

 d
ie

 N
S

-„
R

as
se

n
id

e
o

lo
g

ie
“

Dieses Dokument ist eine Verfügung des Reichsministers des Inneren vom 5. Juni 1944 über den Umgang mit un-
ehelichen Kindern ausländischer Arbeiterinnen. Dafür sollten spezielle „Ausländerpflegekinderstätten“ eingerichtet 
werden. Die reichsweite Regelung wurde u. a. an Jugendämter, Gesundheitsämter und Fürsorgeverbände im gan-
zen Deutschen Reich übermittelt. 

Q 6e:  �Verfügung des Reichsministers des Inneren vom 5. Juni 1944 über uneheliche 
Kinder ausländischer Arbeiterinnen

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert. Landesarchiv Sachsen-Anhalt, LASA, C 92 Provinzialverband, Nr. 4513, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1160292


135

Mütter, Schwangerschaft und die NS-„Rassenideologie“
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 24 Sammlung Erinnerungsberichte des SED-Bezirksparteiarchivs Magdeburg, Nr. V/5/127, nicht paginiert.

In diesem Erinnerungsbericht geht der Verfasser auf die Ereignisse am Muttertag 1933 in Hecklingen ein. Am 14. Mai 
1933 kam es dort zu gewalttätigen Übergriffen der SA auf Mitglieder der KPD und SPD. Die Schilderungen dieser 
Abläufe nehmen den Großteil des neunseitigen Berichts ein, der hier auszugsweise abgedruckt ist. Der Autor des 
1958 verfassten Erinnerungsberichts gehörte selbst zu den verfolgten Kommunisten und wurde unter Schlägen 
und anderen Gewaltanwendungen der SA-Mitglieder in das Café Anhalt gebracht. Dort wurden er und die anderen 
politisch Verfolgten zu ihren Tätigkeiten verhört. Der Erinnerungsbericht wurde 1958 für das SED-Bezirksparteiarchiv 
Magdeburg verfasst.

Q 6f:  �Auszug aus einem Erinnerungsbericht aus dem Jahr 1958 von Fritz Scheinhardt 
aus Hecklingen an den Muttertag am 14. Mai 1933

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=7194
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Diese Diensteinweisung galt als Grundlage für die Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den „Lebensborn“-
Heimen. 

Q 6g:  �Dienstanweisung für die Heime des „Lebensborn“ e. V. von 1938

Arolsen Archives, 4.1.0/82448179.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06g/
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Arolsen Archives, 4.1.0/82448180.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06g/
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Mütter, Schwangerschaft und die NS-„Rassenideologie“

Arolsen Archives, 4.1.0/82448182.Arolsen Archives, 4.1.0/82448181.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06g/
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Mit diesem Schreiben vom 19. August 1940 wandte sich der Leiter des „Lebensborn“-Heimes „Harz“ in Wernige-
rode, SS-Untersturmführer Dr. Louis Baatz, an den medizinischen Leiter des „Lebensborn“, Dr. Gregor Ebner, und 
informierte über ein neugeborenes Kind mit Hasenscharte und Wolfsrachen. Er fragte außerdem, wie man weiter mit 
Mutter und Kind umgehen solle. Aufgrund der Fehlbildung bestehe das Risiko, dass das Kind an „Aspirationspneu-
monie“ sterben könne. Dieser medizinische Fachbegriff beschreibt eine Lungenentzündung, die durch Erbrochenes 
oder andere aus dem Magen zurückgeflossene Sekrete ausgelöst wird.

Q 6h:  �Schreiben des Leiters des „Lebensborn“-Heimes „Harz“ in Wernigerode an den 
Leiter im Gesundheitswesen im „Lebensborn“ vom 19. August 1940 über ein 
neugeborenes Kind mit Hasenscharte und Wolfsrachen

Arolsen Archives, 4.1.0/82460746.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06h/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06h/
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Der „Lebensborn“ e. V. unterstand dem Reichsführer-SS Heinrich Himmler. Das Amt L (für „Lebensborn“) bescheinig-
te die „arische“ Abstammung der Kinder, die in einem dieser Heime geboren wurden.

Q 6i:  �Bescheinigung des Amts L (Lebensborn) im persönlichen Stab des Reichsfüh-
rers-SS Heinrich Himmler über die „arische Abstammung“ eines im „Lebensborn“-
Heim „Harz“ in Wernigerode geborenen Kindes

Lebensspuren e. V. - Interessengemeinschaft der Lebensbornkinder in Deutschland und Vereinigung zur geschichtlichen Aufarbeitung 
des “Lebensborn”.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/thema-06/quelle-06i/
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